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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 6 . J a h r g a n g , D e z e m b e r 2 0 0 4 , H e f t 1 2

D e r a k t u e l l e B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Herr Rechtsanwalt, was kostet der Prozess?

Obwohl Zeithonorare sich immer mehr

durchsetzen, ist das Rechtsanwaltstarifge-

setz immer noch in den meisten Fällen Basis

für die Kostenberechnung, insbesondere für

Vertretungsleistungen des Rechtsanwaltes

vor Gericht. Der Rechtsanwaltstarif als Kos-

tenersatztarif ist die einheitliche, sachliche

Grundlage für den Kostenersatz als eines

der tragenden Prinzipien des Prozessrechts.

Der Aufbau des Tarifgesetzes ist im Hinblick

auf seinen Zweck sachgerecht. Das heißt

aber nun noch nicht, dass dieser Tarif für

den Laien leicht verständlich oder ihm leicht

erklärbar wäre. Im Gegenteil, wer je ver-

sucht hat, einem Klienten den Tarif zu erläu-

tern, weiß um die Schwierigkeit seinen In-

halt zu vermitteln. Viele Klienten zeigen

auch wegen des ihnen bekannten Kostener-

satzprinzips in Verbindung mit der Über-

zeugung, dass sie im Recht sind, kein gro-

ßes Interesse an solchen Erklärungen. Umso

größer ist dann beim unerwarteten Misser-

folg die Abneigung, auch noch Kosten zu

bezahlen.

Es ist daher eine unbedingte Notwendigkeit

bei Übernahme des Mandates auch ein

Kostengespräch zu führen (siehe § 50

Abs 2 RL-BA). Dabei ist es notwendig, das

Verständnis des Klienten dafür zu wecken,

dass der Umfang der Leistungen des Rechts-

anwaltes im Vorhinein nicht feststeht und

sich das Honorar daher nicht verlässlich ab-

schätzen lässt. Der Rechtsanwalt bietet

keine Ware an, deren Qualität sich durch

Augenschein feststellen lässt, er erbringt

eine geistige Leistung, deren Qualität durch

langjährige Ausbildung und lebenslange

Fortbildung gesichert wird. An die Stelle

des Augenscheins tritt das Vertrauen des Kli-

enten in die Qualität der Leistung des An-

waltes, die eben nicht vom Fließband

stammt, sondern einen hoch spezialisierten,

auf den jeweiligen Klienten besonders zu-

geschnittenen Leistungsinhalt hat.

Die schriftliche Niederlegung des Inhaltes

des Auftrages unter Beifügung der Ge-

schäftsbedingungen (ein Muster finden Sie

im Internen Bereich vom www.rechtsan-

waelte.at) sollte dabei jedem Mandat zu-

grunde liegen.

Der Arbeitskreis Honorarrecht hat eine Kos-

tenfibel erstellt, die in Kürze unter www.

rechtsanwaelte.at abrufbar sein wird.

Diese Kostenfibel kann als Grundlage für

das Honorargespräch dienen und dem Kli-

enten bei dieser Gelegenheit übergeben

werden. Der Österreichische Rechtsan-

waltskammertag hofft damit, ein für diesen

Zweck sehr taugliches Werkzeug geschaf-

fen zu haben.

Das so genannte Lissabon-Ziel bis zum

Jahre 2010, die Union zum wettbewerbsfä-

higsten und dynamischsten wissensbasier-

ten Wirtschaftsraum der Welt zu machen,

hat unter anderem den Preis für Dienstleis-

tungen in den Mittelpunkt des Interesses ge-

stellt. Ähnlich wie ein Erzeugerpreisindex

soll ein Dienstleistungspreisindex entstehen,

mit dessen Schaffung die Statistik Öster-

reich befasst ist. Für die Rechtsberatung soll

hier ebenso wie für Post- und Kurierdienst-

leistungen und Vermietung von Kraftwagen

bis 3,5 Tonnen ein Index erstellt werden.

Die Sinnhaftigkeit dieser Einteilung mag da-

hingestellt bleiben. Dass man offenbar

meint, einen Index für Rechtsberatung

ebenso einfach feststellen zu können wie

für die anderen genannten Dienstleistun-

gen, zeigt eine gewisse Sachfremdheit.

Tatsächlich ist, so berichtet die Statistik

Österreich, auf dem „Dienstleistungssektor

Rechtsberatung“ kein Preisindex in Sicht,

und zwar „mangels Bereitschaft der Mel-

debetriebe“. Die Idee war es, Modellfälle

für eine Preiserhebung zu konstruieren.

Die Fehleinschätzung liegt darin – siehe

oben –, dass es solche Modellfälle eben

nicht gibt, und wenn man sie gegen die tat-

sächliche Erfahrung konstruiert, wird es

keine Fälle geben, mit denen man diese

Fälle vergleichen kann. Was als „ablehnen-

des Verhalten, das auch von den meisten

Vertretern anderer Freier Berufe zu erwar-

ten ist“, gewertet wird, ist nicht böser Wille,

sondern liegt in der Natur der Leistung des

Rechtsanwaltes.

Weitwendige Erhebungen sind bei näherer

Hinsicht aber auch gar nicht notwendig. Zu

den Ansätzen des Rechtsanwaltstarifgeset-

zes, das beim gerichtlichen Kostenersatz

Grundlage für das Rechtsanwaltshonorar

ist, kann der Bundesminister für Justiz im Ein-

vernehmenmit demHauptausschussdesNa-

tionalrates Zuschläge festsetzen, wenn und

soweit dies notwendig ist, um den Rechtsan-

wälten eine, den geänderten wirtschaftli-

chen Verhältnissen entsprechende angemes-

sene Entlohnung zu sichern (§ 25 RATG).

Die letzte Zuschlagsverordnung (BGBl II

2001/227) ist am 1. 7. 2001 in Kraft ge-

treten, setzt man diesen Zeitpunkt gleich

mit der Zahl 100, hat sich seither der Dienst-

leistungspreisindex für Rechtsanwälte nicht

verändert und ist immer noch bei 100.

Der Verbraucherpreisindex ist dagegen im

gleichen Zeitraum um 5,4 % gestiegen.
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Zivilverfahrens-Novelle 2004
Am 18. November 2004 wurde im BGBl I 2004/128 die im Ok-
tober 2004 im Nationalrat beschlossene Zivilverfahrens-Novelle,
mit der die Prozesskostenhilfe-Richtlinie umgesetzt wird, kundge-
macht. Die EG-Richtlinie zur Verbesserung des Zugangs zum Recht
bei Streitsachen mit grenzüberschreitendem Bezug sieht die Festle-
gung gemeinsamer Mindestvorschriften für die Prozesskostenhilfe
in derartigen Streitsachen vor.

Diese Novelle enthält auch Änderungen der RAO, des RATG, des
RAPG und des DSt, die am 1. 12. 2004 in Kraft getreten sind bzw
am 1. 1. 2005 oder 1. 7. 2005 (Datum des In-Kraft-Tretens jeweils
in Klammer) in Kraft treten werden:

RAO
* Der neu eingefügte § 45 Abs 4a sieht vor, dass der Verfahrenshel-

fer auf seinen Antrag hin von der Rechtsanwaltskammer von der

Bestellung dann enthoben werden kann, wenn das Gerichtsverfah-

ren, für das die Beigebung erfolgt ist, rechtskräftig beendet ist und

nicht innerhalb eines Jahres ein Vollstreckungsverfahren eingelei-

tet wird und ein entsprechender Auftrag auch für die nächste Zeit

nicht absehbar ist. (1. 12. 2004)

* § 26 Abs 1: Die Anzahl der Ausschussmitglieder einer Rechtsan-

waltskammer, die bis zu 100 Mitglieder hat, wird mit fünf festge-

legt. (1. 1. 2005)

* § 1 Abs 2 lit f: Die für die Eintragung in die Liste der Rechtsan-

wälte notwendige Anzahl der Ausbildungshalbtage wird von 36

auf 42 (davon zwingend 6 Halbtage Mediationsausbildung) er-

höht. Diese Ausbildung soll später auch zumindest teilweise auf

eine Mediationsausbildung angerechnet werden können. Eine

damit korrespondierende Änderung der RL-RAA ist in Vorberei-

tung.

Von dieser Änderung betroffen sind jene Rechtsanwaltsanwärter

/ Rechtsanwälte, die nach dem 30. 6. 2005 erstmals in die Liste

der Rechtsanwälte eingetragen werden.

RATG
* § 23 Abs 6: Diese Änderung dient der Klarstellung nach einem Re-

daktionsversehen in Folge der Zivilprozess-Novelle, die am

1. 1. 2003 in Kraft getreten ist. (1. 12. 2004)

* § 10 Z 6b: Mindestbemessungsgrundlage im RATG in der Höhe

von E 4.500,– für im Rechtsmittelverfahren begünstigte Muster-

prozesse. (1. 1. 2005)

Mit 1. 1. 2005 treten auch die im wohnrechtlichen Außerstreitbe-
gleitgesetz (BGBl I 2003/113) enthaltenen Änderungen des RATG
in Kraft. Eine Übersicht über die wichtigsten Änderungen, die

durch das Außerstreitgesetz, das Außerstreitbegleitgesetz und
das wohnrechtliche Außerstreitbegleitgesetz mit Jahresanfang
2005 erfolgen, finden Sie in der nächsten Ausgabe des Anwalts-
blattes in der Rubrik „Neue Gesetze“.

RAPG
* § 24: Entfall der Bestimmung, dass gegen die Stimmen beider

Rechtsanwälte das Gesamtergebnis der Prüfung nicht auf „bestan-

den“ lauten kann. (1. 1. 2005)

* § 25 Abs 3 entfällt. Dies bedeutet, dass nunmehr auch der Repro-

bationszeitraum nach einer nicht bestandenen Rechtsanwaltsprü-

fung auf die praktische Verwendung gemäß § 2 Abs 2 RAO anzu-

rechnen ist. (1. 1. 2005)

DSt
* In § 44 Abs 1 wird die Zustellung an den Beschuldigten im Diszi-

plinarverfahren an das gerichtliche Verfahren angepasst. Nun-

mehr ist auch eine Zustellung durch Hinterlegung gemäß § 17 Zu-

stellgesetz zulässig. (1. 12. 2004)

Eine jeweils konsolidierte aktuelle Fassung der RAO, des EuRAG,
des DSt, der RL-BA, des RAPG, des RATG und der AHR finden
Sie auf www.rechtsanwaelte.at (Toolbox / Gesetzestexte).

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

EU-Quellensteuergesetz
Das EU-Quellensteuergesetz BGBl I 2004/33 (EU-QuStG) tritt mit
1. 7. 2005 in Kraft. Die Bestimmungen zur Identifikationspflicht un-
terscheiden, ob eine vertragliche Beziehung vor oder nach dem
1. 1. 2004 eingegangen worden ist.

Bei vertraglichen Beziehungen, die vor dem 1. 1. 2004 eingegan-
gen worden sind, stellt die Zahlstelle (etwa eine Bank; vgl die De-
finition in § 4 EU-QuStG) Identität und Wohnsitz des wirtschaft-
lichen Eigentümers anhand der Informationen fest, die ihr insbeson-
dere auf Grund der Richtlinie 91/308/EWG des Rates vom
10. 6. 1991 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems
zum Zwecke der Geldwäsche zur Verfügung stehen (§ 3 Abs 1
EU-QuStG), das heißt, dass die Beachtung der Vorschriften, die
schon bisher eingehalten werden mussten, genügt.

Bei vertraglichen Beziehungen, die nach dem 31. 12. 2003 einge-
gangen werden und (beim Fehlen vertraglicher Beziehungen) bei
Transaktionen, die nach dem 31. 12. 2003 getätigt werden, stellt

Wichtige

Informationen
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die Zahlstelle Identität (Name, Anschrift, Steuernummer bzw Ge-
burtsdatum und Geburtsort) und Wohnsitz (ständige Anschrift)
des wirtschaftlichen Eigentümers anhand eines vom wirtschaftli-
chen Eigentümer vorgelegten Passes oder eines anderen geeigne-
ten Nachweises bzw beweiskräftigen Dokuments fest (§ 3 Abs 2
EU-QuStG).
In § 3 Abs 3 EU-QuStG wird ausgeführt, dass die Zahlstelle bei An-
derkonten im Sinne von § 40 Abs 2 BWG Feststellungen nach § 3
Abs 1 und 2 EU-QuStG unterlassen kann, wenn der Treuhänder
schriftlich erklärt, diese Feststellungen iSd Abs 2 vorgenommen
zu haben. Überdies ist vorgesehen, dass der Treuhänder der Zahl-
stelle die für die Richtigkeit der Steuerabfuhr erforderlichen Anga-

ben rechtzeitig macht.
Der Treuhänder hat unmittelbar bei der Kontoeröffnung Namen,
Geburtsdatum und Geburtsort sowie Wohnsitz (ständige Anschrift)

des Treugebers mittels Vorlage des EU-Passes, des Personalauswei-
ses oder eines anderen geeigneten Dokuments darzulegen. Sollte
trotz EU-Passes einWohnsitz in einem Drittstaat behauptet werden,
ist überdies eine Ansässigkeitsbestätigung des betreffenden Staa-
tes vorzulegen. Auf die Haftung bei falschen Angaben wird aus-
drücklich aufmerksam gemacht.

Jene Fälle, in denen keine EU-Quellensteuer zu erheben ist, sind in
§ 10 EU-QuStG geregelt.

In § 2 Absatz 3 letzter Satz EU-QuStG ist vorgesehen, dass die
Zahlstelle die natürliche Person als den wirtschaftlichen Eigentümer
behandelt, die eine Zinszahlung vereinnahmt oder zu deren Guns-
ten eine Zinszahlung erfolgt, wenn die Zahlstelle den wirtschaftli-
chen Eigentümer nicht feststellen kann.

Mag. Andrea Eller, ÖRAK

Wichtige Informationen

Die OMV, als führender Öl- und Erdgaskonzern Mitteleuropas mit Sitz in Wien, bringt Menschen in Bewegung. Wir suchen, finden und för-
dern Öl und Erdgas auf fünf Kontinenten. Wir versorgen Millionen Menschen mit Energie, Wärme, Mobilität sowie Produkten und
Dienstleistungen des täglichen Lebens. Für eines unserer Beteiligungsunternehmen suchen wir eine(n) 

Wir suchen
Menschen, die
mehr bewegen.

Juristen/in
Ihre Aufgabe: 

Vertragsgestaltung und -verhandlungen

Kooperations- und Beteiligungsprojekte

Verantwortung für diverse Rechtsgebiete

Herstellen bzw. Pflegen von Behördenkontakten

Zusammenarbeit mit Kanzleien

Dienstort: Wien

Ihr Profil:

Min. 3 Jahre einschlägige Berufserfahrung, 

speziell im Bereich Handels- und Kartellrecht 

Rechtsvertrautheit in Österreich (idealerweise auch in Italien)

Erfahrung im Energiewirtschaftsrecht wünschenswert

Exzellente Deutsch und Italienischkenntnisse 

Verhandlungssicheres Englisch (Ostsprache erwünscht)

Reisebereitschaft

Selbständiges, eigenverantwortliches Handeln und Teamfähigkeit setzen wir voraus. Wenn Sie darüber hinaus über hohe Leistungs-
bereitschaft, Engagement, Umsetzungskraft sowie lösungsorientiertes Denken verfügen, sind Sie der ideale Kandidat für uns. Ein partner-
schaftliches, teamorientiertes Miteinander zeichnet unser Unternehmen aus.

Wollen Sie mehr bewegen? Dann senden Sie Motivationsschreiben und Lebenslauf (inkl. Foto) an:

OMV Solutions GmbH, Martha Ulrich, Lassallestraße 3, A-1020 Wien 

jobs.at@omv.com (Bewerbung per e-mail erwünscht)
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Achtung: Menschenrechte
Da gibt es glatt zwei formelle Anzeigen einer staatlichen Stelle aus
Mitte Oktober 2004 gegen eine Rechtsanwältin und einen Rechts-
anwalt „An die Staatsanwaltschaft Wien“ wegen „Aufrufs zum Un-
gehorsam gegen Gesetze“ und „Verdachts der Schlepperei“. Zwei
Anzeigen, die so etwas von nichts an sich hatten, so unbegründet
waren – daher auch sofort, nämlich binnen Tagen, eingestellt wur-
den –, dass man dem Geschehen mit Nachdruck nachzugehen
hat.

Laut Medienberichten hat sich „Bundespräsident Heinz Fischer des
Falles angenommen, sein Berater Ludwig Adamovich (langjähriger
Präsident des VfGH) wird mit Amnesty International in Kontakt“ tre-
ten.

Erstmals musste sich der Generalsekretär von Amnesty Österreich
an die UN-Sonderberichterstatterin für Menschenrechtsverteidi-
gung in Genf wenden (sein Schreiben „aus dringendem Anlass we-
gen alarmierender Vorgehensweise“ ist im Internet, zweisprachig,
veröffentlicht). Nicht angenehm für Österreich, bedenkt man etwa,
dass unlängst das deutsche Auswärtige Amt gerade die Tätigkeit
der Menschenrechtsverteidiger hervorhob – „Rechts- und Staatsan-
wälte und Richter, Gewerkschafter, Wissenschafter, Publizisten,
Angehörige von Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften
und andere mehr spielen für die Überwachung der Menschen-
rechtslage . . . eine oft herausragende Rolle . . . Aus eben diesem
Grund sind sie häufig staatlichen Repressionen ausgesetzt . . .“
(Details sind unter www.auswaertiges-amt.de nachzulesen),
ebenso wie die jährlichen Resolutionen der UN-Menschenrechts-
kommission zu den Menschenrechtsverteidigern.

Was warf man in den beiden Anzeigen konkret vor? Tschetscheni-
sche Flüchtlinge versuchten vor einem Jahr mit „glaubhaft geäußer-
ten Schutzansuchen“ nach Österreich einzureisen, mussten aber –
nach Erlassung eines Aufenthaltsverbotes – nach Tschechien zu-
rück. Die Rechtsanwälte – und das dürfen diese selbstverständlich,
schon nach EU-Recht! – nahmen sich der Flüchtlinge an. Visitkarten
wurden überreicht und ohne – geht man von den vorliegenden Fak-
ten aus – irgendeines Hinweises, dass etwa dem Rechtsanwalt nur
die geringste Beitragshandlung in Richtung Schlepperei anzulasten
sei, wurde von der Behörde die genannte Anzeige an die Staatsan-
waltschaft überreicht. Skurriler noch das Geschehen um die Rechts-
anwältin: Diese wurde gar wegen „Aufforderung zum Ungehor-
sam gegen Gesetze“ gemäß § 281 des Strafgesetzes angezeigt,
weil sie in einem Zeitungsinterview Ende September 2004 äu-
ßerte, dass man „schwer traumatisierten Menschen, die von
Abschiebung bedroht sind, helfen müsse und dies kein Verstecken“
sei.

Auch hier wurde das Verfahren dieser Tage eingestellt. Belegstelle
der Anzeige war ein Interview-Artikel im „Standard“. Übrigens:

Wer nach dem recht unbekannten § 281 StGB („in breiter Öffent-
lichkeit … zum allgemeinen Ungehorsam gegen ein Gesetz auffor-
dern“) nachschaut, findet diese Bestimmung unter den Schlagwor-
ten „Aufruhr, Aufstand, Widerstand“ im Rechtsinformationssystem
des Bundes. Soviel zurWertigkeit des Interviews bzw der Standfes-
tigkeit der Anzeige an die Staatsanwaltschaft gegen eine Rechtsan-
wältin.

In Österreich gibt es das allgemeine Anzeigerecht (§ 86 StPO). Der
Anzeiger steht unter einer gewissen Immunität, damit er sich nicht
um Verleumdungsklagen sorgen muss, wenn sich später heraus-
stellt, dass seine Anzeige doch nicht zur Verurteilung des Ange-
zeigten geführt hat.

Darum geht es hier nicht. Es geht um die Frage, ob mithilfe förmli-
cher Strafanzeigen gegen Rechtsanwälte in Ausübung ihres Beru-
fes, also unter Verletzung der im demokratischen Rechtsgefüge an-
erkannten Grundsätze der Ausübung einer freien Anwaltschaft,
vorgegangen wurde.

International anerkannt ist, dass Rechtsanwaltschaft zu den „Pfei-
lern des Rechtsstaates“ gehört. „Freie Anwaltschaft wurde im-
mer dann abgeschafft, wenn der Rechtsstaat zum Unrechtsstaat
wurde“, wie es Rechtsanwalt und Advocat Heinz Weil, Paris,
unlängst ausdrückte. Nur Wochen nach dem Fall der Berliner
Mauer am 9. 11. 1989 (vor kurzem feierte man das 15-Jahr-
Jubiläum) hob der damalige deutsche Justizminister Engelhard
in seiner Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag nach
der Einleitung „jede Rechtspolitik ist ein Teil der allgemeinen
Politik“ unter anderem (mit Hinweis auf die DDR, wo all das nicht
stattfand) hervor: „Der demokratische Rechtsstaat verlangt eine
starke und unabhängige Justiz“ und „neben einer unabhängi-
gen Justiz verlangt der Rechtsstaat eine starke Anwaltschaft.
Die freie Advokatur ist ein Grundanliegen liberaler Justizpolitik“
und der deutsche Rechtshistoriker Thomas Lorenz zeigt – ebenfalls
am Beispiel der DDR –, wie sehr jeder Versuch, in freie Anwalt-
schaft auch nur im Ansatz einzugreifen, zu verheerenden Folgen
führt, weil „dieser Beruf nicht als gesellschaftlich notwendig beur-
teilt worden“ sei.

Diese Forderung nach gesicherter freier Anwaltschaft ohne jegli-
che Beeinträchtigung auch nur im Ansatz, namentlich auch durch
unbegründete Strafanzeigen, ist keineswegs ein nur österreichi-
sches oder selbstverständliches europäisches Anliegen, sondern
im UN-Grundrecht ebenso gesichert wie in Verträgen, Festlegun-
gen und Beteuerungen auch der neuesten Zeit: Bei der Moskauer
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa im
Herbst 1991 (also unter Teilnahme unter anderem von USA, Ka-
nada, Russland, der Türkei [!] und aller, die inzwischen Mitglieder
der EU bzw EWR sind) wurde neben den Grundprinzipien für die
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Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit festgelegt und bestätigt, dass
jeder „das Recht hat, sich persönlich oder durch einen Rechtsbei-
stand seiner Wahl zu verteidigen“. Die 41 unabhängigen Richter
des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte in Straßburg
judizieren seit 1953 unangefochten zum privilegierten Verkehr

zwischen Anwaltschaft und Klient.

Die beiden in Rede stehenden Anzeigen erscheinen, geht man von
den vorliegenden Fakten aus, auf so dünnem Eis gegründet, dass
ein (österreichischer) Rechtsanwalt, würde er mit einer solchen An-
zeige (im Auftrag seines Klienten), nämlich ohne profunder Prüfung
der Tragfähigkeit, vorgehen, sich unverzüglich mit dem Disziplinar-
rat konfrontiert zu sehen hätte: Die Oberste Disziplinarkommission
beim OGH hält nämlich in stRsp fest, dass „eine Strafanzeige nur
nach sorgfältiger und kritischer Prüfung des Sachverhaltes“ von ei-
nem Rechtsanwalt erstattet werden darf, andernfalls „die Erstattung
der Strafanzeige als leichtfertig anzusehen und demnach als Diszi-
plinarvergehen zu beurteilen“ sei. Zumindest gleicher Maßstab
muss im vorliegenden Fall – für eine von der Behörde erstattete An-
zeige gegen Rechtsanwälte – zu fordern sein. Soviel auch unter
dem Gesichtspunkt der „Waffengleichheit“. Im vorliegenden Fall
besteht leider auch noch der eminente Verdacht, dass die Sicher-
heitsbehörden in bedenklicher Weise das gesetzlich gewährlei-
stete Verschwiegenheitsrecht der Anwälte und ihrer Mandanten
verletzt haben (§9 Abs 3 RAO).

Hier scheint aber die Sache viel tiefer zu gehen: Beobachtet man
die Medienberichte, ging es gezielt um die beiden angezeigten

Personen, den Rechtsanwalt und die Rechtsanwältin, die beide,
weil Fachleute, in den „Menschenrechtsbeirat im Bundesministe-
rium für Inneres“ bestellt bzw in einer der 5 Kommissionen dieses
Beirates als Leiter tätig sind.

Welche Aufgaben hat dieser Menschenrechtsbeirat? Zunächst ein-
mal: Er ist von hervorragenden Fachleuten besetzt, an der Spitze
der Präsident des OGH i.R. und Ersatzmitglied des VfGH Dr. Felz-
mann, die Universitätsprofessoren von Linz/Wien bzw Graz Dr.
Bernd Funk und Dr. Wolfgang Benedek, der Generaldirektor für
die öffentliche Sicherheit Dr. Buxbaum, der Strafsektionschef des
Justizministeriums Dr. Miklau, der langjährige Jugendgerichtshof-
präsident Dr. Jesionek und weitere wichtige Vertreter aus dem Be-
reich des öffentlichen Rechts, internationalem Menschenrechts-
schutz, Arbeitsmarkt, Justizministerium und: Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte. Was oft nicht beachtet wird: Die Tätigkeit
des Menschenrechtsbeirates ist keineswegs nur auf die Prüfung
der Situation angehaltener Menschen unter dem Aspekt ihrer men-
schenwürdigen Behandlung (im Sinne des Artikel 3 Europäische
Menschenrechtskonvention) beschränkt, sondern es können „alle
Aspekte der Menschenrechte im Kontext der gesamten Tätigkeit
der Sicherheitsexekutive“ geprüft werden (so die eigene Aufgaben-
darstellung unter www.menschenrechtsbeirat.at).

Der Schwerpunkt der Tätigkeit des Beirates „liegt im Aufzeigen all-
fälliger struktureller Mängel – was durchaus auch aus Anlass und
am Beispiel signifikanter Einzelfälle geschehen kann – und weiters
darin, durch entsprechende Verbesserungsvorschläge präventiv im
Sinne des Menschenrechtsschutzes… zu wirken“. Daraus schon er-
gibt sich: Gerade zu den vorliegenden beiden signifikanten Einzel-
fällen wird zu prüfen sein, ob „strukturelle Mängel bei der Aufga-
benbesorgung durch die Sicherheitsexekutive“ vorliegen. Denn:
„Aufgabe des Menschenrechtsbeirates ist es auch, das allgemeine
Bewusstsein für die Wahrung der Menschenrechte im Bereich der
Sicherheitsexekutive zu schärfen“ (!).

Zu der ganzen Problematik gibt es noch eine Facette: Der Men-
schenrechtsbeirat soll am 16. November eine Sondersitzung ab-
halten, die von 7 der 10 Beiratsmitglieder gewünscht wurde.1)
Hauptthema dabei sei die Frage der Wiederbestellung des von
den Behörden angezeigten Rechtsanwalts: Dessen Wiederbestel-
lung, die jetzt für die „Kommission OLGWien 1“ ansteht, sei „nach
jetziger Lage abgelehnt“ worden. Insofern wird die Sitzung am
16. November mehrfach interessant. Nicht nur wegen der Frage
der Wiederbestellung, sondern weil, wie aufgezeigt, auch nur
der Schatten einer möglichen Behinderung der freien Anwaltstätig-

keit eine Menschenrechtsfrage darstellt, was zu prüfen, genau im
Kontext mit der (anzeigenden) Sicherheitsexekutive und ihrer „ge-
samten Tätigkeit“ unter die definierten Aufgabenbereiche dieses
Menschenrechtsbeirates fällt.

Und noch etwas am Rande gilt es zu beachten, und hier wird die
Volksanwaltschaft gefordert sein: Sie wird etwa auf der Home-
page des deutschen Außenministeriums unter den „Menschen-
rechtswächtern“, nämlich unter den „Bürgerbeauftragten oder na-
tionalen Menschenrechtskommissionen in den über 100 Ländern,
in denen solche Einrichtungen laut www.unhchr.ch existieren“,
ganz besonders (neben dem „Defensor del Pueblo“ in Argentinien
und Kolumbien und der vergleichbaren Institution in Sambia) her-
vorgehoben: dass diese eines gemeinsam haben, nämlich „ohne
staatliche Weisungsbefugnis die Hintergründe von Bürgerbe-

schwerden zu ermitteln“.

Der amtierende österreichische Bundespräsident wird sich an die
Ansprache seines Vorgängers vom 12. 2.1999 aus Anlass des
Empfanges der Europäischen Präsidentenkonferenz, also der Präsi-
denten der Europäischen Anwaltsorganisationen, die seit mehr als
30 Jahren stets im Februar in Wien stattfindet, erinnern: „Ihre Ar-
beit als Anwälte ist in einer Zeit der globalen Vernetzung und Kom-
munikation wichtiger denn je. Österreich hat bei der Ausformung
der europäischen Rechtssysteme eine große Tradition, auf die wir
stolz sind. Viele rechtspolitische Errungenschaften sind bis heute
in Österreich und in jenen unseren Nachbarländern lebendig ge-
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blieben, die damals zur Donaumonarchie gehörten. Das gilt insbe-
sondere auch für jene Normen, die den Einsatz des Anwalts im Jus-

tizwesen regeln: die verfassungsgemäße Freiheit des Bürgers bei
der Wahl eines Vertrauensanwalts; das Verhältnis des Anwalts ge-
genüber seinem Klienten – vor allem aber gegenüber den Justiz-
und Verwaltungsbehörden; die Frage der Waffengleichheit – und
die freie Arbeitsfähigkeit des Anwalts auch in wirtschaftlicher
und steuerlicher Hinsicht. Allein aus diesen Grundsätzen ergibt
sich, dass die Rechtskultur eines Landes direkt davon abhängig
ist, welche Stellung der Anwalt in der Gesellschaft hat; konkret:
wie unabhängig er ist …“

Damit befand sich der Bundespräsident im Einklang mit einer wich-
tigen Entscheidung des EuGH in Luxemburg vom 19. 2. 2002
„Wouters“ in der Rechtssache C-309/99 (die er freilich noch nicht
kennen konnte), in der die Bedeutung des freien Anwalts hervorge-
hoben und seine Qualifikation als unabhängiger Garant der Inter-
essen seines Klienten (und nur diese zählen), frei von Kollision und
äußeren Einflüssen, ausgezeichnet ist. Vor allem ist in diesem Urteil
der Begriff des „Vertrauensanwalts“ durch seine garantierte Ver-
schwiegenheit noch zusätzlich akzentuiert. Jene Verschwiegenheit,
zu der der österreichische OGH in der Entscheidung vom
16. 10. 1996 zu 9 ObA 2165/96 i ausführte bzw bestätigte,
„das Vertrauen der Klienten in die anwaltliche Verschwiegenheit

ist eine der tragenden Säulen in der Beziehung zwischen Rechtsver-

treter und Mandant“. Und das gilt für Mandanten an allen Orten,
aller Staatsbürgerschaften, Religionen und Herkunft.

Die beiden Anzeigen dieses Oktobers 2004 gegen zwei freie, un-
abhängige Mitglieder dieses Rechtsanwaltsstandes beunruhigen;
die bevorstehenden, zu erwartenden Maßnahmen und Klärungen
geben Anlass zu Optimismus, nämlich dass es Einzelfälle sind und
bleiben.

Zufällig am Tag nach den Pressemeldungen, wonach jene Zei-
tungsinformationen über das Interview der angezeigten Rechtsan-
wältin zu deren Anzeige an die Staatsanwaltschaft wegen „Aufru-
fes zum gesetzlichen Ungehorsam“ führten, wurde publik, dass die
Zeitungsausschnitte vom Innenministerium an die anzeigende Be-
hörde geschickt wurden; zufällig am Tag danach, also am
30. 10. 2004, wurde zahlreichen TV-Konsumenten in der Quiz-
Sendung „Millionenshow“ in Erinnerung gerufen, was „Principiis
obsta!“ heißt: Wehret den Anfängen. Der Kandidat, der nach ei-
nem 50 : 50-Joker nur mehr zwischen zwei Antworten zu entschei-
den hatte, überlegte langte, aber er hatte ein Gespür: Er tippte auf
die richtige Antwort und rief den Zuschauern damit Ovids Mah-
nung in Erinnerung.

Das wollte der Autor dieser Zeilen auch.

Dr. Harald Bisanz
Präsident der Rechtsanwaltskammer Wien

(Veröffentlicht auch in der „Wiener Zeitung“ vom 6. 11. 2004)
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Mit himmlischen Grüßen
Wie Weihnachtspost der Werbung nützt

Die beste Werbung für einen Rechtsanwalt ist die Wertschätzung
seiner Klienten. Zufriedene Klienten werden wieder kommen, ihren
Rechtsanwalt weiter empfehlen und neue Klienten bringen. Diese
Werbung lässt sich aber nicht kaufen. Einen Teil „bezahlt“ der
Rechtsanwalt mit der Qualität seiner Dienste und Leistungen. Den
weitaus größeren Teil „bezahlt“ er jedoch in Form des Verhaltens,
mit dem er seinem Klienten gegenüber tritt. Fühlt sich der Klient als
Person respektiert und geschätzt? Geht der Rechtsanwalt auf seine
Bedürfnisse ein?
Im Rahmen dieser Serie wurde schon darauf hingewiesen, dass
sich die Klienten oft in einer Krise befinden, wenn sie ihren Rechts-
anwalt aufsuchen. In einer solchen Situation sehen sie in ihm nicht
nur einen „rechtlichen Helfer“. Sie sehen in ihm mitunter ihren Psy-
chologen und Berater, ihren wichtigsten Ansprechpartner und
engsten Vertrauten. Das Verhältnis des Klienten zum Rechtsanwalt
ist daher oft sehr viel persönlicher als umgekehrt und das liegt in
der Natur der Sache. Doch gerade deshalb gilt es hin und wieder,
dieser Persönlichkeit von anwaltlicher Seite Rechnung zu tragen.
Weihnachten ist ein hervorragender Anlass dafür.

Was in einer Weihnachtsbotschaft steckt

Obwohl in den nächsten Tagen viele Weihnachtsgrußkarten ver-
schickt werden, wird sich der Klient über einen persönlichen Gruß
seines Rechtsanwalts besonders freuen, gerade wenn die Zusam-
menarbeit beendet ist oder eine Weile zurück liegt. Ein persönli-
cher Weihnachtsgruß ist eine Geste, die dem Klienten das Gefühl
gibt, geachtet und geehrt zu werden, dass man ihn in Erinnerung
hält. Das ist mehr wert als Geld – vorausgesetzt der Gruß ist per-
sönlich und hierin liegt der einzige Haken. Sollen die weihnachtli-
chen Grüße ankommen, erfordert das Zeit.
Eine Grußbotschaft für Weihnachten oder das neue Jahr muss nicht
lang sein. Oft sind es die kleinen Dinge, die besondere Freude be-
reiten. Umso wichtiger ist es jedoch, persönliche Worte zu finden –

und wenn es nur ein Dank für die Zusammenarbeit mit persönlicher
Anrede ist. Standardfloskeln wie „Frohe Weihnachten und einen
guten Rutsch wünscht Ihnen . . .“ sind jedenfalls zu vermeiden, da
sie ebenso lieblos hingenommen werden wie sie abgeschickt wur-
den.
Und dann ist zu überlegen, wie die Weihnachtsgrüße übermittelt
werden. Klassisch, per Post oder via E-Mail?

Worauf bei klassischen Weihnachtskarten zu
achten ist

EineWeihnachtskarte, die per Post und mit einer Sondermarke ver-
sehen versendet wird, wird ihre Wirkung zeigen. Es gilt allerdings,

Klasse zu beweisen. Eine Klappkarte, wie sie von Spendenorgani-
sationen verschickt wird und so billig in der Herstellung ist, dass es
ihr anzusehen ist, ist ebenso kontraproduktiv wie ein Standard-
schreiben.

Unabhängig davon ob ein hochwertiger Briefbogen oder eine
Karte aus handgeschöpftem Papier mit passendem Umschlag
für die Weihnachtspost verwendet wird, die Devise muss lauten:
Wählen Sie eine Karte, die zu Ihrer Kanzlei und Ihrem Image
passt, eine Karte, über die Sie sich auch freuen würden, aber
übertreiben Sie nicht. Und verwenden Sie Handschrift – je mehr,
desto besser.

Worauf bei E-Mail-Weihnachtsgrüßen zu
achten ist
Da der Versand von Weihnachtskarten per Post eine Kostenfrage
ist, bietet das E-Mail eine günstige Alternative. Von e-Karten, wie
sie im Internet hundertfach zum kostenlosen Download bereit ste-
hen, sollte allerdings kein Gebrauch gemacht werden, wenn Ihnen
der Klient teuer ist.

Zum einen wird er mit solchen „Fröhlichmachern“ vorWeihnachten
zugeschwemmt – und möglicherweise hat er das von Ihnen ausge-
wählte Motiv schon von drei anderen geschickt bekommen. Damit
würde nicht nur jede Persönlichkeit verloren gehen, sondern auch
Ihre individuelle Note. Zum anderen werden diese Mitteilungen
oft irrtümlich für Spams gehalten.

Wenn Sie sich entschließen, einen Teil oder alle Ihre Klienten mit
einem E-Mail zu grüßen, sollten Sie ein bisschen mehr Zeit in die
zu schreibenden Zeilen investieren. Betrachten Sie den Weih-
nachtsgruß als einen kurzen Brief. Die Betreffzeile ist besonders
wichtig, da sie vor allen anderen gelesen wird. Wie bei der
Weihnachtskarte sollte auf Standardfloskeln wie „Frohe Weih-
nachten und einen guten Rutsch wünscht Ihnen . . .“ verzichtet wer-
den.

Machen Sie die mangelnde Form beim E-Mail mit persönlichem In-
halt wett, wird die Botschaft dieselbe sein: Der Klient wird sich
freuen und Sie werden in seiner Wertschätzung steigen.

Was zählt
Letztlich kommt es auf Ihre Aufmerksamkeit an und Weihnachten
bietet bei weitem nicht die einzige Gelegenheit, diese zu zeigen.
Denken Sie an Geburtstage oder seien Sie erfinderisch: Kreieren
Sie Jubiläen und bedanken Sie sich für die Zusammenarbeit, die
zwei, drei, vier oder mehr Jahre alt ist.

Mag. Christa Salchner
ÖRAK Öffentlichkeitsarbeit

PR-Tipps
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Inland
6. Dez. Wien, Juridicum

Generalversammlung, Hauptversammlung

Gesellschaftsvertrag, Satzung, Sonderrechte, Informa-
tionsrechte – RA Univ.-Doz. Dr. Johannes Reich-Rohr-
wig

6. Dez. Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Kartellrecht
2005 – Dr. Stefan Keznickl, RA Mag. Dr. Rainer Roni-
ger, LL.M., Dr. Theodor Taurer

7. Dez. Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Vertriebsver-
träge – DDr. Alexander Petsche, MAES

13. Dez. Wien, Juridicum
Kapitalerhöhung, Kapitalherabsetzung, Umgründun-
gen

Kapitalschnitt, Kapitalberichtigung, GmbH und AG in
der Krise – RA Univ.-Doz. Dr. Johannes Reich-Rohrwig

15. Dez. Wien
Verlag Österreich Akademie: Neuerungen der Lohn-

verrechnung 2005 – ADir. Josef Hofbauer

10. Jän. Wien, Juridicum
Übertragung von Geschäftsanteilen und Aktien –

Formgebot bei GmbH-Geschäftsanteilen, Satzungsre-
gelungen – RA Univ.-Doz. Dr. Johannes Reich-Rohrwig

10. Jän. Wien
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streit – ADir Haber-
sam-Wenghoefer

17. Jän. Wien, Juridicum
GmbH (AG) & Co KG, Europäische Aktiengesellschaft,

Sparkasse, Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit –
RA Univ.-Doz. Dr. Johannes Reich-Rohrwig

20. Jän. Innsbruck
Verlag Österreich Akademie: Der Prokurist in der
Wirtschaftspraxis. Rechtsstellung – Aufgabenbereich
– Haftungsfragen – Christian Fritz

20. Jän. Graz
Verlag Österreich Akademie: Die neue strafrechtliche

Verantwortlichkeit von Unternehmen nach dem Ver-
bandsverantwortlichkeitsgesetz – VbVG – ao. Univ.-
Prof. Dr. Marianne Löschnig-Gspandl

24. Jän. Wien, Juridicum
Genossenschaft, Konzernrecht – RA Univ.-Doz. Dr. Jo-
hannes Reich-Rohrwig

25. Jän. Wien
Verlag Österreich Akademie: Die Beendigung des

Mietverhältnisses – Kündigung – Befristung – Investiti-
onsablöse – Dr. Andrea Reiber

26. Jän. Wien
Verlag Österreich Akademie: Außerstreitgesetz NEU
samt Familien- und Erbrechtsänderungsgesetz – Dr.
Hans Langer

26. Jän. Wien
Verlag Österreich Akademie: Neueste OGH-Judikatur

im Vertragsrecht – HR Prof. Dr. Franz Hartl, Vize-Präs.
des OGH Dr. Horst Schlosser

3. bis
5. Feb.

Wien
Europäische Präsidentenkonferenz der Präsidenten
der nationalen Anwaltskammern und internationalen
Anwaltsorganisationen

22. bis
25. Mai

Wien
International Pension & Employee Benefits Lawyers As-
sociation 10th International Conference

10. bis
14. Juli

Rust
4th International Tax Law Summer Conference

Termine

Neu!
Antiquarische Literatur bei Manz unter
www.manz.at
Ab sofort steht das MANZ Antiquariat auf der Homepage im Bereich der
Buchhandlung für Ihre Bestellungen bereit. Schnell und effektiv steuern Sie
so zu Ihrem gewünschten Werk. 
Für weitere Informationen steht Ihnen gerne Herr Walter Flicker unter 
(01) 531 61-678 zur Verfügung.
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§ 1 IESG; §§ 72, 74, 82 GmbHG:

Vorrang der Insolvenz-Entgeltsicherung gegenüber den Rechtsfol-
gen des Eigenkapitalersatzrechts

Ansprüche des nicht beherrschenden Gesellschafters, der bei der
GmbH angestellt ist, aus dem Dienstverhältnis stellen einen nicht er-
füllten Anspruch iSd Richtlinie 80/987 EWG dar. Er verliert seinen
Anspruch auf Arbeitsentgelt nicht, wenn er seinen Arbeitslohn nach
Eintritt der ihm erkennbaren Kreditunwürdigkeit für einen Zeitraum
von weniger als drei Monaten nicht einfordert.

EuGH 1. 9. 2003 C-201/01 ecolex 2004/94 (Bauer/Größ)
(siehe auch Weber-Wilfert, EuGH: Sittenwidrigkeit und Eigenkapi-
talersatz im IESG, RdW 2004/209).

&

§ 74 GmbHG:
Eigenkapitalersetzende Gesellschafterdarlehen –Geltendmachung

im Konkurs

Handelt es sich bei dem Entgeltanspruch eines Gesellschafters um
einen Anspruch aus seinem Dienstverhältnis zur Gesellschaft, dann
besteht die angemeldete titulierte Forderung, so wie sie angemel-
det wurde, überhaupt nicht und ist sie im Konkursverfahren nicht
zu berücksichtigen.

OGH 28. 8. 2003, 8 Ob 221/02m, GesRZ 2003, 351.

&

§ 131 HGB; § 3 KO:

Konkurs eines Kommanditisten

1. Auch durch die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen ei-
nes Kommanditisten wird eine K(E)G aufgelöst. Die Fortsetzung be-
darf eines – auch konkludenten – Gesellschafterbeschlusses, bei
dem auch der Masseverwalter mitwirken muss, soweit dies auf
die Massegläubiger Einfluss haben kann.

2. Von der Konkursaufhebung an sind alle vorher vom Gemein-
schuldner vorgenommenen Rechtshandlungen, die nach § 3 KO re-
lativ unwirksam waren, wirksam.

OGH 15. 10. 2003, 7 Ob 183/03 t, GesRZ 2004, 55 = RdW
2004/193.

&

§ 159 StGB nF (§ 6 StGB):

Grobe Fahrlässigkeit

Unter dem durch die Neufassung des § 159 StGB durch BGBl I
2000/58 erstmals in das StGB eingeführten, nicht bloß schuld-,
sondern auch unrechtsbezogenen Begriff der groben Fahrlässig-
keit ist eine ungewöhnliche und auffallende Sorglosigkeit des Tä-
ters zu verstehen, wobei insbesondere der Eintritt des konkret her-

beigeführten Erfolgs nicht nur als entfernt möglich, sondern als ge-
radezu wahrscheinlich vorhersehbar war.

Der Grad der Fahrlässigkeit wird in erster Linie vom Handlungsun-
wert, für dessen Bewertung auch die durch das Verhalten des Tä-
ters drohende und für ihn vorhersehbare Rechtsgutbeeinträchti-
gung heranzuziehen ist, bestimmt, während der Erfolgsunwert,
also das Ausmaß der tatsächlich bewirkten Beeinträchtigung der
Gläubigerinteressen, für die Quantifizierung des Handlungsun-
rechts unmaßgeblich ist. Als Kriterien eines gesteigerten Hand-
lungsunrechts dienen vor allem das besondere Gewicht der verletz-
ten Pflichten, der besondere Gefährlichkeitsgrad des Täterverhal-
tens und der gesteigerte Umfang der drohenden Rechtsgutbeein-
trächtigung, während als schuldmindernde Faktoren etwa der
vorwerfbare Rechtsirrtum, weiters schuldeinschränkende und ganz
allgemein all jene Umstände in Betracht kommen, die einem
Schuldausschließungsgrund nahe kommen.

EvBl 2004/8 OGH 24. 6. 2003, 11 Os 28/03 (LG Salzburg 35
Hv 1117/01d).

&

Art 54 SDÜ:

Ne bis in idem

Art 54 SDÜ untersagt grundsätzlich die Verfolgung einer Tat dann,
wenn in einem Mitgliedstaat des Übereinkommens der staatliche
Strafverfolgungsanspruch durch eine Entscheidung einer dazu be-
fugten Strafverfolgungsbehörde – nicht notwendigerweise durch
ein Gericht oder unter Mitwirkung eines Gerichts – verbraucht
ist, gleichviel, ob durch Verurteilung, Freispruch oder Verfahrens-
einstellung. Dass sich das Verfolgungshindernis nur auf nach ihrem
historischen Geschehen idente Sachverhalte beziehen kann, ver-
steht sich von selbst.

EvBl 2004/34 OGH 11. 8. 2003, 11 Os 96/03 (LGStWien 041
Hv 22/02g; OLG Wien 17 Bs 244/03).

&

§ 159 Abs 5 Z 3 StGB:

Wirft das schuldnerische Unternehmen keinen Ertrag ab oder ar-
beitet es überhaupt nur mit Verlust, so ist eine Geschäftsführer-
entlohnung in der Regel schon dann als übermäßiger Aufwand
iSd § 159 Abs 5 Z 3 StGB zu beurteilen, wenn sie über das hin-
ausgeht, was zur allerbescheidensten Lebensführung notwendig
ist.

OGH 16. 12. 2003, 14 Os 158/03; ÖJZ-LSK 2004/67.

Schon gelesen?
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§ 98 Abs 1 EheG:
„Haftung für Kredite“

Rechtsanwaltliche Honorarforderungen sind keine „hinausgescho-
benen Leistungspflichten“ wie etwa solche aus Ratengeschäften;
daher keine Anwendung des § 98 EheG über den gerichtlichen
Ausspruch „Wer ist Hauptschuldner, wer Ausfallsbürge“.

OGH 20. 1. 2004, 5 Ob 183/03b; JBl 2004, 584.

(OGH-Entscheidung entgegen Rekursgericht, das dem hinsichtlich
der Honorarzahlung betroffenen Rechtsanwalt nicht Folge gege-
ben hatte. Eine lesenswerte Entscheidung, auch zur Frage der „Vor-
sorge“ bei Vertretung von Ehegatten. Bisanz.)

&

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.
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 Zahlreiche praktische Beispiele
 Auswirkungen der Steuerreform 2005
 Berufsrechtliche Rahmenbedingungen
 Kriterien zur Rechtsformwahl
 Steuerliche Vermögensübertragung
 Die Einbringung in Handelsrecht, allgemeinem Steuerrecht

und UmgrStG
 Ermittlung des Verkehrswertes

Die berufsrechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
machen konzeptionelle Veränderungen in der Rechtsform, in der
Partnerstruktur und im Außenauftritt von Rechtsanwaltskanzleien
zunehmend erforderlich.

Neben einem ganzheitlichen Überblick über die berufs-, gesell-
schafts- und insbesondere steuerrechtlichen Aspekte einer Ein-
bringung in eine Rechtsanwalts-GmbH werden in diesem Buch
die Techniken der einzelnen für den Umgründungsakt erforder-
lichen Schritte, die steuerlichen Erfordernisse und Konsequenzen
sowie Hinweise für eine effiziente Durchführung von der Konzep-
tionierung bis zur Vertragsgestaltung aufgezeigt.

Praxistipps zur
Umgründung

URTEIL
Das Landesgericht Feldkirch hat durch die Richterin Mag. Marlene
Ender in der Rechtssache der klagenden Partei Kammer der
Wir tschaf ts t reuhänder, 1120 Wien, Schönbrunner-
straße 222-228, vertreten durch D r.  H a n n o  L i e b m a n n ,
R e c h t s a n w a l t  i n  1 0 1 0  W i e n , wider die beklagte Partei,
Ing.  R i chard Klocker, 6923 Lauterach, Dorf 4, vertreten
durch D r.  E u g e n  A m a n n ,  R e c h t s a n w a l t  i n  6 9 0 0
B r e g e n z , wegen Unterlassung (Streitwert: EUR 36.000,–) und
Urteilsveröffentlichung (Streitwert: 7.000,–) nach mündlicher
Streitverhandlung zu Recht erkannt:

1) Die beklagte Partei ist schuldig, es im geschäftlichen Verkehr zu
Zwecken des Wettbewerbs zu unterlassen, ohne die erforderli-
che Berechtigung einen Wirtschaftstreuhandberuf auszuüben
und insbesondere Buchhaltungs- und Beratungsleistungen anzu-
bieten, die den Selbständigen Buchhaltern, Steuerberatern,
Buchprüfern und Wirtschaftsprüfern vorbehalten sind.

2) Die klagende Partei wird ermächtigt, den Urteilsspruch binnen 
6 Monaten nach Rechtskraft auf Kosten des Beklagten im 
Textteil einer Ausgabe des Österreichen Anwaltsblatts in Norm- 
lettern mit Fettdruckumrandung, Fettdrucküberschrift sowie ge- 
sperrt und fettgedruckten Namen der Prozessparteien veröffent- 
lichen zu lassen.
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o. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Jelinek, Graz

Prozessbeschleunigung1)
Zivilprozesse sind konzentriert und zielgerichtet so zu führen, dass Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens, Richtigkeit der Tat-
sachenfeststellung und Zutreffen der rechtlichen Beurteilung in höchst möglichem Ausmaß gewährleistet sind. In dem durch
Rechtsstaatlichkeit und Richtigkeitsgewähr abgesteckten Rahmen ist dafür zu sorgen, dass der Prozess nur das unerlässliche
Ausmaß an Zeit in Anspruch nimmt. Hiefür muss das organisatorische Umfeld optimiert sein. Von größter Bedeutung ist auch
die positive Motivation der am Prozessgeschehen unmittelbar Beteiligten. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, können ge-
setzgeberische Maßnahmen zur Prozessbeschleunigung in der Praxis effektiv werden. Dies bestätigen Blicke über die
Grenze. Die wachsende Berücksichtigung des Beschleunigungsgedankens im Europäischen Zivilverfahrensrecht ist zu be-
grüßen und in den durch Rechtsstaatlichkeit und Richtigkeitsgewähr gesetzten Grenzen weiter zu entwickeln.

I. Verfahrensdauer und Advokatur

1. Zu allen Zeiten wurde über die Dauer gerichtlicher Verfahren ge-
klagt und Prozessbeschleunigung verlangt. Anlässe bildeten und
bilden meistens öffentlichkeitswirksam aufbereitete „Ausreißer“-
Verfahren. Dazu kommt das negativ besetzteWort „Verzögerung“.
Denn lange Verfahrensdauer darf keinesfalls mit gewollter und ge-
zielter Verzögerung gleichgesetzt werden; auch sollten nicht von
vornherein pauschal bestimmte Personengruppen, vor allem Rich-
ter und Rechtsanwälte, der Neigung geziehen werden, einen zügi-
gen Verfahrensablauf vorsätzlich zu behindern. Wer in unserem
Land ein solches Zerrbild der Rechtswirklichkeit zur Grundlage
von Prozessrechtsreformen macht, muss das Ziel verfehlen. Wer
primär Schutzmechanismen gegen selten vorkommende pathologi-
sche Entartungen aufbauen will, trifft nicht das Wesentliche: Denn
im Mittelpunkt jeder Reform hat die zügige Erledigung der durch-
schnittlichen Alltagsfälle zu stehen. Es geht also um die immer wie-
der zu stellende und zu beantwortende Frage, ob sich in den
Durchschnittsfällen die Verfahrensdauer verkürzen lässt.
Unzählige Maßnahmen wurden hierzulande und anderswo er-
dacht, ausprobiert und wieder verworfen, um überlanger Verfah-
rensdauer Herr zu werden. Vorschläge, Memoranden, Streitschrif-
ten von Interessenvertretern und wissenschaftliche Äußerungen fül-
len Bibliotheken.
Dem kundigen Gestalter des Prozessrechts sind naturgemäß alle
Regelungselemente und -techniken bekannt, mit denen die Verfah-
rensdauer verkürzt werden kann. Dass auf diesem Gebiet neue
Bauelemente des Verfahrensrechts erdacht werden können, ist we-
nig wahrscheinlich. Vielmehr geht es darum, die an sich bekannten
Bauelemente so zu kombinieren, dass das Ziel der kürzeren Verfah-
rensdauer mit einiger Wahrscheinlichkeit erreicht werden kann.
2. Das ist natürlich auch den Organisatoren des Delegiertentages
geläufig. Mehr noch: Gerade die Advokatur erhebt dann, wenn es
um Verfahrensdauer und Prozessbeschleunigung geht, sehr ener-
gisch ihre Stimme.
a) Sie befindet sich dabei in einer nicht unbedingt beneidenswer-
ten Lage: Denn viele auf Beschleunigung abzielende Maßnahmen

sind geeignet, im Einzelfall das Leben des Parteienvertreters zu er-
schweren: Jeder Rechtsanwalt kann – vor allem als Beklagtenvertre-
ter – vor der Aufgabe stehen, die unausweichliche Niederlage sei-
nes Mandanten möglichst spät eintreten zu lassen oder doch die
Vergleichsbereitschaft des Gegners zu stärken. Gerade Anwälte,
die hervorragende Kenner des Prozessrechts sind, wenden mit ei-
ner gewissen Eleganz prozessuale Mittel zur Erreichung solcher
Ziele an. Dass hiefür das Prozessrecht eingesetzt wird, ist – von hö-
herer Warte aus gesehen – durchaus unerwünscht. Doch handelt
es sich um ein zählebiges Stück Rechtswirklichkeit.

b) Außerdem muss jeder berufsmäßige Parteienvertreter mit dem
unerfreulichen Vorhalt eines Rechtsmittelgerichts rechnen, er habe
ein Vorbringen überhaupt nicht oder nicht rechtzeitig erstattet,
was sodann in einen Anwaltswechsel mündet: Solche Vorhalte er-
leichtern es dem nächsten Vertreter der mittlerweile unterlegenen
Partei, seinen Kollegen und Vormann mit einer Haftungsklage zu
konfrontieren. Mit einigem Geschick wird diese Klage zwar so ge-
fasst sein, dass mit einer Deckung durch die Haftpflichtversiche-
rung gerechnet werden kann. Doch erzeugt dies im Betroffenen
wohl nicht Gleichgültigkeit gegenüber dem Haftungsvorwurf, des-
sen Wirkung möglicherweise durch eine Disziplinaranzeige ver-
stärkt wird.

Denn heute dringt immer mehr die Auffassung vor, es müsse bei je-
der Niederlage, bei jedem Unheil, einen mit einer Haftungsklage
zu verfolgenden, tunlichst haftpflichtversicherten Schuldigen ge-
ben. Damit ist eine sehr wesentliche Dimension angesprochen,
die einer Verschärfung der Konzentrationsbestimmungen entge-
genwirken muss.

3. Dennoch ist und bleibt es aus guten Gründen Aufgabe der Ad-
vokatur, ihren Beitrag zur zügigen Durchführung von Prozessen zu
leisten. Denn es ist nicht nur die möglichst in zeitliche Ferne zu rü-
ckende Niederlage des Mandanten, sondern auch die alte Erfah-

Abhandlungen

1) Schriftliche Fassung des Vortrags anlässlich der festlichen Eröffnung des
Delegiertentages der österr Rechtsanwaltskammern am 1. 10. 2004 in
Villach. Die Fußnoten dienen der Illustration; bibliographische Vollstän-
digkeit wird nicht angestrebt.
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rung, dass der Vermögensprozess immer mit der Gefahr des Ein-
tritts der Konkursreife des Schuldners belastet ist, ferner, dass das
Wissen der Schuldner, dass die Verfahrensdauer kurz ist, deren
Neigung stärkt, ihre Verbindlichkeiten außergerichtlich zu regulie-
ren. Diese auf Kürze der Verfahrensdauer ausgerichteten Motiva-
tionen treffen in gleicher Weise die Rechtspolitik und das konkrete
prozessuale Geschehen.
4. An der Bereitschaft der Rechtsanwaltschaft zum Mittragen von
Beschleunigungsgedanken sind im Zusammenhang mit einigen
Vorschlägen im Vorfeld der Zivilverfahrens-Novelle 20022) na-
mentlich von wissenschaftlicher Seite Zweifel angedeutet worden.
Im Wesentlichen ging es um den Vorschlag, das erstinstanzliche
Verfahren in zwei Phasen zu unterteilen. In der zweiten Phase sollte
die Befugnis zu neuem Vorbringen vergleichbar dem Neuerungs-
verbot des Rechtsmittelverfahrens eingeschränkt werden. Die Ad-
vokatur war nicht in der Lage, diesem Vorschlag zuzustimmen3).
Die Schlussfolgerung, dies zeige eine mangelnde Bereitschaft der
Rechtsanwaltschaft an, Beschleunigungsmaßnahmen mitzutragen,
ist indessen verfehlt. Denn es waren auch Vertreter der Advokatur,
die am Ausbau des Neuerungsverbots im Rechtsmittelverfahren
mitgewirkt haben4), das nun sogar in wesentliche Teile des Außer-
streitverfahrens Eingang gefunden hat5).

II. Allgemeine Voraussetzungen einer zügigen
Verfahrensdurchführung

1. Eine zügige Verfahrensdurchführung setzt jedenfalls voraus:
* Vorhandensein einer voll funktionierenden, auch technisch auf der

Höhe der Zeit befindlichen Infrastruktur im Dienstleistungsunter-
nehmen Justiz. Auf diesem Gebiet ist Österreich führend. Diese

Rolle wird Österreich beibehalten, wenn weiterhin der Wille und

die Möglichkeit bestehen, regelmäßig Updates durchzuführen.
* Zeitgemäße Kommunikationsmethoden sind dem Gerichtsalltag

zu erschließen. Die Videokonferenz gehört auch in den Gerichts-

saal. Die Einführung der Vernehmung mit Bild- und Tonübertra-

gung steht in Österreich unmittelbar bevor6).
* Ausreichende Ausstattung der Gerichte mit Personal. Was als aus-

reichend anzusehen ist, ist naturgemäß zwischen den Beteiligten

umstritten. Innerbetriebliche Informationssysteme sind geeignet,

das Ausmaß des Personalbedarfs zu objektivieren. Sie bestehen

seit einiger Zeit auch in Österreich und haben erkennbar gemacht,

dass die Personalausstattung teilweise eindeutig unzureichend ist.

Das gilt selbst für das Höchstgericht: Unter anderem gibt es beim

OGH keine wissenschaftlichen Mitarbeiter, die den Senaten assis-

tieren.
* Bestehen eines Prozessrechts, das die zügige Verfahrensdurchfüh-

rung gewährleistet und Mechanismen zur Unterbindung von Pro-

zessverzögerungen enthält. Reformen des Zivilprozessrechts kön-

nen wichtige Beiträge zur Prozessbeschleunigung leisten, sind je-

doch kein Allheilmittel. Denn solche Reformen wirken nur dann,

wenn die Infrastruktur stimmt und wenn
* Richter und Rechtsanwälte auch gewillt sind, von Bestimmungen

bestimmungsgemäß Gebrauch zu machen, mit denen die zügige

Verfahrensabwicklung gefördert werden soll. Denn häufig produ-

ziert der Gesetzgeber Werkzeuge zur Verfahrensbeschleunigung,

deren Verwendung vom Willen der Beteiligten abhängt. Mitunter

kann der Gesetzgeber die Verwendung nicht erzwingen. Manche

gut gemeinte Beschleunigungsbestimmung ist daran gescheitert,

dass sie sich als lebensfremd erwiesen hat und daher von der Pra-

xis nicht akzeptiert und umgesetzt wurde. Auch können Harmonie-

bedürfnisse und missverstandene Kollegialität kontraproduktiv wir-

ken. Umgekehrt geraten Präklusionsbestimmungen in Misskredit,

wenn sie Rechtspflegeorgane zum Zweck ihrer persönlichen

Entlastung überscharf anwenden.
* Jede Prozessbeschleunigung ist durch das verfassungsrechtliche

Gebot nach Fairness des Verfahrens und Gewährung des rechtli-
chen Gehörs begrenzt. Rechtsstaatlichkeit und rechtliches Gehör

haben ihren Preis, der sich auch in der Verfahrensdauer nieder-

schlägt.

2. Das geltende österr Zivilprozessrecht war bekanntlich von An-
fang an auf zügige Verfahrensdurchführung angelegt. Von Be-
schleunigungsnovellen darf man sich daher keine Wunder erwar-
ten. Dennoch hat die Zivilverfahrens-Novelle 2002 zusätzliche po-
sitive Wirkungen gezeitigt7). Beispiele bieten nicht nur die Auswei-
tung des Mahnverfahrens (§ 244 ZPO), sondern auch (im
Grundsatz) die vorbereitende Tagsatzung (§ 258 ZPO).

Abhandlungen

2) BGBl I 2002/76.
3) Vgl zum Ganzen aus der Sicht der Rechtswissenschaft: Fasching, Der

mühsame Weg zur Prozeßbeschleunigung, in FS Beys (2003) I 305
(309 ff); Paul Oberhammer, Prozessbeschleunigung als rechtspolitisches
Gestaltungsanliegen, Vortrag am 6. 5. 2004 in Wien beim Symposium
anlässlich des 150. Geburtstages von Franz Klein (im Druck).

4) Zu erinnern ist an die Einführung des Neuerungsverbots im streitigen Ehe-
scheidungs- und Eheaufhebungsverfahren (§ 483a Abs 2 ZPO) durch
das Bundesgesetz vom 11. November 1983 über Änderungen des Per-
sonen-, Ehe- und Kindschaftsrechts, BGBl 1983/566; zuvor wurde aus
§ 76 der 1. DVEheG, dRGBl 1938 I 923, das Bestehen der Neuerungs-
erlaubnis abgeleitet (OGH 19. 12. 1952 Jud 57 neu = SZ 25/331). Im
arbeits- und sozialgerichtlichen Verfahren wurde das Neuerungsverbot
durch das ASGG, BGBl 1985/104, eingeführt; die enge Durchbre-
chung des Grundsatzes (§ 63 Abs 1 und 2 ASGG) ist an die Stelle des
Neuverhandlungsgrundsatzes gem § 25 Abs 1 Z 3 ArbGG getreten.

5) § 49 Abs 2 und 3 AußStrG, BGBl I 2003/111, in Kraft ab 1. 1. 2005;
Neuerungserlaubnis bestand nach § 10 AußStrG, RGBl 1854/208.

6) § 91a GOG idF Zivilverfahrens-Novelle 2004, in Kraft ab 1. 1. 2005,
erlaubt Vernehmungen unter Verwendung technischer Einrichtungen zur
Bild- und Tonübertragung. Nachholbedarf besteht gegenüber dem refor-
mierten deutschen Zivilprozessrecht: § 128a dZPO idF Zivilprozessre-
formgesetz (ZPO-RG), dBGBl 2001 I 1887, ermöglicht auch die Ver-
handlung im Weg der Bild- und Tonübertragung („Video-Verhandlung“).

7) Schon vor dieser Novelle war die durchschnittliche Verfahrensdauer
überraschend kurz (Sektionschef Dr. Wolfgang Fellner, Ansprache an-
lässlich der Eröffnung des Delegiertentages 2004).
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Unter dem Stichwort Beschleunigung ist auch das mit großer Sorg-
falt vorbereitete neue Außerstreitgesetz8) zu nennen: Es will zügi-
gen Verfahrensablauf, Schutz des rechtlichen Gehörs und Erzie-
lung sachlich zutreffender Ergebnisse gewährleisten. Vieles spricht
dafür, dass dieses Ziel erreicht werden wird9).

III. Neue Ideen zur Prozessbeschleunigung

1. Mittlerweile liegen wieder neue Ideen zur Prozessbeschleuni-
gung durch gesetzgeberische Maßnahmen vor10). Vorgeschlagen
werden unter anderem
* Schnellverfahren im Einvernehmen mit beiden Parteien mit ver-

stärkter Prozessförderungspflicht ähnlich dem Verfahren der einst-

weiligen Verfügung;
* Bagatellverfahren für Alltagsfälle bis E 3000, insbesondere bei

Schadenersatz nach Verkehrsunfällen oder bei geringem Perso-

nenschaden mit bloßem Bescheinigungsverfahren (und imWesent-

lichen nur mit paraten Beweismitteln);
* Bescheinigungsverfahren nach Einschränkung auf Kosten;
* Wiedereinführung der ersten Tagsatzung, vor allem in Räumungs-

streitigkeiten, zwecks Erledigung in der verhandlungsfreien Zeit.

Hinzu kommen verschiedene gerichtsorganisatorische Vorschläge.
Es kann nicht Aufgabe eines Festvortrags sein, detaillierte Überle-
gungen zu diesen Vorschlägen vorzutragen. Interesse verdienen
vielmehr die hinter diesen Vorschlägen stehenden Strukturele-
mente.
2. Ein ökonomisch aufgebautes Zivilprozessrecht benötigt Mecha-
nismen, durch die alsbald nach der Verfahrenseinleitung beurteilt
werden kann, ob der Beklagte streiten will oder ob er bereit ist, sich
mit einem ungünstigen Prozessergebnis abzufinden.
Im Gerichtshofverfahren muss nach geltendem, durch die Zivilver-
fahrens-Novelle 2002 teilweise reformiertem Recht die Streitbereit-
schaft durchgängig schriftlich bekundet werden (durch Klagebe-
antwortung, Einspruch gegen den Zahlungsbefehl oder Einwen-
dungen gegen den [Wechsel-]Zahlungsauftrag); die mündliche Er-
klärung der Streitbereitschaft in der ersten Tagsatzung wurde
gestrichen11).
Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist die Streitbereitschaft hinge-
gen (trotz Beseitigung der ersten Tagsatzung durch die Zivilverfah-
rens-Novelle 2002) nach wie vor nur zum Teil schriftlich zu erklären
(Einspruch gegen den Zahlungsbefehl oder Einwendungen gegen
den [Wechsel-]Zahlungsauftrag bzw gegen die Kündigung). Im Üb-
rigen ist es dabei geblieben, dass ein mündlicher Termin, bei dem
beide Streitteile zu erscheinen haben, zur Dokumentation der
Streitbereitschaft unerlässlich ist. Dieser mündliche Termin heißt
nun vorbereitende Tagsatzung (§ 440 ZPO). Er kann, wenn anzu-
nehmen ist, dass sich der Beklagte nicht auf den Streit einlassen
wird, auf ein „Kurzprogramm“ reduziert werden, aus dem gerade
die Elemente ausgeblendet werden, die für die neue vorbereitende

Tagsatzung charakteristisch sind (§ 440 Abs 1 Satz 2 ZPO). Eine
solche „Kurzprogramm-Tagsatzung“ ist der formell beseitigten er-
sten Tagsatzung funktional derart ähnlich, dass der nunmehr beste-
hende (verteuernde) Ausschluss der Vertretung durch einen „vertre-
tungsbefugten Kanzleibeamten“ nicht einleuchtet.

Dennoch ist nicht vorschnell für die Wiedereinführung einer ent-
sprechenden Bestimmung zu plädieren. Dadurch, dass die Zivilver-
fahrens-Novelle 2002 sich nicht dazu verstanden hat, eine schrift-
liche, begründungsfreie Streitbereitschaftserklärung in dem Be-
reich des bezirksgerichtlichen Verfahrens einzuführen, in dem
weder im Mahnverfahren noch im Mandats- oder im Bestandver-
fahren vorzugehen ist, wurde durch die Abschaffung der ersten
Tagsatzung insoweit „das Kind mit dem Bad ausgegossen“. Ob
das Kind wieder zurückgeholt oder nach dem offenbar zweckmä-
ßigen deutschen Vorbild durch eine begründungsfreie Streitbereit-
schaftserklärung ersetzt werden soll, ist hier nicht zu entscheiden;
doch sollte das deutsche System in Erwägung gezogen werden12).

Unabhängig davon ist festzuhalten, dass es nach wie vor unver-
ständlich ist, dass in dem erst 1989 geschaffenen Segment des be-
zirksgerichtlichen Verfahrens, in dem absolute Anwaltspflicht be-
steht (§ 27 Abs 1 ZPO), die schriftliche Klagebeantwortung nicht
eingeführt worden ist13).

Abhandlungen

8) BGBl I 2003/111; in Kraft ab 1. 1. 2005.
9) Vgl ErläutRV 224 BlgNR 22. GP.

10) Vgl etwa 55 Vorschläge für Reformmaßnahmen zur Entlastung der Ge-
richtsbarkeit ohne Reduktion des Rechtsschutzes, http://www.richterver-
einigung.at/justiz-aktuell (Abfrage 6. 9. 2004). – Auch an dieser Stelle
danke ich Herrn Hon.-Prof. Sektionschef Dr. Gerhard Hopf für ergän-
zende Hinweise.

11) § 239 ZPO aF, der insoweit von 1898 bis 2002 gegolten hat. Die Va-
riante, dass der Gerichtshof von der Abhaltung einer ersten Tagsatzung
absieht und sofort die Klagebeantwortung aufträgt, wurde durch die Zi-
vilverfahrens-Novelle 1983, BGBl 1983/135, eingeführt (§ 243
Abs 4 ZPO) und findet sich seit der Zivilverfahrens-Novelle 2002 in
§ 230 Abs 1 ZPO.

12) § 276 Abs 1 dZPO. Versäumung der (restituierbaren) Frist von 14 Tagen,
binnen der der Beklagte anzeigen muss, ob er sich gegen die Klage ver-
teidigen will, führt auf Antrag des Klägers zum Versäumungsurteil im
schriftlichen Verfahren gem § 331 Abs 3 dZPO.

13) Bis zur Erweiterten Wertgrenzen-Novelle 1989 gab es im bezirksgericht-
lichen Verfahren keine absolute Anwaltspflicht; sowohl in der Eigen- als
auch in der Wertzuständigkeit konnte jede prozessfähige Partei selbst
auftreten; die absolute Anwaltspflicht war auf Gerichtshofsachen be-
schränkt (§ 27 Abs 1 ZPO in der vor der Erweiterten Wertgrenzen-No-
velle 1989 geltenden Fassung). Die so genannte Gerichtshofgrenze
(§ 49 Abs 1 JN) wurde bloß von Zeit zu Zeit der Geldentwertung ange-
passt. Im Zusammenhang mit der seit 1983 vom BMJ verfolgten Strate-
gie, den Kompetenzumfang der Bezirksgerichte zu erweitern (was auf
der Abneigung der Länder gegen die Zusammenlegung von Bezirksge-
richten beruhte), wurde durch die Erweiterte Wertgrenzen-Novelle
1989 die Gerichtshofgrenze von damals S 30.000 in einem eine bloße
Inflationsabgeltung bei weitem übersteigenden Ausmaß auf S 100.000
erhöht (Einzelheiten s ErläutRV 888 BlgNR 17. GP 19). Dadurch wurde
den Gerichtshöfen ein Teil der in die Wertzuständigkeit fallenden, an-
waltspflichtigen Rechtsstreitigkeiten abgenommen und den Bezirksgerich-
ten zugewiesen (Änderung des § 49 Abs 1 JN mit gestaffelten Über-
gangsbestimmungen), was für diesen Bereich bei unveränderter Fortgel-
tung des damaligen § 27 Abs 1 ZPO den Vertretungszwang beseitigt
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3. Bemerkenswert an den übrigen hier erwähnten Überlegungen
ist, dass sie offensichtlich in der heutigen konkreten Umsetzung
des Beweisrechts eine wesentliche Verzögerungsursache sehen.
Die hiemit angedachte Reduktion der Richtigkeitsgewähr der Ent-
scheidung ist bereits durch die Ausweitung der Entscheidung nach
freier Überzeugung (§ 273 Abs 2 ZPO idF Zivilverfahrens-Novelle
2002) angebahnt. Soweit die vorgeschlagenen Verfahrensverein-
fachungen vom übereinstimmenden Parteiwillen abhängen sollen,
wird es darauf ankommen, in welchem Ausmaß die Richter die Par-
teien zu solchen Vereinbarungen motivieren können. Ob der Über-
gang vom Beweis zur bloßen Glaubhaftmachung tatsächlich die
erwünschte Beschleunigung bringen kann, ist schwer zu prognosti-
zieren. Hier wird es vor allem auf die Haltung der Rechtsmittelse-
nate ankommen. Denn von ihnen hängt es wesentlich ab, in wel-
chem Ausmaß die Erstrichter bloß zwecks Unterbindung einer Auf-
hebung ihrer Entscheidung auch letztlich überflüssige Beweisauf-
nahmen durchführen.

Kritikwürdig ist allerdings der Grundsatz: Die Richtigkeitsgewähr
unserer Entscheidungen sollte nicht auf dem Altar der Verfahrens-
beschleunigung geopfert werden.

IV. Zur Lage in den Nachbarstaaten

1. Auch Deutschland hat eine große Beschleunigungsnovelle hinter
sich gebracht14). Die Meinungen über ihren Erfolg sind geteilt15).
Manche komplizierte Regelung ist wohl auf das Ringen um Kom-
promisse zurückzuführen.

Ein Vergleich mit der österr Entwicklung zeigt zum Teil erhebliche
Unterschiede: Bei uns ist die erstinstanzliche Senatsgerichtsbarkeit
in allgemeinen Zivilsachen kein Thema mehr; anders in Deutsch-
land mit der Folge einer höchst verwickelten Abgrenzung16). Erneut
wird versucht, mit dem Instrument der „Güteverhandlung“ Prozesse
zu vermeiden17). Im Berufungsverfahren wird das Neuvorbringen
weit gehend eingeschränkt; grundsätzlich ist die Erfassung der Tat-
sachengrundlage auf die erste Instanz beschränkt18). Der Österrei-
cher lächelt und ist erfreut.

2. Tschechien, Slowakei und Ungarn19) stehen vor der großen Auf-
gabe, die „Infrastruktur“ der gerichtlichen Verfahren zu erneuern
und zu verbessern. Denn das beste, beschleunigend wirkende Pro-
zessrecht muss scheitern, wenn mangels Schreibpersonals die Pro-
tokolle und Entscheidungen nicht ausgefertigt werden können.
Österreich ist hier zweifellos in einer besonders günstigen Lage:
Sehr früh wurde der Entschluss gefasst, den Gerichten zeitgemäße
Kommunikations- und Datenverarbeitungsgeräte zur Verfügung zu
stellen, vor allem aber, das Verfahrensrecht den damit verbunde-
nen Techniken zu öffnen. Verbleibende Lücken auf diesem Gebiet
sind zu schließen. Vor allem ist der rasante Erneuerungs- und Mo-
dernisierungsbedarf auch in Zeiten knapper werdender Ressour-
cen zu stillen. Alle einschlägigen Bestrebungen des Bundesministe-

riums für Justiz und der Richterschaft verdienen die volle Unterstüt-
zung der Advokatur.

3. Im Bereich der Prozessbeschleunigung durch Änderung der Zi-
vilprozessgesetze zeichnen sich in Tschechien, der Slowakei, in
Ungarn und Slowenien20) sehr differenzierte Entwicklungen ab, de-
ren gemeinsamer Hintergrund die Frage nach dem Verhältnis von
richterlichen Amtsbefugnissen gegenüber der Parteienverantwor-
tung für die Richtigkeit des Prozessergebnisses ist. Hiebei ist eine
gewisse Tendenz erkennbar, die Parteienverantwortung zu stärken
und zugleich die Amtsbefugnisse des Richters einzuschränken.
Diese Entwicklung weicht von der österreichischen ab: Unsere Ent-
wicklung tendiert zwar zur Verstärkung der Mitverantwortung der
Parteien (Stichwort: „Prozessförderungspflicht“), nicht aber zu ei-
ner Reduktion der richterlichen Amtsbefugnisse, im Gegenteil:
Die Zivilverfahrens-Novelle 2002 wollte die Befugnis des Richters
zur materiellen Prozessleitung verstärken. Die abweichende Ent-
wicklung in manchen Reformstaaten ist wohl als Reaktion auf die
nach früheren, „sozialistischen“ Prozessrechtssystemen bestehen-
den richterlichen Befugnisse anzusehen.

Bemerkenswert ist, dass die Freiheit des erstinstanzlichen Vorbrin-
gens zum Teil in einem Ausmaß beschränkt ist, wie es in Österreich
vor der Zivilverfahrens-Novelle 2002 erwogen wurde, jedoch –

wie erwähnt – nicht Gesetz geworden ist. Die Kritik daran erinnert
an österr Überlegungen: Zu früh angesetzte Präklusionen führen
zur Eventualmaxime.21)
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hätte. Das besondere Augenmerk, das diesem Teilaspekt beigemessen
wurde, hatte zur Folge, dass für diese, ausschließlich aus gerichtsorgani-
satorischen Gründen zu den Bezirksgerichten abgewanderten Materien
(Bereich über S 30.000 bis S 100.000; heute über E 4.000 bis
E 10.000) nicht, was sachgerecht gewesen wäre, generell die Anwend-
barkeit des Gerichtshofsverfahrens, sondern bloß ein Stück davon, näm-
lich die absolute Anwaltspflicht (§ 27 Abs 1 ZPO nF), angeordnet wurde.

14) Zivilprozessreformgesetz (ZPO-RG), dBGBl 2001 I 1887.
15) Kritisch etwa Gerhardt, Die jüngste Zivilprozessrechtsreform in Deutsch-

land, in FS Beys (2003) I 419; Schneider, ZPO-Reform 2002 – Ein kriti-
sches Resümee, MDR 2003, 901; grundsätzlich positiv hingegen Bam-
berger, Die Reform der Zivilprozessordnung – Eine Wirkungskontrolle,
ZRP 2004, 137; Gehrlein, Erste Erfahrungen mit der reformierten ZPO,
MDR 2003, 421; Greger, Der deutsche Zivilprozess im Umbruch, in
FS Beys (2003) I 459; König, Die ersten 1½ Jahre mit der neuen ZPO,
DRiZ 2003, 345.

16) §§ 348 ff dZPO idF ZPO-RG.
17) Jeder erstinstanzlichen, erstmaligen mündlichen Verhandlung geht ein

Gütetermin voraus: § 278dZPO idF ZPO-RG.
18) § 529dZPO idF ZPO-RG; daran schließt sich eine entsprechende Präklu-

sionsbestimmung (§ 530dZPO).
19) Instruktiv die Länderberichte von Rijavec (Slowenien), Bohata (Tschechi-

sche und Slowakische Republik) und Juhász/Glatz (Ungarn) in Center
of legal Competence (CLC), Beschleunigung des zivilgerichtlichen Verfah-
rens in Mittel- und Osteuropa (2004) 169, 219, 273.

20) Vgl die in der vorigen FN genannten Arbeiten.
21) Sehr deutlich und kritisch zu der seit 1999 in Slowenien geltenden Rechts-

lage: Rijavec in CLC, Beschleunigung des zivilgerichtlichen Verfahrens in
Mittel- und Osteuropa (2004) 191 f mwN.
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4. Anders ist das in der Schweiz. Kantonales Prozessrecht kennt
solche Präklusionen und Unzufriedenheit wird nicht laut22). Denn
dort sind solche Regelungen eingelebt. Hier gilt nichts anderes
als für das österr Neuerungsverbot: Anwälte aus Staaten, die eine
Neuverhandlung vor dem Berufungsgericht kennen, sind verwun-
dert, dass sich die österr Kollegen nicht gegen das Neuerungsver-
bot auflehnen.

Die Schweiz steht allerdings vor einer größeren Aufgabe. Es geht
darum, an die Stelle von 27 Zivilprozessordnungen eine einzige zu
setzen23). Eine solche Reformidee ist nur mit großer Mühe umzuset-
zen; das Beharren jeder Organisationseinheit auf ihrem vertrauten
Verfahrensrecht ist nicht leicht zu überwinden.

5. In Österreich wurde die Rechtseinheit im Verfahrensrecht bereits
unter Kaiser Joseph II. im Jahr 178124) erreicht. Insoweit stand der
Gesetzgeber der österr „Justizgesetze“ (1895) vor keinem Pro-
blem. Dieses ergab sich vielmehr dadurch, dass die im Reichsrat
vertretenen Königreiche und Länder teils hoch entwickelt, teils über-
aus entwicklungsbedürftig waren. Hinzu kam, dass das österr Zivil-
verfahrensrecht auf ein „multiethnisches“ Geltungsgebiet zuge-
schnitten war. Das Wissen der für die Gesetzgebung Verantwortli-
chen (die verschiedenen Nationalitäten angehörten) um diese
Umstände erklärt vielleicht auch eine gewisse Elastizität der Kodi-
fikation des ausgehenden 19. Jahrhunderts.

Natürlich spielt dann, wenn partikulares Prozessrecht durch ein-
heitliches ersetzt werden soll, auch die Prozessbeschleunigung
eine Rolle. Nur ist der politische Entscheidungsvorgang wesentlich
komplizierter als bei der Reform von Einheitsrecht. Das zeigen
auch die Erfahrungen derjenigen am Ende des Ersten Weltkriegs
neu entstandenen Staaten, die ihre partikularen Prozessrechte
durch Einheitsrecht ersetzt haben.25)

V. Der europäische Aspekt

1. Was die Schweiz innerhalb ihrer Grenzen zu bewältigen hat,
kommt vergleichbar dennoch auch auf uns zu. Das Stichwort heißt
Europäisches Zivilprozessrecht. Eine vollständige Kodifikation, die
Einheitsrecht schafft, liegt zwar in weiter Ferne. Doch vermehren
sich die Verordnungen der EU, die in Teilgebieten einheitliches Ver-
fahrensrecht schaffen. Wir haben sehr schnell gelernt, mit diesen
neuen Normen zu leben. Zu nennen sind die EuGVVO (auch Brüs-
sel I-Verordnung), die EuEheVO (auch Brüssel II-Verordnung), die
EuZVO (auch Zustellverordnung), die EuBVO (Beweisaufnahme-
verordnung), die EuInsVO und – die bereits bekannt gemachte –

Verordnung über den europäischen Vollstreckungstitel26).

In diesem Bereich gewinnt der Beschleunigungsgedanke neue Di-
mensionen. Einige Beispiele mögen dies illustrieren.

2. Zunächst sei das Zuständigkeitsrecht betrachtet. Denn Zustän-
digkeitsstreitigkeiten wirken verzögernd. Das ist unstreitig.

a) Soweit sachliche Zuständigkeit in Form der Abgrenzung zwi-
schen Bezirksgericht und Gerichtshof Zuständigkeitsstreitigkeiten
veranlassen kann, müsste die Schaffung einer einheitlichen Ein-
gangsinstanz dann solche Streitigkeiten unterbinden, wenn man
alle Eingangsgerichte gleichstellt. Jedoch ist die Vermeidung der
Zuständigkeitsstreitigkeiten für sich allein kein ausreichender
Grund für den Übergang von der Vierstufigkeit zur Dreistufigkeit
der Gerichtsbarkeit.

Schafft man allerdings in einem dreistufigen System Sammelzustän-
digkeiten für seltene und schwierige Rechtssachen, so produziert
man erneut verzögernde Auslegungsfragen. Nur vermindert, nicht
aber aufgehoben werden die leidigen Zusammenrechnungsfra-
gen: denn auch dann, wenn sie für die sachliche Zuständigkeit
keine Rolle mehr spielen, treten sie bei Fragen der Rechtsmittelzu-
lässigkeit in aller Schärfe auf27).

b) Eine Reduktion der örtlichen Zuständigkeitsgründe im autono-
men österr Recht (JN und Nebengesetze) kann realistischerweise
in der Rechtswirklichkeit nur begrenzte Wirkung haben28). Denn
streichen kann man nur überflüssige, praktisch unbedeutende Zu-
ständigkeitstatbestände. Aus Überflüssigem entstehen aber in der
Praxis kaum Zuständigkeitsstreitigkeiten.

Was – bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten – nicht als überflüs-
sig anzusehen ist, ergibt sich aus der EuGVVO. Und deren Ausle-
gung ist schwierig und streitträchtig genug. Gleiches gilt für die
Parallelregelungen des autonomen österr Rechtes.

c) Notwendig ist der Abbau von Doppelgleisigkeiten: Ob die in
der EuGVVO enthaltene „europäische“ Fassung der Gerichts-

Abhandlungen

22) Paul Oberhammer, Vortrag beim Symposium anlässlich des 150. Ge-
burtstages von Franz Klein (im Druck) mwN; die Reform will hier sogar
verschärfen: Meier, Vorentwurf für eine Schweizerische Zivilprozessord-
nung (2003) 26 f.

23) Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement, Dossier Justizreform –

Vereinheitlichung des Zivilprozessrechts, http://www.ejpd.admin.ch/
d/dossiers (Abfrage 24. 8. 2004). Vgl Meier/Mürner, Stolpersteine in
der neuen Schweizerischen Zivilprozessordnung, SJZ 2003, 597; Wal-
der-Richli, Die Schweiz auf dem Weg zu ihrer letzten Zivilprozessord-
nung, in FS Beys (2003) II 1713; Walter, Auf dem Weg zur Schweizeri-
schen Zivilprozessordnung, SJZ 2004, 313, sowie das in der vorherge-
henden Fußnote genannte Schrifttum.

24) Allgemeine Gerichtsordnung (AGO), JGS 1781 JGS 13, in Kraft ab
1. 1. 1782; zu den Einzelheiten s Schoibl, Die Entwicklung des österrei-
chischen Zivilverfahrensrechts (1987).

25) Ausführlich Jelinek, Einflüsse des österreichischen Zivilprozessrechts auf
andere Rechtsordnungen, in Habscheid, Das deutsche Zivilprozessrecht
und seine Ausstrahlung auf andere Rechtsordnungen (1991) 41 ff. Be-
sonderes Interesse verdienen die damaligen Arbeiten zur Prozessrechts-
vereinheitlichung in Polen und Jugoslawien.

26) Verordnung (EG) Nr 805/2004 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 21. 4. 2004, ABl 2004 L 143 S 15.

27) Vgl dazu jüngst Kodek, Die „Sammelklage“ nach österreichischem Recht,
ÖBA 2004, 615.

28) Anders ist naturgemäß die Sichtweise der Wissenschaft und ihrer Lehre:
Sie muss sich der Vollständigkeit halber (vor allem in Kommentaren) auch
mit unbedeutenden Gerichtsständen und ihrer oft schwierigen Abgren-
zung ausführlich auseinandersetzen.
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stände des Erfüllungsorts, der unerlaubten Handlung und des Ver-
brauchers der rechtspolitischen Weisheit und der Praktikabilität
letzter Schluss sind, muss gleichgültig sein. Zu beseitigen ist der Lu-
xus unserer zuständigkeitsrechtlichen Zweispurigkeit, also das Ne-
beneinander unseres autonomen Rechtes und des abweichenden
Brüsseler Modells. Auf internationalem Gebiet ist eine Anpassung
des LGVÜ an die EuGVVO zu wünschen.

3. LGVÜ und EuGVÜ und nun auch die EuGVVO haben (wohl un-
gewollt) ein prächtiges neues Verzögerungsmittel geliefert. Es liegt
in Art 27 EuGVVO (Art 21 EuGVÜ und LGVÜ) in der Auslegung
durch den EuGH: Wer der Leistungsklage seines Gläubigers da-
durch zuvorkommt, dass er in einem Staat, in dem die Gerichtsbar-
keit durch retardierende Momente gekennzeichnet ist, eine nega-
tive Feststellungsklage erhebt, kann die Anspruchsverfolgung jah-
relang unterbinden29) (so genannte Torpedos).

Hier zeigt sich höchst deutlich die Notwendigkeit, auch im Europäi-
schen Zivilprozessrecht dem Beschleunigungsgedanken Priorität
einzuräumen und die auf das Jahr 1968 zurückgehende Rechts-
grundlage der Torpedos zu eliminieren.

VI. Beschleunigung nicht streitig werdender Verfahren

1. Ein sehr wesentlicher Teil gerichtlicher Tätigkeit bezieht sich auf
die Produktion von Vollstreckungstiteln in Fällen, in denen der Be-
klagte nicht streiten will. Diese Aufgabe erledigt heute weitestge-
hend das Mahnverfahren, in einem kleineren Ausmaß auch das
Mandats- und das Bestandverfahren sowie im verbleibenden Rest-
bereich das Verfahren zur Erwirkung von Versäumungsurteilen.

In seiner österr Variante ist vor allem das Mahnverfahren äußerst
verfahrensökonomisch aufgebaut und schützt – jedenfalls nach un-
serer Auffassung – dennoch tadellos das rechtliche Gehör des Be-
klagten30) Der Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung trägt
zu seiner Einfachheit, vor allem aber zum hohen Tempo dieses Ver-
fahrens bei. Eine Erweiterung des Anwendungsbereichs wird sich
anbieten, sobald ausreichende Erfahrungen mit dem durch die Zi-
vilverfahrens-Novelle 2002 neu eingeführten Gerichtshof-Mahn-
verfahren vorliegen31).
2. Aus der Sicht des rechtlichen Gehörs liegt eine mögliche
Schwachstelle eines solchen Verfahrens im Zustellwesen. Denn
die Annahme mangelnder Streitbereitschaft des Beklagten ist nur
dann zu rechtfertigen, wenn er von dem Verfahren realistischer-
weise Kenntnis erlangen konnte. Das setzt unter anderem Verläss-
lichkeit des Zustellsystems voraus. In Österreich ist dieses seit lan-
gem weitest gehend auf die Post ausgelagert. Zustellungen durch
Gerichtsbedienstete sind möglich, kommen jedoch derzeit selten
vor, könnten sich aber im ländlichen Raum dann wieder häufen,
wenn die Post ihre Zustelltätigkeit weiter einschränkt. Die Über-
gabe eines Zustellstücks an eine Partei zu dem Zweck, dass sie
die Zustellung bewirkt, erscheint daher zumindest als fremdartig.

Notwendig werden solche Zustellmethoden jedoch dann, wenn
die Zustellung durch die Post oder durch andere Zustelldienste
die notwendige Verlässlichkeit und das notwendige Tempo nicht
oder nicht mehr aufweist.
Denn eine Vermehrung fehlerhafter und damit das rechtliche Gehör
verletzender Zustellungen schlägt sich in einem vermehrten gericht-
lichen Verfahrensaufwand nieder, der die Nützlichkeit des Mahn-
verfahrens reduziert. Erfreulicherweise halten sich die einschlägi-
gen Fälle in Österreich in Grenzen. Allerdings hat eine Grundsatz-
entscheidung des Obersten Gerichtshofs den Verfahrensaufwand
erheblich gesteigert: Der OGH verweist den Verletzten in einer
praktisch wichtigen Fallgruppe auf die Nichtigkeitsklage gegen
den Zahlungsbefehl. Den in der Praxis gebräuchlichen einfachen
Antrag auf Aufhebung der Vollstreckbarkeitsbestätigung und neu-
erliche Zustellung des Zahlungsbefehls hält der OGH für verfehlt32).
3. Ein wesentliches Element effizienter und zügiger Verfahrensab-
wicklung ist gerade in den nicht streitig werdenden Fällen ein effi-
zientes und von formalen Fallstricken befreites Vollstreckungsver-
fahren. Die Teilreformen des österr Exekutionsrechts33) haben in
Verbindung mit dem Einsatz der EDV sehr gute Wirkung gezeigt.
Verfahrenspsychologisch interessant ist die Steigerung der Effizi-
enz der Fahrnisexekution dadurch, dass den Gerichtsvollziehern
mehr Möglichkeiten zu einem selbstbestimmten Vorgehen einge-
räumt worden sind34).
4. Das Bedürfnis nach einer einfachen, schnellen und dennoch
rechtsstaatlichen Prozedur in nicht streitig werdenden Fällen be-
steht selbstverständlich auch im grenzüberschreitenden Bereich.
Mit diesem Bedürfnis steht eine aus anderen Gründen eingeführte
Bestimmung unseres Prozessrechts nicht im Einklang: Das Mahn-
verfahren ist nämlich gem § 244 Abs 2 Z 3 ZPO dann unzulässig,
wenn der Beklagte seinen Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen Auf-
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29) Vgl nur Kropholler, Europäisches Zivilprozessrecht7 (2002) Art 27
Rz 10 f; sehr kritisch Mankowski, Entwicklungen im Internationalen Pri-
vat- und Prozessrecht 2003/2004 (Teil I), RIW 2004, 481 (496 f).

30) Im Ausland sieht man das bisweilen wegen der relativ kurzen Einspruchs-
frist anders: Kodek in Fasching, Kommentar zu den Zivilprozessgesetzen
III2 (2004) § 244 ZPO Rz 67 und 76 nennt Belgien..

31) Ob und inwieweit es durch die Einführung eines „europäischen“ Mahn-
verfahrens zu Komplikationen kommen kann, ist hier offen zu lassen;
vgl Kodek in Fasching, Kommentar III2 Vor § 244 ZPO Rz 12b. Nahelie-
gender Weise will jeder Staat „sein“ Mahnverfahren international durch-
setzen; vgl dazu Schollmeyer, Europäisches Mahnverfahren, IPrax 2002,
478.

32) OGH (vst Sen) 18. 12. 2001, 1 Ob 6/01 s SZ 74/200 = JBl 2002, 320
= ecolex 2002/97.

33) Die wesentlichen Reformschritte liegen in der EO-Nov 1991, BGBl
1991/628 (Schwerpunkt Gehaltsexekution), EO-Nov 1995, BGBl
1995/519 (Schwerpunkte vereinfachtes Bewilligungsverfahren und
Fahrnisexekution) und in der EO-Nov 2000, BGBl I 2000/59 (Schwer-
punkt Liegenschaftsexekution).

34) Vgl etwa Neumayr, Exekutionsrecht (2004) 6 f.

607AnwBl 2004/12



enthalt im Ausland hat35). In einem solchen Fall ist kein Zahlungsbe-
fehl zu erlassen, sondern die Klage im Ausland zuzustellen und
dem Beklagten aufzutragen, eine Klagebeantwortung zu erstatten
bzw im bezirksgerichtlichen Verfahren zur vorbereitenden Tagsat-
zung zu kommen, widrigenfalls gegen ihn ein Versäumungsurteil
erlassen werden kann.

Mit diesem Mehraufwand ist allerdings keine Verbesserung des
Rechtsschutzes verbunden. Denn auch hier liegt im Zustellwesen
ein Angelpunkt des Problems.

5. Die traditionelle Konsequenz daraus findet sich im internationa-
len Anerkennungs- und Vollstreckungsrecht. So bestimmt etwa
Art 46 Z 2 LGVÜ (übereinstimmend mit Art 46 Z 2 EuGVÜ), dass
die Partei, die die Anerkennung geltend macht oder die Zwangs-
vollstreckung betreiben will, bei Versäumungsentscheidungen
grundsätzlich einen urkundlichen Zustellungsnachweis vorzulegen
hat. Fehlt ein solcher (und geht das Gericht nicht gem § 48 Abs 1
LGVÜ36) vor), so unterbleibt die Anerkennung bzw die Vollstreck-
barerklärung. In diesem traditionellen System kontrolliert also das
Gericht des zweiten Staates von Amts wegen die Ordnungsmäßig-
keit der Zustellung.

Demgegenüber beschränkt sich nun die EuGVVO auf das Anerken-
nungshindernis des Art 34 Z 2: Die Entscheidung wird nicht aner-
kannt, wenn dem Beklagten, der sich auf das Verfahren nicht einge-
lassen hat, ein verfahrenseinleitendes (oder gleichwertiges) Schrift-
stück nicht so rechtzeitig und in einer solchen Weise zugestellt
wurde, dass er sich verteidigen konnte. Eine solche Wendung fin-
det sich auch in Art 27 Z 2 LGVÜ (das auch insoweit dem EuGVÜ
gefolgt ist). Verfahrensbeschleunigend – und damit sind wir wieder
beim Thema – wirkt im Anwendungsbereich der EuGVVO nicht
nur, dass der Antragsteller keinen Zustellnachweis vorlegen muss,
sondern auch und vor allem, dass das Gericht im Vollstreckungs-
staat die Ordnungsmäßigkeit der Zustellung im Vollstreckbarerklä-
rungsverfahren nicht von Amts wegen (Art 41 EuGVVO), sondern
nur auf Grund eines Rechtsbehelfs des Schuldners prüft (Art 43 und
45 EuGVVO), und dass dieser mit einem solchen Antrag scheitert,
wenn er im Ursprungsstaat des Titels keinen Rechtsbehelf erhoben
hat, obwohl ihm dies möglich war.

Der wesentliche Unterschied zwischen EuGVÜ und LGVÜ einer-
seits und der EuGVVO andererseits liegt also im Ausmaß der
Nachprüfbarkeit durch den Zweitstaat.

Das der Beschleunigung und der Gerichtsentlastung dienende Re-
gelungselement ist die Zurücknahme der gerichtlichen Pflichten
zur Prüfung bestimmter Umstände von Amts wegen. Selbstverständ-
lich ist stets kritisch zu hinterfragen, ob solche amtswegigen Prü-
fungspflichten unerlässlich sind oder ob die Geltendmachung des
Umstands der Parteiinitiative zu überlassen ist37).

6. Einen weitergehenden, die zweitstaatliche Nachprüfung über-
haupt ausschließenden Schritt setzt die bereits erwähnte Verord-

nung zur Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für un-
bestrittene Forderungen. Sie wird mit 21. 1. 2005 voll wirksam
werden.

a) In ihrem Anwendungsbereich schaltet diese Verordnung jegli-
ches Überprüfungsverfahren im internationalisierten Vollstrek-
kungsverfahren aus; es gibt insoweit kein Vollstreckbarerklärungs-
verfahren mehr. Vielmehr stellt der Ursprungsstaat dem Gläubiger
auf einem Formblatt eine Bestätigung unter anderem darüber aus,
dass auch die Zustellbestimmungen der Verordnung eingehalten
worden sind. An diese Bestätigung sind die Gerichte des Vollstrek-
kungsstaats gebunden; sie können sie weder überprüfen noch ab-
ändern. (Es handelt sich – österreichisch formuliert – um eine „inter-
nationale Vollstreckbarkeitsbestätigung“.) Es ist sodann aus dem Ti-
tel die Exekution so zu bewilligen, als läge ein inländischer Titel
vor. Zu hoffen ist, dass diese Titel dem vereinfachten Bewilligungs-
verfahren erschlossen werden.

b) Mit ihren Zustellbestimmungen will die Verordnung „Mindestbe-
stimmungen für Verfahren über unbestrittene Forderungen“ (so die
Überschrift zu Kapitel III der Verordnung) schaffen. Sie will damit
bewirken, dass die Mitgliedstaaten ihr innerstaatliches Zustellsys-
tem auf den Mindeststandard dieser Verordnung bringen (Erwä-
gungsgrund 19). Tun sie das nicht, so kann die Verordnung gem
Art 12 Abs 1 nicht angewendet werden. Hat allerdings der Voll-
streckungsstaat einen höheren Standard, so muss er sich damit ab-
finden, dass im Herkunftsstaat der Mindeststandard der Verord-
nung eingehalten wurde.

c) Die Ausschaltung jeglicher Nachprüfung durch den Vollstre-
ckungsstaat hat im Schrifttum Kritik gefunden38). Aus ihr spricht
das bekannte Misstrauen gegenüber der Qualität ausländischer
Gerichtssysteme. Demgegenüber führt Erwägungsgrund 18 der
Verordnung aus, dass das gegenseitige Vertrauen in die ordnungs-
gemäße Rechtspflege in den Mitgliedstaaten die Bindung des Voll-
streckungsgerichts an die Bestätigung des Herkunftsgerichts recht-
fertigt. Zu ergänzen ist, dass hier auch der Funktionsfähigkeit
von Verfahren zur Beseitigung einer fehlerhaften Bestätigung ver-
traut wird.

Abhandlungen

35) Die Bestimmung geht auf die Erweiterte Wertgrenzen-Novelle 1997,
BGBl I 1997/140, zurück; Einzelheiten mwN bei Kodek in Fasching,
Kommentar III2 Vor § 244 ZPO Rz 26.

36) Eine Parallelbestimmung enthielt Art 48 Abs 1 EuGVÜ.
37) Ein wichtiges Beispiel findet sich im Bereich der Zuständigkeitsprüfung:

Während diese gem § 41 JN nach Einlangen der Klage von Amts wegen
zu erfolgen hat, verschiebt die EuGVVO den Zeitpunkt der Zuständig-
keitsprüfung im Fall der Nichteinlassung des Beklagten in das Verfahren
auf den Zeitpunkt vor der Fällung eines Versäumungsurteils gegen ihn:
Czernich in Czernich/Tiefenthaler/Kodek, Kurzkommentar Europäi-
sches Gerichtsstands- und Vollstreckungsrecht2 (2003) Art 26 Rz 1.

38) Vgl etwa Stadler, Das Europäische Zivilprozessrecht –Wie viel Beschleu-
nigung verträgt Europa? IPrax 2004, 2; Mankowski, Entwicklungen im
Internationalen Privat- und Prozessrecht 2003/2004 (Teil II), RIW
2004, 587.
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Selbstverständlich wird es in der Praxis fehlerhafte Bestätigungen
geben. Bekanntlich kommen auch in Österreich irrtümlich erteilte
oder fehlerhafte Vollstreckbarkeitsbestätigungen vor. Wenn eine ef-
fektive, rechtsstaatliche Korrekturmöglichkeit besteht (vgl nur § 7
Abs 3 EO), halten sich die Folgen von Fehlern in Grenzen. Unsach-
lich wäre es, allein wegen des Vorkommens solcher offenbar unver-
meidbarer Fehler auf eine mangelnde Rechtskultur im Herkunfts-
staat einer Entscheidung schließen zu wollen. Sollten sich aller-
dings untragbare Verstöße häufen, so wird jedenfalls die österr
Rechtsprechung Wege finden, die Bindung an eine ausländische
Vollstreckbarkeitsbestätigung abzuschütteln.

VII. Beschleunigung streitig werdender Verfahren

1.Werden Verfahren streitig, so liegen die ausschlaggebenden Ur-
sachen für eine lange Verfahrensdauer im Allgemeinen in derWeit-
wendigkeit von Beweisverfahren und in der Neigung der Parteien
und ihrer Vertreter, Vorbringen später zu erstatten, als dies sachlich
gerechtfertigt ist.

2. DieWeitwendigkeit von Beweisverfahren ist auf mehrere, häufig
in einer Gemengelage auftretende Ursachen zurückzuführen. Es
kann sein, dass die anzuwendende Norm des materiellen Rechtes
schon nach ihrem Wortlaut oder doch in der Auslegung durch
Lehre und Rechtsprechung erheblichen Beweisaufwand hervorruft.
Je mehr Komponenten etwa bei der Unterhaltsfestsetzung zu be-
rücksichtigen sind, umso größer wird der Aufwand. Hinzu kommt
die Neigung vieler Richter sowohl erster als auch höherer Instanz,
der wahrheitsgemäßen Feststellung der Tatsachen großes Gewicht
beizulegen. Denkbar ist auch, dass alle angebotenen Beweise
bloß deshalb aufgenommen werden, um das Urteil anfechtungsfest
zu machen und eine Aufhebung durch das Rechtsmittelgericht zu
unterbinden. Dazu kommen die geänderten Urlaubsgewohnhei-
ten, die Überlastung von Sachverständigen usw.

In Teilbereichen kann einem hohen Beweisaufwand mitunter durch
Vereinfachung der anzuwendenden Norm abgeholfen werden. Ein
anderer, bereits erwähnter Vorschlag liegt in der Verminderung der
Richtigkeitsgewähr der Sachverhaltsermittlung; es solle in gewissen
Fällen die Glaubhaftmachung an die Stelle des Beweises treten39).
Hier ist – wie erwähnt – Skepsis angebracht. Zweckmäßiger dürfte
es sein, die Neigung der Erstrichter zu stärken, entbehrliche Be-
weise nicht bloß zwecks Vermeidung von rechtsmittelgerichtlichen
Aufhebungen aufzunehmen.

3. Seit dem In-Kraft-Treten unserer ZPO wird versucht, die Freiheit
des Vorbringens und des Beweisanbots im gesamten Verfahren er-
ster Instanz zu wahren und der im verspäteten Vorbringen liegen-
den Gefahr der Prozessverschleppung entgegen zu treten. Mehr-
fach wurde § 179 ZPO geändert40); der erhoffte Effekt will sich
nicht einstellen. Nach den älteren Fassungen des § 179 ZPO

konnte der Richter nur selten eine anfechtungsfeste Präklusion be-
schließen. Die Neufassung könnte die Lage ein wenig bessern41).

Wenn von solchen richterlichen Präklusionsrechten dennoch nicht
im gesetzlich vorgegebenen Rahmen Gebrauch gemacht wird,
mag das auf vielerlei Motive und Rücksichten zurückzuführen
sein42). Zu denken sollte auch geben, dass die Beweispräklusion
(§ 279 Abs 1 ZPO) weitgehend antragsbedürftig geblieben ist
und aus mancherlei Gründen Präklusionsanträge unterbleiben.

Es wird daher dann, wenn in der Praxis Klagen über überlange Ver-
fahren laut werden, stets auch zu prüfen sein, ob überhaupt die
Werkzeuge, die uns der Gesetzgeber zur Verfahrenskonzentration
in die Hand gegeben hat, aus dem Regal genommen und ange-
wendet werden oder ob sie dort liegen bleiben und verstauben. So-
bald nämlich Richter und Rechtsanwälte übereinstimmend keinen
Wert auf die Anwendung von Konzentrationsbestimmungen legen,
wird das Ziel des konzentrierten und mit Tempo ablaufenden Ver-
fahrens nicht erreicht werden.

VIII. Ausblick

Die tour d’horizon zum Thema Verfahrensdauer und Prozessbe-
schleunigung musste im Sinn einer zügigen Abwicklung des Vor-
trags skizzenhaft bleiben. Doch am Ende unserer Betrachtung sollte
doch nach den tieferen Gründen gefragt werden, die uns alle zur
konzentrierten und Zeit sparenden Abwicklung der Verfahren mo-
tivieren sollten. Eine mögliche Antwort liegt darin, dass wir alle un-
sere beschränkte Lebenszeit effizient einsetzen und nicht vergeu-
den sollten. Gut vorbereitetes, zielgerichtetes Verhandeln verkürzt
den Zeitaufwand und steigert die Qualität des Produkts.

Doch sind der Verfahrensbeschleunigung Grenzen gesetzt: Wird
das Verfahrenstempo allzu sehr forciert, so steigt die Fehleranfällig-
keit. Mit einem „kurzen Prozess“ ist niemandem gedient.

Verfahrensrecht und Verfahrenswirklichkeit müssen nämlich zwei
Grundsätze ausbalancieren: „Wer schnell gibt, gibt doppelt“ und
„Gut Ding braucht Weile“.

Abhandlungen

39) Siehe oben bei FN 10.
40) Erweiterte Wertgrenzen-Novelle 1997 und Zivilverfahrens-Novelle

2002. Vgl Bydlinski, Zivilprozessordnung und Jurisdiktionsnorm (2002)
93 f.

41) Sehr skeptisch Fasching in FS Beys I 310 f.
42) Instruktiv: Die Presse, Rechtspanorama 26. 1. 2004 mit derWiedergabe

unterschiedlicher Bewertungen durch Krammer (Präsident des OLG
Wien), Scheuba (Rechtsanwältin) und Schmidt (Vorsteher des BGHS
Wien).



RA Dr. Ivo Greiter, Innsbruck

Noch einmal: Sicherheit oder Risiko? Zur Absicherung zukünftiger
Schadensersatzansprüche durch ein Feststellungsurteil (Teil 2)
In AnwBl 2002/566 erschien der 1. Teil der obigen Abhandlung. Der erwähnte Haftungsprozess gegen einen Innsbrucker
Anwalt ist nunmehr rechtskräftig im Sinne einer Klagabweisung entschieden. Ende gut – alles gut. Oder doch nicht?

Ein Arzt in einem Krankenhaus hatte seine Aufklärungspflicht ver-
letzt. Der Anwalt ließ sich eine Erklärung mit einem Verjährungsver-
zicht des Trägers geben.
Nach dem Schadensfall hatte der Träger gewechselt. Die Erklä-
rung war aber durch den Rechtsnachfolger abgegeben worden.
Die zwei Prozesse des geschädigten Patienten gegen den ur-
sprünglichen Krankenhausträger, dessen Rechtsnachfolger und
den behandelnden Arzt sowie gegen den ehemaligen Anwalt dau-
erten rund acht Jahre. Der Instanzenzug wurde jeweils voll ausge-
schöpft. Die reinen Prozessakten ohne Beilagen wuchsen auf
10 cm Dicke an.

I. Zum Prozess wegen mangelhafter Aufklärung
gegen Krankenhaus und Arzt

In diesem Prozess realisierte sich das von mir in AnwBl 2002/566
beschriebene Risiko: Die Bevollmächtigung der Person, die den
Verjährungsverzicht abgegeben hatte, wurden vom Rechtsvorgän-
ger, also dem eigentlichen Schuldner, bestritten.
Es ging nun darum, ob die eingeholte Verzichtserklärung unwirk-
sam war.
Diese Frage wurde von den Instanzen unterschiedlich beurteilt.
Das Erstgericht wies die Klage wegen Verjährung ab.
Berufungsgericht und der OGH entschieden anders. Der Rechts-
nachfolger, also der neue Rechtsträger sei zur Aufklärung über
den Trägerwechsel verpflichtet gewesen. Demnach verstoße er ge-
gen Treu und Glauben, wenn er die Erklärung nicht gegen sich gel-
ten lasse.
Die Prozesskosten beliefen sich auf jeder Seite auf ca E 30.000,–.

II. Zum Prozess gegen den ehemaligen Anwalt wegen
schlechter Vertretung

Parallel ging der Geschädigte gegen den Anwalt vor. Der Geschä-
digte hatte auf eigene Initiative hin mit dem Rechtsnachfolger einen
Vergleich geschlossen, obwohl er dem Grunde nach vollständig
obsiegt hatte.

Hinsichtlich der Differenz zwischen Anspruch und Vergleich wollte
der Geschädigte sich nun beim Anwalt schadlos halten. Dieser
habe die Verjährung seines Anspruchs gegen den Rechtsvorgän-
ger verschuldet.

Eine Haftung des Anwalts wurde in allen drei Instanzen verneint.
Der Geschädigte habe gegen den Rechtsnachfolger dem Grunde
nach voll obsiegt. Den Vergleich habe er aus freien Stücken ge-
schlossen. Er sei daher seiner Risikosphäre zuzurechnen. Beim ehe-
maligen Anwalt könne er sich jedenfalls nicht schadlos halten.

Hier beliefen sich die Prozesskosten auf jeder Seite auf ca
E 19.000,–.

III. Schlussfolgerungen

Bei Einbringung einer Feststellungsklage wäre man wohl bald da-
rauf gekommen, dass unklar ist, wer eigentlich Schuldner ist. Ver-
jährung wäre zu diesem Zeitpunkt – unabhängig von einer Verjäh-
rungsverzichtserklärung – wohl noch nicht eingetreten.

Viel Zeit, Ärger, Nervenbelastung und Unsicherheit sowie ein Pro-
zesskostenrisiko von rund E 100.000,– wären bei Einbringung
einer Feststellungsklage mit großer Wahrscheinlichkeit vermeidbar
gewesen.

Abhandlungen

POLEN  DEUTSCHLAND 

übernehme Substitutionen vor Gerichten &

Schiedsgerichten in Deutschland und Polen

Dr. Andrzej Remin 

-Rechtsanwalt & Mediator- 

 Neue Weltgasse 21; 1130 Wien; 

phone: 1/403 87 15,

mobile: 0676/ 670 49 54

e-mail: remin@t-online.at
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Neues aus der Kommission
Austausch von Informationen aus dem Straf-
register

Im Oktober hat die Europäische Kommission einen Vorschlag für ei-
nen Beschluss des Rates über den Austausch von Informationen aus
dem Strafregister vorgelegt. Der Vorschlag knüpft an das Europä-
ische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen aus
dem Jahre 1959, das den Vertragsparteien unter anderem die
Pflicht auferlegt, Strafnachrichten über ihre Staatsangehörigen
ein Mal pro Jahr auszutauschen, an und zielt darauf ab, die Funk-
tionsweise der bestehenden Verfahren des Informationsaustauschs
zu verbessern, ohne die Art der Pflichten der Mitgliedstaaten zu
verändern. Die Kommission präsentiert somit vorerst kein grundle-
gend neues Informatiksystem zum Austausch von Informationen
über Strafurteile zwischen Mitgliedstaaten, sondern beschränkt
sich darauf, praktische Verbesserungen des derzeitigen Systems
vorzuschlagen.

Der erste Teil des Beschlussvorschlags enthält Bestimmungen,
durch die sichergestellt werden soll, dass jeder Mitgliedstaat eine
Zentralbehörde zum Zweck des Informationsaustauschs benennt,
welche die Zentralbehörden der anderen Mitgliedstaaten unver-
züglich über Verurteilungen von Staatsangehörigen dieser Mit-
gliedstaaten, die in das nationale Strafregister eingetragen sind,
zu unterrichten hat. Der zweite Teil betrifft Anträge auf Informatio-
nen aus dem Strafregister, wie sie bereits das Übereinkommen
von 1959 kennt, und Antworten auf diese Anträge. Neu ist, dass
eine Zentralbehörde einen Antrag auf Informationen aus dem
Strafregister innerhalb von höchstens fünf Arbeitstagen beantwor-
ten muss. Außerdem sind zur Erleichterung des Informationsaus-
tauschs auch Standardformulare, die in allen Amtsprachen der
EU vorliegen sollen, für die Antragstellung und die Beantwortung
vorgesehen.

Ein gewisses Augenmerk ist auf Artikel 5 des Beschlussvorschlags
zu richten. Darin werden die Bedingungen für die Verwendung per-
sonenbezogener Daten festgelegt. Informationen mit personenbe-
zogenem Inhalt können vom ersuchenden Mitgliedstaat im Rahmen
von Strafverfahren verwendet werden. Die Verwendung für sons-
tige Zwecke unterliegt den vom ersuchendenMitgliedstaat angege-
benen Schranken sowie den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
über den Zugang von Informationen aus dem Strafregister. Der Be-
schlussvorschlag kann im Internen Bereich der ÖRAK-Homepage
abgerufen werden.

Mitteilung der Kommission zum Europäischen
Vertragsrecht

Ebenfalls im Oktober hat die Kommission ihre lange erwartete Mit-
teilung zum Europäischen Vertragsrecht veröffentlicht. Darin be-
schreibt die Kommission die geplanten Anschlussmaßnahmen

zum Aktionsplan 2003, zu dem auch der ÖRAK Stellung genom-
men hat, im Lichte der Reaktionen aus den EU-Organen, Mitglied-
staaten und Interessengruppen. Sie erläutert, wie der Gemeinsame
Referenzrahmen ausgestaltet werden soll, um die Qualität und die
Kohärenz des geltenden und künftigen Gemeinschaftsrechts zu ver-
bessern. Der Gemeinsame Referenzrahmen soll ein unverbindli-
ches Rechtsinstrument werden, das klare Definitionen von Rechts-
begriffen, Grundprinzipien und kohärente Mustervorschriften des
Vertragsrechts enthält, auf welche Kommission, Rat und Europä-
isches Parlament bei konkreten Vorhaben zur Verbesserung des Ac-
quis communautaire gegebenenfalls zurückgreifen können.

In ihrer Mitteilung beschreibt die Kommission ferner die geplanten
Aktivitäten zur Förderung EU-weiter Allgemeiner Geschäftsbedin-
gungen, zu denen sich der ÖRAK kritisch geäußert hat. Zwar seien
viele Interessensvertreter der Meinung, dass EU-weite AGB auf
Grund unterschiedlicher zwingender Vorschriften im Vertragsrecht
oder auf anderen Rechtsgebieten in den einzelnen Mitgliedstaaten
nicht angewendet werden könnten, doch ist die Kommission der
Ansicht, dass es trotz der bestehenden rechtlichen und administra-
tiven Hindernisse – auf deren Beseitigung sie langfristig hinwirken
will – jetzt schon genügend Fälle für eine Anwendung EU-weiter
AGB gebe. Daher will die Kommission in einem nächsten Schritt
durch Aktionen hinsichtlich von AGB im Verhältnis zwischen Unter-
nehmen beziehungsweise im Verhältnis zwischen Unternehmen
und Behörden, etwa durch die Einrichtung einer Website, auf der
die Marktteilnehmer Informationen über von ihnen verwendete
oder geplante EU-weite AGB austauschen können, auf eine Be-
wusstseinsbildung unter den Markteilnehmern über die Möglichkei-
ten EU-weiter AGB hinarbeiten.

Die Kommission denkt auch laut über die Schaffung eines „optiona-
len Instrumentes im Bereich des europäischen Vertragsrechts“
nach, das in Richtung einer Harmonisierung des Vertragsrechts
der Mitgliedstaaten gehen würde. An dieser Stelle soll auf Anhang
I der Mitteilung verwiesen werden, in dem die „denkbare Struktur“
eines Gemeinsamen Referenzrahmens und die genauere Ausge-
staltung seiner drei Teile, nämlich der Kapitel über Grundsätze
des Vertragsrechts, Definitionen der wichtigsten abstrakten Rechts-
begriffe und vertragsrechtliche Mustervorschriften, dargelegt wird.
Die Mitteilung ist im Internen Bereich der ÖRAK-Homepage zu fin-
den.

Vorschlag für eine dritte Richtlinie zur
Bekämpfung von Geldwäsche

Die Kommission hat am 30. 6. 2004 einen Vorschlag für eine Richt-
linie zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldwäsche einschließlich der Finanzierung des Terro-
rismus vorgelegt. Der Vorschlag soll die durch die zweite Geldwä-
scherichtlinie 2001/97/EG geänderte erste Geldwäscherichtlinie
91/308/EWG ersetzen und dabei die vierzig Empfehlungen der

Europa
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bei der OECD angesiedelten Arbeitsgruppe „Financial Action Task
Force on Money Laundering“ (FATF) umsetzen. Diese Empfehlun-
gen stellen einen internationalen Mindeststandard im Bereich der
Geldwäschebekämpfung dar und sind im Juni 2003 abgeändert
worden, um insbesondere die Finanzierung des Terrorismus durch
Geldwäsche zu erfassen. Dementsprechend soll nun der Geldwä-
schetatbestand neu definiert werden. Eine Meldepflicht besteht
nach dem Vorschlag bei Wissen, Vermutung oder berechtigter An-
nahme zur Geldwäsche beziehungsweise zum Versuch der Geld-
wäsche. Ferner sind die Anforderungen für die Identifizierung
von Kunden undMandanten durch die der Richtlinie unterfallenden
Institute und Personen (auch Rechtsanwälte) detaillierter geworden.
Die Zuständigkeit für die Entgegennahme der Verdachtsmeldungen
wird zentralen Meldestellen übertragen, die Meldepflichten für An-
gehörige von reglementierten Rechtsberufen werden nach dem Vor-
schlag unverändert aus der aktuellen Richtlinie übernommen. Da-
nach unterstehen Rechtsanwälte, die sich einschließlich der Steuer-
beratung an Transaktionen im Finanz- oder Immobilienbereich be-
teiligen, bei denen die Gefahr der Geldwäsche sehr groß ist, den
generellen Bestimmungen zur Meldepflicht, sind jedoch davon aus-
genommen, wenn bei einem Verdacht Informationen zugrunde lie-
gen, die im Rahmen der Rechtsberatung vor, bei oder nach einem
laufendemProzess oder bei der Beurteilungder Rechtslage für einen
Mandanten erworben wurden, es sei denn, dass die Rechtsbera-

tung nur dem Zweck der Geldwäsche dient. Der ÖRAK ist dabei,
eine Stellungnahme zum Kommissionsvorschlag zu erarbeiten.
Seine Ansicht geht dahin, dass der Richtlinienentwurf eine weitere
Behinderung im freien Zugang zumRecht und zumRechtsanwalt be-
deutet und dass die erwähnten Ausnahmen für Rechtsanwälte durch
die Meldepflicht für leitende Angestellte ausgehöhlt werden.
Zu diesem Thema fand am 30. 9. 2004 vor dem Petitionsausschuss
des Europäischen Parlaments eine Anhörung zu einer Petition statt,
die die französische Anwaltskammer im Mai 2003 gegen die
zweite Geldwäscherichtlinie eingereicht hatte. Die spanische, bel-
gische und italienische Anwaltskammer sowie der CCBE hatten
sich der Petition angeschlossen. Während der Anhörung betonten
die anwesenden Anwaltsorganisationen die Wichtigkeit der Men-
schenrechte (insbesondere Artikel 6 der EMRK), die durch die in
der zweiten Geldwäscherichtlinie und im Vorschlag zur dritten
Geldwäscherichtlinie enthaltenen Meldepflichten beeinträchtigt
würden. Der Petitionsausschuss entschied, die aufgeworfenen Fra-
gen mit dem Rechtsausschuss und dem Ausschuss für Bürgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres zu besprechen und zudem den Juristi-
schen Dienst des Parlaments damit zu befassen. Der Vorschlag zur
dritten Geldwäscherichtlinie ist im Internen Bereich der ÖRAK-
Homepage zu finden.

RA Benedict Saupe
ÖRAK-Büro Brüssel

Europa
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Terminübersicht – Seminare

Jänner 2005

11. und 25. 1. Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer (ESt)
Seminar-Nr: 20050111/8 WIEN

14. bis 15. 1. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 20050114/3 ST. GEORGEN i. A.

14. bis 15. 1. Bilanzlesen für Juristen
Seminar-Nr: 20050114/5 GRAZ

14. bis 15. 1. Arbeitsrecht – ausgewählte Rechtsfragen
Seminar-Nr: 20050114/7 DORNBIRN

14. bis 15. 1. Baurecht
Seminar-Nr: 20050114/8 WIEN

14. bis 15. 1. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20050114A/8 WIEN

21. bis 22. 1. Be up to date! Die neueste Rechts-
entwicklung im Liegenschafts- und
Wohnrecht
Seminar-Nr: 20050121/3 LINZ

21. bis 22. 1. Arbeits- und Sozialrecht
Seminar-Nr: 20050121/6 INNSBRUCK

21. bis 22. 1. Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht
in der Praxis des Wirtschaftsanwalts
Seminar-Nr: 20050121-8 WIEN

21. bis 22. 1. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 20050121A/8 WIEN

28. bis 29. 1. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20050128/5 GRAZ

28. bis 29. 1. Gestaltung und Durchführung von
Liegenschaftsverträgen
Seminar-Nr: 20050128/6 INNSBRUCK

28. bis 29. 1. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20050128/8 WIEN

Februar 2005

4. bis 5. 2. Verwaltungs(straf)verfahren –

Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 20050204/3 ST. GEORGEN i. A.

15. 2. und
1. 3.

Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 20050215/8 WIEN

18. bis 19. 2. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 20050218/8 WIEN

24. bis 26. 2. Die französische Rechtssprache
Seminar-Nr: 20050224/8 WIEN

25. bis 26. 2. Europäisches Zivil- und Zivilverfahrensrecht
Seminar-Nr: 20050225/7 BREGENZ

Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer (ESt)
series

Persönliche Steuerpflicht; Einkunftsarten; Einkünfte-(Gewinn-)ermitt-
lung; Einkommensermittlung: Abzugsverbote, Sonderausgaben;
Absetzbeträge, Tarif; Veranlagung; Lohnsteuer; Kapitalertrag-
steuer; Besteuerung von Privatstiftungen
Termine: Dienstag, 11. 1. 2005 und Dienstag, 25. 1. 2005 =
2 Halbtage
Planung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in Wien
Referenten: Mag. Dr. Bernhard Huppmann, Wirtschaftsprüfer in
Wien
Dr. Roland Rief, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Ernst &
Young
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20050111/8

Arbeitsrecht – ausgewählte Rechtsfragen
basic

In diesem Seminar werden ausgesuchte arbeitsrechtliche Probleme
anhand von Gesetz und aktueller Rechtsprechung behandelt, die
häufig an Rechtsanwälte herangetragen werden. Dabei liegt ein
Schwerpunkt naturgemäß auf Rechtsfragen rund um die Beendi-
gung des Dienstverhältnisses und die damit zusammenhängenden
verfahrensrechtlichen Besonderheiten.
Termin: Freitag, 14. 1. 2005 bis Samstag, 15. 1. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referenten: Dr. Michael Kramer, RA in Feldkirch
Dr. Bertram Grass, RA in Bregenz
Seminarort: Dornbirn
Seminar-Nr: 20050114/7

Bilanzlesen für Juristen
special

Rechtsanwälte werden im Rahmen der Beratung von Unternehmen,
aber auch von Privatpersonen mit bilanztechnischen bzw. jahres-
abschlusstechnischen Fragen und Problemstellungen konfrontiert.
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Die Zielsetzung des gegenständlichen Seminars besteht darin, die
Grundlagen der Bilanzierung, insbesondere in Bezug auf Ausweis-
vorschriften, Gliederungsbestimmungen und Bewertungsvorschrif-
ten sowie in Bezug auf Analyse und Interpretation von Jahresab-
schlüssen zu vermitteln.

Termin: Freitag, 14. 1. 2005 bis Samstag, 15. 1. 2005 =
3 Halbtage

Planung und Referent: Mag. Andreas Lorenzoni, Allgemein beeide-
ter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger; Wirtschaftsbera-
ter in Graz

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 20050114/5

Be up to date! Die neueste Rechtsentwicklung
im Liegenschafts- und Wohnrecht

update

Gegenstand des Seminars ist die wesentliche Rechtsprechung im
Liegenschafts-Vertragsrecht, im Mietrecht, im WE-Recht, im Bauträ-
gervertragsrecht, im Grundbuchsrecht und im Grundverkehrsrecht
in der letzten Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Seminar.

Besonders besprochen werden dabei die Grundzüge eines vermut-
lichen/erwarteten Entwurfes einer Novelle (zum 1. 3. 2005) zum
Wohnungseigentumsrecht und Mietrecht (Wohnrechtsnovelle) so-
wie die Anpassungen des Wohnrechtlichen Außerstreitbegleitge-
setzes; im Bereich „Besonderes Liegenschaftsvertragsrecht“ ein
Schwerpunkt zum Thema „Abgrenzung und nachträgliche Um-

wandlung von Wohnungsfruchtgenuss- zu Wohnungsgebrauchs-
recht“.
Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und Kollegen, die trotz
unerlässlicher Spezialisierungen als Allrounder in einem übergrei-

fenden Informationsstand auf dem Laufenden bleiben wollen.

Termin: Freitag, 21. 1. 2005, 9.30–19.00 Uhr bis Samstag,
22. 1. 2005, 9.15–12.30 Uhr = 3 Halbtage

Planung: VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

Referenten in zeitlicher Reihenfolge: Dr. Andreas Kletecvka, ao.
Univ.-Prof. in Wien

Hon.-Prof. Dr. Helmut Würth, Hofrat d. VwGH i.R.

Dr. Hans Hoyer, o. Univ.-Prof. in Wien

Seminarort: Linz

Seminar-Nr: 20050121/3

Gestaltung und Durchführung von Liegen-
schaftsverträgen
basic

Gegenüber den an der Universität vermittelten klassischen Rechts-
gebieten, wie etwa dem Familienrecht, dem Schadenersatzrecht
oder dem Arbeitsrecht, ist das Vertragsrecht im Lehrangebot unter-
repräsentiert. Dies ist für den Rechtsanwaltsanwärter unter dem
Gesichtspunkt bedauerlich, dass sich der ausbildende Rechtsan-
walt das schöpferische und wirtschaftlich interessante Gebiet der
Vertragserrichtung meist selbst vorbehält und der Rechtsanwaltsan-
wärter mit einem deutlichen Wissensdefizit auf diesem Spezialge-
biet in den selbstständigen Beruf entlassen wird. Dem versucht das
Seminar abzuhelfen. Freilich muss es sich dabei auf die bloße Set-
zung von Akzenten beschränken, weil dieses interdisziplinäre Be-
tätigungsgebiet der Kautelarjuristen schon wegen der Vielfalt der
Rechtsgeschäftstypen keine auch nur einigermaßen vollständige
Vermittlung in kurzer Zeit zulässt.
Termin: Freitag, 28. 1. 2005 bis Samstag, 29. 1. 2005 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck
Referenten: Dr. Herbert Matzunski, RA in Innsbruck
Dr. Christian Winder, RA in Innsbruck
ADir. Gerhard Matzagg, BG Hall
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 20050128/6

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den zu entrichtenden
Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit
hat. Der Veranstaltungstermin dieser vergünstigten Seminare muss
im Zeitraum bis zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung lie-
gen. Der Anmeldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte
nach ihrer Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich
nach ihrer Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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Sehr geehrte Kolleginnen! Sehr geehrte Kollegen!

Das heurige Jahr stand bei der AVM ganz im Zeichen einer inhalt-
lichen Neuorientierung. Wir haben heuer erstmals unsere Ange-
botspalette über die reine Mediation hinaus erweitert auf das Ge-
biet der Kommunikation im weitesten Sinn und des Collaborative
Law (kooperative Rechtsklärung). Aufgrund der Erfahrung des heu-
rigen Jahres haben wir uns entschlossen, diese Programmschiene
auch nächstes Jahr weiter zu fahren und zu verbessern. Die AVM
wird daher auch nächstes Jahr in Kooperation mit dem ÖBVP wie-
der einenMediationslehrgang entsprechend dem nunmehr in Kraft
stehenden Mediationsgesetz abhalten, wobei die Ausbildung 220
Stunden umfasst und in einen Grundlehrgang und in einen Aufbau-
lehrgang gegliedert sein wird. Die AVM wird den Grundlehrgang
in Salzburg anbieten, sozusagen in der geographischen Mitte un-
seres Landes.

Was die Ausbildung in Collaborative Law betrifft, so haben wir uns
nach den Erfahrungen dieses Jahres entschlossen, die Ausbildung
in zwei Teile, nämlich in einen Kommunikationsteil und in einen
Collaborative Law Teil, aufzugliedern, wobei der Collaborative
Law Teil 40 Stunden und der Kommunikationsteil 60 Stunden um-
fasst. Die gesamte Ausbildung in Collaborative Law umfasst sohin
100 Stunden und jeder, der diese Ausbildung absolviert, wird ein
entsprechendes Zertifikat von der AVM erhalten.

Die von der AVM angebotene Kommunikationsausbildung bein-
haltet 60 Unterrichtseinheiten, die die Grundlagen in Kommunika-
tion und Konfliktmanagement, Verhandlungstechnik und Interven-
tionsmöglichkeiten in hochstrittigen Situationen einschließt. Wir
glauben, dass eine Ausbildung in Kommunikation für jede Rechts-
anwältin und für jeden Rechtsanwalt, gleich ob Berufsanwärter
oder bereits eingetragen, eine wesentliche Hilfe im beruflichen All-
tag darstellt. Für Berufsanwärter wird die Kommunikationsausbil-
dung, die insgesamt drei 2-Tages-Seminare umfassen wird, mit je
zwei Halbtagen pro Seminar angerechnet.

Wir gehen davon aus, dass unser Seminarprogramm 2005 ein
wirklich attraktives Angebot im Bereich der alternativen Konfliktre-
gelung umfasst und für alle Kolleginnen und Kollegen, gleich wel-
cher Altersstufe, interessant sein kann. Das Jahresprogramm wird
Anfang Dezember dieses Jahres an alle österreichischen Rechtsan-
wältInnen und RechtsanwaltsanwärterInnen versendet werden, so-
dass Sie rechtzeitig Ihre Seminarplanung für das kommende Jahr
fixieren können.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen
Dr. Michael Czinglar

Generalsekretär
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50 Jahre „Anwaltsvereinigung
Justitia“
Mit einer Festveranstaltung im Bundesministerium für Justiz feierte
die Anwaltsvereinigung Justitia ihr fünfzigjähriges Bestehen. Club-
obmann Dr. Michael Witt konnte Bundesministerin für Justiz Mag.
Karin Miklautsch, Volksanwalt Mag. Ewald Stadler und den Leiter
der Zivilrechtssektion Sektionschef Dr. Hopf an der Spitze zahlrei-
cher Gäste und Clubkollegen aus Justiz und Politik begrüßen. Auch
die Spitzenrepräsentanten der Standesvertretung machten der Jus-
titia ihre Aufwartung, seitens des ÖRAK Präsident Dr. Benn-Ibler
und Generalsekretär Dr. Christian, von der Rechtsanwaltskammer
Wien Präsident Dr. Bisanz, Vizepräsidentin Dr. Birnbaum und
Kammeramtsdirektor Hofrat Dr. Stimmler, sowie die Vertreter aller
Wiener Anwaltsclubs.

Obmann Dr. Witt (Foto: Elisabeth Krumpöck)

Justizministerin Miklautsch hieß die Justitia im Palais Trautson will-
kommen und hob hervor, dass zwei ihrer Vorgänger, nämlich
Dr. Harald Ofner und Dr. Dieter Böhmdorfer der Justitia angehö-
ren.
In seinem Grußwort würdigte der Präsident der RAK Wien, dass
die Justitia sich seit ihrer Gründung als parteiunabhängiger An-
waltsclub an der Standespolitik aktiv beteiligt und somit wesentli-
chen Anteil an der erfolgreichen Arbeit der Standesvertretung hat
und hob beispielsweise das Engagement der Kollegen Dr. Heinrich
Orator, Dr. Peter Wrabetz, Dr. Peter Fichtenbauer, Dr. Gottfried
Zandl und Dr. Michael Kutis in der Rechtsanwaltskammer Wien
hervor.

BM Mag. Miklautsch (Foto: Elisabeth Krumpöck)

Der vormalige Justitia-Clubobmann, Vizepräsident der RAK Wien
und Generalsekretär des ÖRAK Prof. Dr. Wrabetz berichtete in
der Laudatio über die wichtigsten Ereignisse in der Geschichte
des Clubs, seit die Justitia am 20. 5. 1954 als Fachgruppe Rechts-
anwälte des freiheitlichen Akademikerverbandes gegründet
wurde. Er verwies insbesondere darauf, dass Mitglieder der An-
waltsvereinigung Justitia auch in höchste Funktionen über den
Rechtsanwaltsstand hinaus berufen beziehungsweise gewählt wur-
den, beispielsweise Wilhelm Brauneder (Nationalratspräsident),
Tassilo Broesigke (Präsident des Rechnungshofes), Norbert Steger
(Vizekanzler), Harald Ofner und Dieter Böhmdorfer (Justizminis-
ter), Gustav Zeilinger (Volksanwalt) und Norbert Gugerbauer
(Clubobmann). Er verwies darauf, dass durch diese Clubmitglieder
erfolgreiche Kontakte für die Standespolitik zu Regierung und Par-
lament aufgebaut wurden und auch heute beispielsweise durch
Dr. Böhmdorfer (Nationalrat) und Mag. Stefan (Landtagsabgeord-
neter) bestehen.

Gedenken (Foto: Elisabeth Krumpöck)

Dr. Wrabetz dankte der amtierenden Justizministerin für ihre Zu-
sage, sich nach Kräften in der EU-Kommission für die Interessen
der österreichischen Rechtsanwälte einzusetzen und betonte, dass
die durch die Reformen der letzten 35 Jahre rechtlich und wirt-

Berichte
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schaftlich abgesicherte Unabhängigkeit der Rechtsanwälte dem
Bürger und dem sozialen Rechtsstaat diene. Nach diesem histori-
schen Rückblick zur Geschichte der Advokatur in Österreich und
der Geschichte der Justitia im Besonderen ging Dr. Eike-Bernd Lin-
dinger in einem viel beachteten Kurzreferat zur „Qualitätssiche-
rung in der Anwaltskanzlei“ auf die aktuellen unternehmerischen
Herausforderungen an die Kanzleiführung durch Rechtsanwälte
ein.

Justitia Festveranstaltung im BMJ (Foto: Elisabeth Krumpöck)

Abschluss und Höhepunkt der Festveranstaltung war dann ein Aus-
blick von ÖRAK-Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler über „Aktuelle
Standespolitik 2005“ mit dem der Bogen der Veranstaltung von
der Vergangenheit bis in die Zukunft gespannt und sohin dem
von Bundesministerin Miklautsch bei der Eröffnung gebrachten
Gustav Mahler-Zitat „Nicht die Asche bewahren, sondern das
Feuer weitergeben“ gerecht wurde.

Der anschließende Empfang war eine gut akzeptierte Gelegenheit
für kollegiale Gespräche mit den Spitzenrepräsentanten aus Poli-
tik, Standesvertretung und den Wiener Anwaltsclubs.

RA Dr. Michael Witt,
em RA Prof. Dr. Peter Wrabetz

Berichte
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Disziplinarrecht

§ 3 DSt – bei Vertagungsantrag etc

§ 9 RAO – Mandatsübernahme knapp vor Termin

7960

Die Übernahme eines Mandates ganz knapp vor
einer (Straf-)Berufungsverhandlung ist an sich
nicht vorwerfbar. Die Ablehnung eines Verta-
gungsantrages durch das Berufungsgericht macht
den Antrag noch nicht disziplinär. Die provokante
Äußerung des Verteidigers „es wird niemand er-
scheinen“ ist unhöflich, aber nicht disziplinär.

OBDK 20. 9. 2004, 11 Bkd 2/04

Aus den Gründen:

Die Tatsache allein, knapp vor einer Berufungsverhandlung ein
Mandat übernommen zu haben, ist – zumal die Initiative vom
Rechtsmittelwerber im Strafverfahren selbst ausging – an sich nicht
vorwerfbar. Deshalb allein die Vertretung abzulehnen ist – aus dis-
ziplinarrechtlicher Sicht – auch nicht geboten.

Ob auf Grund der Zeitknappheit eine ordnungsgemäße Vertretung
im Gerichtsverfahren möglich ist, hat der Verteidiger selbstverant-
wortlich zu entscheiden, verneindenfalls steht ihm das Recht zu ei-
ner Vertagung (Verlegung) zu (s Mayerhofer/Hollaender StPO5

§ 281 RN 43 ff), ob dieser Antrag allerdings begründet ist, ent-
scheidet das Gericht (s SSt 41/71, § 226 StPO ua). Die Ableh-
nung eines solchen Antrages durch das Gericht (wie hier geplant)
macht den Antrag deshalb noch nicht disziplinär.

Das Vorbringen im vorliegenden Fall, dass schon aufgrund der
räumlichen Distanz des DB und dem Gericht ein rechtzeitiges Er-
scheinen nicht bewerkstelligt werden konnte, ist eine Tatsache,
die ebenfalls an sich keinen disziplinären Vorwurf enthalten kann.

Auch wenn der Vorsitzende des Berufungssenates – entgegen die-
ser Tatsache – ein Erscheinen des DB als Verteidiger gewollt hätte.

Bei einem Nichterscheinen kennt die StPO ausreichende Mittel und
Maßnahmen, die allesamt vorliegend ersichtlich nicht angewendet
wurden und bei deren Anwendung damit noch nicht zwingend
eine Aussage über eine ehr- oder standeswidriges Verhalten ausge-
sagt ist.

Die Gefährdung von Interessen des Mandanten ist im Schuldspruch
nicht erwähnt und nach den Feststellungen – dieser wollte die Be-
vollmächtigung des DB mit allen ihm daraus keineswegs unbekann-
ten Konsequenzen – auch durch das Verhalten des DB auch nicht
gegeben gewesen.

Es ist zwar richtig, dass das Verhalten des DB (nämlich die provo-
kante Äußerung „es wird niemand erscheinen“) darauf ausgerich-

tet war, mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln die Vertagung
der Berufungsverhandlung im letzten Augenblick zu erreichen.
Ebenso ist es deutlich, dass eine weniger rücksichtslose Vorgangs-
weise angebracht und angemessen gewesen wäre.

Andererseits darf nicht übersehen werden, dass sich der Unrechts-
gehalt der Vorgangsweise des DB letztlich in dieser unhöflichen
Vorgangsweise erschöpft. Zudem sind seine Handlungen folgen-
los geblieben, denn der Berufungssenat des OLG hat die Beru-
fungsverhandlung gegen Y – nicht aufgrund des vorgeworfenen
Verhaltens des DB – auf einen späteren Zeitpunkt vertagt (= ver-
legt).

Auch wenn der disziplinäre Vorwurf der Verletzung von Ehre und
Ansehen des Standes keineswegs ausschließlich auf eine Verlet-
zung positiven Rechtes beschränkt ist, so ist doch angesichts der
Umstände des Falles die Grenze zwischen nicht-disziplinärem un-
höflichen Verhalten und disziplinärer Rechtswidrigkeit doch nur
in so geringem Ausmaß überschritten, dass eine Anwendung des
§ 3 DSt geboten erscheint. Dem DB kann nicht mehr als geringfügi-
ges Verschulden zur Last gelegt werden, zumal wohl tatsächlich im
Zeitpunkt der Übernahme des Mandates eine Zureise zur Beru-
fungsverhandlung beim Landesgericht Z nicht mehr möglich war.

Darüber hinaus ist das inkriminierte Verhalten letztlich folgenlos ge-
blieben und nur einem einzigen Richter (dem Vorsitzenden des Be-
rufungssenates) telefonisch zu Ohren gekommen.

Damit erschien die Anwendung des § 3 DSt geboten und war auf
dieser Rechtsgrundlage mit Freispruch hinsichtlich des DB vorzuge-
hen.

Anmerkung:

Die Begründung der OBDK ist umfassend und „verteidigerfreund-
lich“. Am Ende erblickt die OBDK doch „eine Überschreitung der
Grenze zwischen bloß unhöflichem Verhalten und disziplinärer
Rechtswidrigkeit“ – worin diese im vorliegenden Fall liegt, wird aller-
dings nicht konkretisiert – und wendet § 3 DSt an. Ende gut, alles gut.

Strigl

Doppelvertretung

7961

§ 10 Abs 1 RAO

Wenn sich die Bindungswirkung eines Zivilurteils
nur auf die Frage der Passivlegitimation des Ne-
benintervenienten auf Seiten der klagenden Pro-
fessionisten gegen die Gemeinschuldnerin, nicht
jedoch auf sonstige, im Folgeprozess zu klärende
Fragen, wie etwa Berechtigung und Höhe des An-
spruches, erstreckt, liegt in der Mandatsüber-

Rechtsprechung
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nahme für einen Professionisten gegen die Ge-
meinschuldnerin keine Kollision vor.

OBDK 10. 5. 2004, 14 Bkd 10/03

Aus den Gründen:

Das Doppelvertretungsverbot des § 10 Abs 1 RAO ist aus der
Sicht der rechtspolitischen Zielsetzung als weitreichend zu verste-
hen. Es betrifft alle Rechtskonstellationen, in denen Interessenkol-
lisionen zweier Parteien vorliegen bzw sich bereits abzeichnen
(1 Bkd 4/01). Neben der „echten“ oder materiellen Doppelver-
tretung, der anwaltlichen Tätigkeit zunächst für und dann gegen
den Klienten, erblickt die Rechtsprechung der OBDK einen diszi-
plinär zu ahndenden Tatbestand auch in der „unechten“ oder for-
mellen Doppelvertretung, somit darin, dass derselbe Anwalt in
zwei gleichzeitig anhängigen Prozessen einmal als Vertreter der
einen Partei, das andere Mal als Vertreter ihres Prozessgegners,
insbesondere vor dem selben Gericht, auftritt, weil durch dieses
gleichzeitige Auftreten in der Öffentlichkeit das Vertrauen der
rechtsuchenden Bevölkerung erschüttert wird und es überdies zu
einer Interessenkollision kommen kann (Feil/Wennig, Anwalts-
recht3, 674, 786 f mwH).

Auch unter Anlegung dieses strengen Maßstabes kann im Vorge-
hen des DB ein Verstoß gegen § 10 Abs 1 RAO nicht gesehen wer-
den. Im Zeitpunkt der Entscheidung des DR und auch der Befassung
des Berufungssenates bestand keine prozessuale Gegnerschaft
zwischen den vom DB vertretenen Klägern und der nur in den
von anderen Professionisten geführten Verfahren beteiligten, eben-
falls vom DB vertretenen, Nebenintervenientin, zumal diese dort
auf Seiten der jeweiligen Kläger den Prozessen beigetreten ist.
Die Interessenlagen der Kläger und der Nebenintervenientin sind
zumindest im derzeitigen Verfahrensstadium darin übereinstim-
mend, dass nicht die Nebenintervenientin, sondern die in An-
spruch genommene Gemeinschuldnerin die Aufträge an die Profes-
sionisten erteilt hat. Solange die Passivlegitimation der Nebeninter-
venientin nicht rechtskräftig festgestellt ist, liegt Kollision nicht vor.
Es vermag daher auch das vom KA vorgelegte – noch nicht rechts-
kräftige – klagsabweisende Urteil eines BG, aus dem hervorgeht,
die Nebenintervenientin habe als Generalunternehmerin Aufträge
an die Professionisten erteilt, eine Verurteilung des DB nicht zu
begründen. Der Senat verkennt nicht, dass sich nach dem Erk
des verstärkten Senats SZ 70/60 und der darauf aufbauenden
Rechtsprechung (RIS-Justiz 0107338) die Wirkungen eines mate-
riell rechtskräftigen zivilgerichtlichen Urteils soweit auf den einfa-
chen Nebenintervenientin erstrecken, als dieser als Partei eines Re-
gressprozesses keine rechtsvernichtenden oder rechtshemmenden
Einreden erheben darf, die mit den notwendigen Elementen der
Entscheidung des Vorprozesses in Widerspruch stehen. Diese Bin-
dungswirkung kann sich im hier zu beurteilenden Fall nur auf die

Frage der Passivlegitimation erstrecken, jedoch die sonstigen im
Folgeprozess zu klärenden Fragen, wie etwa Berechtigung und
Höhe des Anspruchs nicht betreffen. Es liegt somit auch unter die-
sem Gesichtspunkt derzeit (noch) keine Kollision vor.

Die in der Berufung gerügte Mangelhaftigkeit wegen unterbliebe-
ner Zeugenvernehmungen ist somit schon aus diesen Überlegun-
gen nicht gegeben. Hiezu kommt, dass es nicht Aufgabe der Dis.
Behörden sein kann, anhängige Zivilprozesse eigenständig neuer-
lich durchzuführen, nur um herauszufinden, ob für den DB die Ge-
fahr eine Kollision erkennbar war. Allein die Tatsache des Erforder-
nisses eines umfangreichen Beweisverfahrens zeigt, dass der DB
sich auf zumutbarem Weg keine Kenntnis darüber verschaffen
konnte, dass die Gefahr der Doppelvertretung sich mit einiger
Wahrscheinlichkeit auch nur abzeichnen könnte.

Anmerkung:

Zur Bindungswirkung siehe Sz 70/60; da DisBehörden niemals Zi-
vilrechtsfragen abschließend entscheiden, ist es klar, dass die nur un-
ter bestimmten Umständen denkbare Pflichtenkollision in zukünftigen
theoretischen Fällen nicht durch Zeugenvernehmungen im DisVerfah-
ren geklärt werden kann; die Begründung, dass sich der Besch „auf
zumutbaremWeg“ keine Kenntnis über dieWahrscheinlichkeit einer
konkreten Doppelvertretung beschaffen konnte, ist lebensnah und
nachvollziehbar. Ungeachtet der „weitreichenden rechtspolitischen
Zielsetzung“ des Doppelvertretungsverbotes ist der Freispruch hier
durchaus berechtigt.

Strigl

Zivilprozessrecht

Unschlüssigkeit der Klage, Verbesserungspflicht,
Versäumungsurteil

7962

§§ 84 f, 182, 398 ZPO idF ZVN 2002

1. Vor der Abweisung eines unschlüssigen Klage-
begehrens ist stets ein Verbesserungsversuch vor-
zunehmen.

2. Die Regelungen des § 398 ZPO idF ZVN 2002
bewirken, dass nach Eintritt der Säumnis zwar je-
derzeit die Fällung eines Versäumungsurteils be-
antragt werden kann, andere Verfahrenshand-
lungen (zB das Schlüssigstellen der Klage) aber
erst nach Ablauf von drei Monaten zulässig sind.

OGH 1. 7. 2004, 2 Ob 117/04a

Rechtsprechung

619AnwBl 2004/12



Sachverhalt:

Die Klägerin begehrte mit einer am 2. 5. 2003 beim Erstgericht
eingebrachten elektronischen Mahnklage von den Beklagten Zah-
lung von EUR 17.059,73 sA. Zur Anspruchsbeschreibung wurde
vorgebracht: „Code Nr 06 Darlehen/Kredit/Bürgschaft“ sowie
„Belegnummer 2933798504“. Die Klage enthielt das weitere Vor-
bringen, dass die Beklagten gem § 13 KSchG unter Androhung
des Terminverlustes qualifiziert gemahnt worden seien und in der
Folge mangels Zahlung Terminverlust eingetreten sei, weshalb
der eingeklagte Betrag zur Gänze fällig sei. Zum Zinsenbegehren
enthielt die Klage die Behauptung „Zinsen vereinbart“.

Das Erstgericht erachtete das Klagebegehren mangels hinreichen-
der Bestimmtheit des geltend gemachten Rechtsgrundes als un-
schlüssig und trug den Beklagten die Erstattung einer Klagebeant-
wortung binnen vier Wochen auf. Dieser Beschluss wurde dem Kla-
gevertreter am 21. 5. 2003, den Beklagten ebenfalls am
21. 5. 2003 durch Hinterlegung zugestellt, wobei der Beginn
der Abholungsfrist der 23. 5. 2003 war.

Die Beklagten ließen die ihnen gesetzte vierwöchige Frist unge-
nützt verstreichen, worauf die klagende Partei am 1. 8. 2003 mit-
tels vorbereitenden Schriftsatzes infolge zwischenzeitlich erfolgter
Zahlungen der Beklagten das Klagebegehren auf EUR
16.572,12 sA einschränkte und die Klage auch durch ein ausführ-
liches Vorbringen hinsichtlich der Anspruchsgrundlagen sowie der
Fälligkeit schlüssig stellte. In diesem Schriftsatz beantragte die kla-
gende Partei aufgrund der nunmehr erfolgten Schlüssigstellung des
Klagebegehrens die Fällung eines Versäumungsurteils mangels
Klagebeantwortung durch die Beklagten, schloss die Rubriken für
das Versäumungsurteil an und begehrte die Verpflichtung der Be-
klagten zur Zahlung des eingeschränkten Betrags von EUR
16.572,12.

Das Erstgericht wies das Klagebegehren mit (negativem) Versäu-
mungsurteil ab.

Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung im Ergebnis
und erklärte die ordentliche Revision für zulässig.

Der OGH gab der Revision Folge, hob das Versäumungsurteil des
Erstgerichts und das bestätigende Berufungsurteil auf und wies den
vorbereitenden Schriftsatz der klagenden Partei vom 1. 8. 2003
und den darauf beruhenden Antrag auf Fällung eines Versäu-
mungsurteils zurück.

Die Begründung des OGH:

Der erkennende Senat hat in den Entscheidungen 2 Ob 222/01p
und 2 Ob 524/95 = RdW 1997, 18 die Rechtsansicht vertreten,
die Verbesserung eines Schriftsatzes sei nicht möglich, wenn zwar
unschlüssiges Vorbringen vorliege, darüber aber – wenn auch
nicht im stattgebenden Sinn – abgesprochen werden könne. In
der Entscheidung 1 Ob 73/03 x (= JBl 2003, 653 [Gitsch-

thaler/Höllwerth]) wurde diese Rechtsansicht mit dem Hinweis ab-
gelehnt, es sei nicht einzusehen, warum unschlüssiges Klagebegeh-
ren nicht schon von Anfang an einer Verbesserung zugänglich ge-
macht werden sollte. Demnach wurde in diesem Fall ein negatives
Versäumungsurteil aufgehoben, das aufgrund einer unschlüssigen
Mahnklage nach dem rechtzeitigen Antrag auf Fällung eines Ver-
säumungsurteils vom Erstgericht gefällt und vom Berufungsgericht
bestätigt worden war. Dem Erstgericht wurde die Einleitung eines
Verbesserungsverfahrens hinsichtlich des Klageschriftsatzes aufge-
tragen.

Der erkennende Senat schließt sich nunmehr dieser Rechtsan-
sicht an. Demnach ist im Falle einer unschlüssigen Mahnklage
nicht mit einem Beschluss iSd § 230 Abs 1 ZPO vorzugehen,
sondern zunächst ein Verbesserungsverfahren über die Klage ein-
zuleiten.

Im vorliegenden Fall kann aber ein Verbesserungsverfahren (über
die Klage vor Erlassung eines Zahlungsbefehls) nicht mehr eingelei-
tet werden, weil die Klage dem Beklagten mit dem Auftrag zur Er-
stattung der Klagebeantwortung bereits zugestellt worden ist.

Zu beachten ist weiters, dass hier die Bestimmung des § 398 Abs 1
ZPO idF ZVN 2002 Anwendung findet, die am 1. 1. 2003 in Kraft
getreten ist. Danach kann der Kläger wegen der Nichterstattung
der Klagebeantwortung einen Antrag auf Erlassung eines Versäu-
mungsurteiles stellen; unterlässt er aber einen solchen, so tritt ein ru-
hensähnlicher Zustand ein. Durch einen anderen als den im Abs 1
leg cit genannten Antrag kann das Verfahren erst drei Monate
nach Eintritt der Säumnis fortgesetzt werden (Abs 2). Dies bedeu-
tet, dass nach Eintritt der Säumnis zwar jederzeit die Fällung eines
Versäumungsurteils beantragt werden kann, andere Verfahrens-
handlungen (zB das Schlüssigstellen der Klage) aber erst nach Ab-
lauf von drei Monaten zulässig sind. Es kommt somit zum Eintritt
einer Sperrfrist von drei Monaten, weil der Kläger seine Klage erst
nach drei Monaten schlüssig stellen kann (Gitschthaler/Höllwerth
in JBl 2003, 656 [Entscheidungsbesprechung]; Beran ua,
RZ 2003, 10; Frauenberger, Die ZVN 2002 – Neuerungen im Zi-
vilprozessrecht, ÖJZ 2002, 873 [875 FN 25]).

Hier wurde die Klage (unzulässig) innerhalb der dreimonatigen Ru-
hensfrist ab Säumnis der Beklagten schlüssig gemacht und gleich-
zeitig der Antrag auf Fällung eines Versäumungsurteils aufgrund
der verbesserten Klage gestellt. Dies wäre aber erst nach Ablauf
von drei Monaten möglich gewesen. Ein (bloßer) Antrag auf Fäl-
lung eines Versäumungsurteils, der innerhalb der ruhensähnlichen
Frist zulässig gewesen wäre, liegt hier nicht vor, weil die klagende
Partei die Fällung eines Versäumungsurteils auf der Basis des
(neuen) schlüssig machenden Vorbringens beantragt hat. Die vor
Ablauf der Ruhensfrist gestellten Anträge des Klägers haben das
Ruhen auch nicht –mit Ablauf der gesetzlichen Frist – beendet, weil
vorzeitige Fortsetzungsanträge gem § 169 Satz 2 ZPO, der hier
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sinngemäß anzuwenden ist, zurückzuweisen sind, als unzulässige
Anträge daher keine prozessualen Wirkungen zeitigen können.

Daher waren das negative Versäumungsurteil aufzuheben und die
während des Ruhens gestellten, als Einheit zu betrachtenden An-
träge des Klägers zurückzuweisen. Im Falle der nunmehr zulässi-
gen Fortsetzung des Verfahrens wird das Erstgericht den (neuerlich
einzubringenden) Schriftsatz des Klägers, mit dem das Klagebe-
gehren schlüssig gemacht wird, den Beklagten zuzustellen haben.

Anmerkung:

Dieser vernünftigen E des 2. Senats ist zuzustimmen. Sie bestätigt die
vom 1. Senat richtigerweise eingeschlagene Linie in Hinblick auf die
(grundsätzliche) Verbesserungsnotwendigkeit von unschlüssigen Kla-
gen (dazu auch Klicka, JBl 2003, 886). Für die missglückte Fassung
des § 398 ZPO kann hingegen die Rsp nichts. Auf die Nachteile die-
ser im Zuge der ZVN 2002 eingeführten Neuregelung hat die Lehre
bereits mehrfach hingewiesen (siehe die Nachweise bei Mayr,
ÖJZ 2004, 363 FN 26 und neuerdings Deixler-Hübner in Fa-
sching/Konecny, Kommentar2 III Rz 2 zu § 398 ZPO). Sie sind durch
die vorliegende Entscheidung praktisch bestätigt worden.

Erfreulicherweise hat der Gesetzgeber hier aber rasch reagiert: In
der (insofern) am 1. 1. 2005 in Kraft tretenden Zivilverfahrens-No-
velle 2004 wird § 398 ZPO in Anlehnung an die (derzeitige) Rege-
lung des § 442 Abs 2 ZPO für das bezirksgerichtliche Verfahren im
Interesse einer Verfahrensbeschleunigung in der Weise (neuerlich)
novelliert, dass in den besprochenen Fällen die zwingende Ruhens-
dauer von (zumindest) drei Monaten entfällt (siehe dazu die ErläutRV
613 BlgNR 22. GP). Der neue § 398 Abs 1 ZPO stellt klar, dass in
jenen Fällen, in denen der Gegner der säumigen Partei keinen An-
trag auf Erlassung eines Versäumungsurteils stellt, weil trotz Säumnis
einer Partei auf neues tatsächliches Vorbringen Bedacht genommen
werden soll, dieses der säumigen Partei zur Kenntnis zu bringen ist.
Durch die Übermittlung (des betreffenden Protokolls oder Schriftsat-
zes) tritt der Rechtsstreit in die Lage zurück, in welcher er sich vor
dem Eintritt der Säumnis befunden hat. Eine weitere Säumnis des
Gegners steht sodann der Berücksichtigung des neuen Vorbringens
bei der Fällung des Versäumungsurteils nicht mehr entgegen. Wenn
der Gegner des Säumigen allerdings weder einen Antrag auf Erlas-
sung eines Versäumungsurteils noch neues tatsächliches Vorbringen
erstattet, so sind (weiterhin) die einschlägigen Bestimmungen über
das Ruhen des Verfahrens anzuwenden (§ 398 Abs 2 ZPO idF
ZVN 2004). Wegen dieser – über § 431 ZPO auch im bezirksge-
richtlichen Verfahren anzuwendenden –Neuregelung kann die kom-
plizierte Sondervorschrift des § 442 Abs 2 ZPO ersatzlos entfallen.

Peter G. Mayr

Versicherungsrecht

Allgemeines Zivilrecht

7963

1. Ein Laptop fällt grundsätzlich unter den Begriff
der Gegenstände des persönlichen Bedarfes. Die-
ser Begriff umfasst sämtliche Gegenstände, die
eine Person persönlich zur Befriedigung sämtli-
cher ihrer Bedürfnisse verwendet, unabhängig
von einer etwaigen beruflichen oder alltäglichen
Verwendung.

2. Unklare Äußerungen sind gemäß § 915 ABGB
zu Lasten des Versicherers auszulegen.

HG Wien 29. 7. 2004, 1 R 89/04 s

Sachverhalt:

Die Klägerin ist Halterin eines bei der beklagten Partei kaskoversi-
cherten PKWs, wobei ua folgender Versicherungsinhalt vereinbart
war: „Verlust von im Fahrzeug befindlichen Gegenständen des per-
sönlichen Bedarfes durch Einbruchsdiebstahl – ausgenommen
Geld, Kostbarkeiten und Wertpapiere – bis zu einer Höhe von
E 1.000,–.“ Am 18. 7. 2003 wurde in den PKW der Klägerin ein-
gebrochen und der im Kofferraum befindliche Laptop im Wert von
E 1.870,– gestohlen. Die beklagte Partei verweigerte die Bezah-
lung des Laptops, da dieser nicht unter den Begriff der Gegen-
stände des persönlichen Bedarfes falle. Der gerichtlich geltend ge-
machte Anspruch der Klägerin wurde erstinstanzlich mit der Be-
gründung abgewiesen, ein Laptop könne nicht unter die Gegen-
stände des persönlichen Bedarfes subsumiert werden. Der
dagegen erhobenen Berufung wurde Folge gegeben und wurde
die beklagte Partei zu einer Zahlung in Höhe von E 1.000,– ver-
pflichtet.

Aus den Gründen:

Das Berufungsgericht begründete seine Entscheidung im Wesentli-
chen damit, dass laut Versicherungsvertrag die beklagte Partei le-
diglich Gegenstände des persönlichen Bedarfes in Deckung ge-
nommen habe. Grundsätzlich treffe jedoch diese die Behauptungs-
und Beweislast, dass der gestohlene Laptop aufgrund seiner Eigen-
schaft vom Versicherungsvertrag nicht umfasst gewesen sei. Diesen
Beweis habe die beklagte Partei jedoch nicht erbringen können
und sei in Ermangelung von Anhaltspunkten für einen widerspre-
chenden Parteiwillen zur Lösung des Problems allein der Wortlaut
des Begriffes der Gegenstände des persönlichen Bedarfes heran-
zuziehen.
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Rechtsprechung

Im bloßenWortlaut sei keine Einschränkung aufGegenstände zu er-
blicken, die eine Person regelmäßig unmittelbar bei sich trage, um
typische Alltäglichkeiten ausüben zu können oder die notwendiger-
weise der Berufsausübung dienen würden. Der Begriff der Gegen-
stände des persönlichen Bedarfes umfasse dem gegenüber sämtli-
che Fahrnisse, die der Versicherungsnehmer unabhängig von be-
rufsbedingten oder alltäglichen Tätigkeiten persönlich zur Befriedi-
gung sämtlicher seiner Bedürfnisse verwende. Darüber hinaus
indiziere auch der Risikoausschluss für Geld, Kostbarkeiten und
Wertpapiere eine ausdehnende Interpretation des Begriffes der Ge-
genstände des persönlichen Bedarfes. Ebenso sei nicht ersichtlich,
warum undeutliche Äußerungen gemäß der Unklarheitsregel des
§ 915 ABGB zu Lasten des Versicherten gehen sollten.

Anmerkung:

Das Berufungsgericht verlieh seiner Entscheidung zwar mit der Be-
merkung, dass die alleinige entscheidungswesentliche Frage jene
sei, ob der gestohlene Laptop von der Deckung des Versicherungs-
vertrages umfasst sei, keine abschließende Wirkung. Letztendlich
dürfte diesem Urteil jedoch weitgehendere Bedeutung zukommen,
da eindeutig festgelegt wurde, dass mangels anderwärtiger Verein-
barungen, die stets vom Versicherer bewiesen werden müssen, ein
Laptop grundsätzlich vom Wortlaut des Begriffes der Gegenstände
des täglichen Bedarfes umfasst ist. Eine solche Beweisführung dürfte
den Versicherungen in den meisten Fällen unmöglich sein. Da auf-
grund des Streitwertes und der daraus resultierenden Rechtsmittelbe-
schränkung des § 502 Abs 2 ZPO eine abschließende Klärung die-
ser Problematik wegen der in den meisten Versicherungsverträgen
vereinbarten Haftungshöchstgrenze äußerst unrealistisch erscheint,
sollte dieser Entscheidung noch größeres Gewicht beigemessen wer-
den.

RAA Mag. Bernhard Kispert
Kanzlei Dr. Eduard Wegrostek (am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht

M&A: Weiter Unternehmensbegriff dehnt
abgabenrechtliche Erwerberhaftung aus!

7964

§ 14 BAO

Der Begriff des Unternehmens iSd § 14 BAO ist
nach der Verkehrsauffassung zu bestimmen und
umfasst auch die Grundlagen für eine Vermietung
und Verpachtung, die ertragsteuerlich den Bereich
der Vermögensverwaltung nicht überschreitet, so-

weit insgesamt eine unternehmerische Organisa-
tion vorliegt.

VwGH 2. 6. 2004, 2003/13/0161

Sachverhalt:

Auf einer im Eigentum des WK stehenden Liegenschaft hatte dieser
bis zum 31. 12. 1997 eine Gastwirtschaft betrieben, in dem auf
dieser Liegenschaft errichteten Gebäude im Jahr 1994 mit dem
Ausbau von Mietwohnungen begonnen und diese nach deren Fer-
tigstellung vermietet. WK hatte den Abzug der im Zusammenhang
mit dem Ausbau der Mietwohnungen angefallenen Vorsteuer gel-
tend gemacht. Mit Kaufvertrag vom 29. 12. 1997 kauften die Bf
von WK die Liegenschaft samt den darauf befindlichen bewegli-
chen Gegenständen. Neben dem Gesamtkaufpreis entrichteten
die Bf die ihnen von WK (nach § 12 Abs 14 UStG 1994 idF vor
BGBl I 1998/79) in Rechnung gestellten USt-Beträge durch Über-
weisung an WK. Da die kontoführende Bank dem Auftrag des
WK zur Weiterleitung des Betrages an das FA nicht nachkam,
hat das FA mit B vom 6. 11. 1998 die Bf gem § 14 BAO für die
Abgabenschulden des WK in Anspruch genommen.

Spruch:

Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:

Eine durch die Unternehmens-(Betriebs-)veräußerung entstehende
Umsatzsteuerschuld ist vom Haftungstatbestand des § 14 Abs 1
lit a BAO ebenso erfasst wie die durch die Veräußerung ausgelös-
ten Vorsteuerberichtigungen (stRsp VwGH 24. 2. 2004, 99/14/
0242). Eine Übereignung des Unternehmens im Ganzen liegt
vor, wenn der Erwerber ein lebendes oder lebensfähiges Unterneh-
men übernimmt; dabei müssen nicht alle zum Unternehmen gehöri-
genWirtschaftsgüter übereignet werden, sondern nur jene, welche
in funktionaler Betrachtungsweise des jeweiligen Betriebstypus die
wesentliche Grundlage des Unternehmens bilden und den Erwer-
ber in die Lage versetzen, das Unternehmen fortzuführen. Bei
Gastronomieunternehmen zählen dazu das Grundstück, das Ge-
bäude und die Einrichtung. Nicht entscheidend ist, ob der Veräuße-
rer auf Grund seiner angespannten finanziellen Situation in der
Lage gewesen wäre, den Betrieb fortzuführen. Ebenso wenig
kommt es darauf an, ob der Erwerber bereit ist, den erworbenen
Betrieb unverändert fortzuführen, wenn die insgesamt erworbenen
Wirtschaftsgüter objektiv die Fortführung des Betriebes ermöglich-
ten (vgl VwGH 31. 3. 2003, 99/14/0068 mwN). Die Bf vertre-
ten nun die Ansicht, dass als Voraussetzung für den Haftungstatbe-
stand des § 14 Abs 1 lit a BAO ein Betrieb iSd Einkunftsarten des
§ 2 Abs 3 Z 1 bis 3 EStG 1988 übereignet werden müsse. Der Un-
ternehmensbegriff dürfe nicht ausschließlich an das Umsatzsteuer-

Rechtsprechung

622 AnwBl 2004/12



recht anknüpfen oder Privatvermögen und Betriebsvermögen
gleichstellen, weil nach allgemeinem Sprachgebrauch unter „Un-
ternehmen“ nie Privatvermögen verstanden werde. Da die Verwal-
tung und Instandhaltung eines Miethauses mit nur wenigen Woh-
nungen eine geringe Organisationsstruktur erfordere, lägen in ei-
nem solchen Fall Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und
nicht aus Gewerbebetrieb vor, was wiederum bedeute, dass ein
Miethaus keinen Betrieb darstelle.

§ 14 BAO dient – ebenso wie § 75dAO 1977 und deren Vorgän-
gerbestimmung § 116 RAO – dem Zweck, die im Unternehmen
oder Betrieb als solchem liegende Sicherung für die sich auf das
Unternehmen oder den Betrieb gründenden Abgabenschulden
durch den Übergang des Unternehmens oder Betriebes in andere
Hände nicht verloren gehen zu lassen. Es kann dahingestellt blei-
ben, ob der im § 14 BAO verwendete Begriff des Unternehmens
mit dem Begriff des Unternehmens iSd § 2 Abs 1 UStG 1994
gleichzusetzen ist. Jedenfalls liegt es näher, sich für die Frage der
Haftung für die Umsatzsteuer an dem aus dem Umsatzsteuerrecht
entstammenden Begriff des Unternehmens zu orientieren, als auf
einen Betrieb iSd betrieblichen Einkünfte nach § 2 Abs 3 EStG
1988 abzustellen, zumal die ESt ohnehin nicht zu einer der Abga-
ben zählt, für die nach § 14 BAO gehaftet wird (vgl BFH
11. 5. 1993, VII R 86/92, BStBl II 1993/16, 700). Vor allem
aber der erwähnte Zweck der Bestimmung des § 14 BAO führt
dazu, den Begriff des Unternehmens iSd § 14 BAO nach der Ver-
kehrsauffassung zu bestimmen. Bei einem Unternehmen iSd § 14
Abs 1 lit a BAO kann es sich damit allenfalls auch um die Grund-
lagen für eine Vermietung und Verpachtung handeln, die ertrag-
steuerlich den Bereich der Vermögensverwaltung nicht überschrei-
tet, soweit insgesamt eine unternehmerische Organisation vorliegt.
Eine solche wird bei Mieteinnahmen im Umfang von rund
543.000 ATS aus 14 Wohnungen im Jahre 1996 indiziert. Da
im Sachverhalt in einem einheitlichen Vorgang mit einem einheitli-
chen Kaufvertrag die Veräußerung einer Liegenschaft samt dem In-
ventar sowohl der auf der Liegenschaft betriebenen Gastwirtschaft
wie auch der in demselben Gebäude befindlichen Mietwohnungen
an die Bf erfolgte, kann davon ausgegangen werden, dass nach
der Verkehrsauffassung das Unternehmen des Verkäufers im Gan-
zen veräußert worden ist. Bei einer solchen Gestaltung des Sach-
verhaltes ist der Tatbestand des § 14 Abs 1 lit a BAO erfüllt und
daher nicht darauf abzustellen, ob die Umsatzsteuer, für die gehaf-
tet werden soll, ihren Ursprung in dem zu Einkünften aus Gewerbe-
betrieb führenden Teil hat.

Anmerkung:

1. Neben den zivilrechtlichen Haftungsregeln des § 1409 ABGB
und § 25 HGB darf im M&A Business die Haftungsregel des § 14
BAO nicht übersehen werden. Sie bestimmt für Unternehmensver-
äußerungen im Ganzen das Unternehmen als Haftungspool für ein-

zelne an sich persönliche Steuerpflichten des Veräußerers, die ihren
Ursprung jedoch im Betrieb des Unternehmens haben, und erlaubt

dem FA damit einen direkten (!) Zugriff auf den Erwerber ohne zivil-
rechtliche Umwege.

2. Die Bedeutung des vorliegenden Erk liegt nun in der extensiven
Interpretationdes Unternehmensbegriffs und damit des Anwen-
dungsbereichs des § 14 BAO durch den VwGH, hat das BMF doch
bislang die Anwendbarkeit von § 14 BAO auf reine Vermögensver-
waltung außerhalb eines einkommensteuerlichen Betriebs verneint
(vgl nur den Erlass AÖF 1992/382). Der VwGH hat sich im Erk aber
der weiteren Kommentarmeinung (Stoll, BAO Kommentar I 161;
Ritz, BAO2 § 14 Rz 5 sowie Ellinger/Iro/Kramer/Sutter/Urtz,
BAO3 § 14 Rz 2) angeschlossen, die sich für die Unternehmensdefi-
nition eher am Umsatzsteuerrecht orientiert.

3. Eine völlige Übernahme des umsatzsteuerlichen Unternehmens-

begriffes ist dem Erk allerdings nicht zu entnehmen, begnügt sich die-
ses doch nicht mit einem simplen Verweis auf die zu § 2 UStG ergan-
gene Rsp. Stattdessen möchte der VwGH für § 14 BAO zusätzlich
darauf abstellen, ob „insgesamt eine unternehmerische Organisa-

tion vorliegt“. Zur Ausfüllung dieses Prüfkriteriums hat der VwGH
im vorliegenden Erk jedoch nur erste Andeutungen gemacht und
den Umfang von 14 Wohnungen bei einem Umsatz von ATS
543.000 als „Indiz“ einer solchen unternehmerischen Organisation
gewertet. Die Bejahung der Anwendbarkeit des § 14 BAO hat er da-
gegen letztlich darauf gestützt, dass im Sachverhalt Gast- und Miets-
haus uno contractu veräußert worden sind und daher als Einheit zu
beurteilen seien. Dabei sah der VwGH offenbar die Unternehmerei-
genschaft des Gastgewerbebetriebs auf die Mietwohnungen aus-
strahlen, ohne dass er auf die Frage der Relevanz des Größenver-
hältnisses zwischen den beiden Unternehmensteilen für einen sol-
chen Ansatz eingegangen wäre. Freilich ist vor dem Hintergrund
der vom VwGH angenommenen „Indizienlage“ anzunehmen, dass
auch ein Verkauf der Mietwohnungen allein bereits § 14 BAO aus-
gelöst hätte. Wo der VwGH allerdings dieMindestgröße für ein Kip-
pen in den Unternehmensbegriff des § 14 BAO sieht, bleibt weiter

auszujudizieren. Franz Philipp Sutter

Rechtsprechung
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Für Sie gelesen

& Der erfolgreiche Anwalt – Mediation.
Von Britta Redmann / Michael Sekulla.
Bund-Verlag, Frankfurt am Main 2003.
183 Seiten, kart, E 25,60.

Die Autorin, eine deutsche Rechtsanwältin
und Personalleiterin bietet mit dem vorlie-
genden Ratgeber nicht nur einen Überblick
über Mediation an sich, sondern auch viele
praktisch relevante Hinweise und Rat-
schläge, die jeweils an Fallkonstellationen
geknüpft sind. Jeder Abschnitt – ob es sich
um die Phasen im Mediationsverfahren
oder um Techniken handelt –wird von wert-
vollen Tipps und Merksätzen begleitet. Ein
sehr wertvolles Kapitel, auch für den österr
Anwalt, ist die Behandlung der Rolle des
Rechts und des Rechtsanwalts in der Me-
diation und die berufsrechtlichen Aspekte,
die von der österr Situation sich nur sehr
wenig unterscheiden. Besonders hilfreich
ist die Behandlung von praktischen Media-
tionsfällen und die daran anschließenden
liebevoll zusammengestellten Checklisten
und Musterverträge, die äußerst wertvolle
Anregungen für eine individuelle Gestal-
tung bieten.
Ein Buch, das in die Bibliothek jedes (An-
walts-)Mediators gehört, aber auch für Kol-
legen, die in einer Mediation beraten,
wertvolle Hinweise enthält.

Waltraute Steger

& Die Implementierung des EG-Rechts in

Österreich. Die Gerichtsbarkeit. Von Be-
danna Bapuly / Gerhard Kohlegger.
Verlag Manz, Wien 2003. 782 Seiten,
br, E 94,–.

Wer sich einen Überblick über das bunte
Vorlagewesen österreichischer Gerichte
verschaffen möchte, wird sich über das Er-
scheinen der mühsam recherchierten Unter-
suchung von Bapuly/Kohlegger freuen.
Die AutorInnen listen darin nicht nur alle
194 österreichischen Vorabentscheidungs-

ersuchen des Zeitraums von Jänner 1995
bis Juni 2002 auf, sondern kommentieren
auch noch alle anderen letztinstanzlichen
Urteile dieser Zeit, die sich mit Gemein-
schaftsrecht beschäftigt haben und versu-
chen eine – notgedrungen kurze – eigene
Bewertung der europarechtlichen Aspekte.
In ihrem Werk entzaubern sie aber auch
den österreichischen Spitzenplatz in der
Vorlagestatistik der Jahre 2000 und
2001, weil darin eine nicht unbeträchtli-
che Zahl an überflüssigen Mehrfachvorla-
gen (S 20) enthalten war. Dennoch ist
Österreich auf Basis des Verhältnisses sei-
ner Größe zu den Vorlagezahlen noch im-
mer unzweifelhaft ein besonders „gemein-
schaftsfreundlicher“ Mitgliedstaat, haben
doch Finnland und Schweden in diesen
Jahren nur jeweils 3 bis 5 Vorlagen an
den EuGH gesandt! Überdies hat Öster-
reich mit der ersten Vorlage eines nationa-
len Verfassungsgerichts (s EuGH C-143/
99, Adria Wien Pipeline) – nach den noch
sehr skeptischen Solange I und II Beschlüs-
sen des deutschen Bundesverfassungsge-
richts – ein neues unverkrampftes Verhält-
nis zwischen nationalen Verfassungsge-
richten und EuGH eingeleitet, das gerade
im Zuge der Osterweiterung der EU wich-
tige integrative Vorbildfunktion hat.

Der 30-seitige theoretische Überbau des
Buches zum Verhältnis Gemeinschaftsrecht
– Gerichtsbarkeit ist mE aus Leserperspek-
tive jedoch zu knapp geraten, muss man
dadurch doch des Öfteren erst bei anderen
AutorInnen genauere Nachlese über die
Voraussetzungen dieses Zusammenwir-
kens halten (etwa zur Frage, ob die
Gerichte auch ohne Parteivorbringen von
Amts wegen zur Anwendung von Ge-
meinschaftsrecht verpflichtet sind). Brisant
ist jedoch die rechtspolitische Forderung
der AutorInnen, eine „Wiederaufnahme
zur Wahrung der richtigen Anwendung
des Gemeinschaftsrechts“ zu installieren
(S 31 f), wenn bereits vorhandene EuGH-
Urteile unberücksichtigt bleiben (vgl dazu
im Steuerrecht das neue Antragsrecht auf

Bescheidbehebung nach § 299 BAO). Al-
lerdings schwächen die AutorInnen diese
Forderung dann wieder ab und wollen
ein solches Rechtsinstitut schließlich nur
für den Fall installieren, dass der Wieder-
aufnahmewerber ohne sein Verschulden
das EuGH-Urteil nicht schon im Verfahren
selbst hätte vorbringen können. An welche
Fallkonstellationen sie dabei konkret ge-
dacht haben, bleibt offen.
Fazit: Die Untersuchung ist ein wertvolles
Nachschlagewerk, das insbesondere der
Gerichtsbarkeit in Österreich die Gelegen-
heit zu einem kritischen Innehalten und
Rückblick bietet. Der nach GZ und Norm-
stellen gegliederte Registerteil erleichtert
dem Praktiker die Möglichkeit von Analo-
gieschlüssen zu eigenen anhängigen Ver-
fahren. Der relativ hohe Erwerbspreis für
ein in materiellrechtlichen Ausführungen
sehr knapp gehaltenes Werk mag aber ei-
nige potenzielle Käufer abschrecken.

Franz Philipp Sutter

& Das Energierecht der europäischen Ge-
meinschaften – EGKS – EURATOM – EG

– Grundlagen – Geschichte – geltende

Regelungen. Von Jürgen Grunwald.
Verlag De Gruyter, Berlin/New York
2003. XXVI, 592 Seiten, geb,
E 131,60.

Nunmehr ist in der rechtswissenschaftli-
chen Literatur eine Lücke – dank dem Autor
– geschlossen worden. Der Autor hat in ei-
ner bewunderungswürdigen Art und
Weise eine nach Energieträgern sowie
als Querschnittsmaterie verfasste große Pu-
blikation dem interessierten Leser vorge-
legt. Die Versorgung mit Energie ist für
die heutige Wirtschaft das Lebenselixier,
und die rechtlichen Rahmenbedingungen
sind lediglich in Teilmonografien und Teil-
aufsätzen behandelt worden. Nicht nur
die konventionellen Energieträger und -ar-
ten wie Elektrizität, Braunkohle, Mineralöl,
Erdgas, sondern auch Fragen der erneuer-
baren Energie und deren Besteuerung sind
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dargestellt. Vor allem aus österreichischer
Sicht ist das Kapitel über die erneuerbaren
Energien (479 ff) sehr interessant zu lesen,
da eine Auflistung der Forschungs- und Ver-
breitungsprogramme samt Maßnahmen
der Agrar- und Forstpolitik dargestellt sind.
Gerade im Bereich der Förderung gibt es
einen erhöhten Beratungsbedarf, der als
zusätzliches Betätigungsfeld für die Rechts-
anwälte in Betracht kommt. Jeder der sich
auch nur am Rande mit Fragen des Ener-
gierechtes auseinander setzt, wird dieses
Werk als äußerst hilfreiche Unterstützung
ansehen.

Wolf-Georg Schärf

& HGB. Von Manfred Straube (Hrsg.).
1. Band, 3. Auflage. Verlag Manz,
Wien 2003. XXII, 1686 Seiten, Ln,
E 288,–.

Der erste Band des beliebten Standard-
kommentars zum Handelsgesetzbuch ist
im Vorjahr in der dritten Auflage erschie-
nen. Das fast 1700 Seiten umfassende
Werk enthält wieder die Kommentierung
zum Handelsstand, zu den Handelsgesell-
schaften, zu den Handelsgeschäften und
zu den wichtigsten handelsrechtlichen Ne-
benvorschriften. Die Rechnungslegungs-
vorschriften des HGB bleiben weiterhin
dem zweiten Band vorbehalten.
Auch in der neuen Auflage ist der
„Straube“ unentbehrlich für den Praktiker:
Der Band wurde umfassend aktualisiert
und um neue Regelungen ergänzt. Die Au-
toren beschränken sich in bewährter
Weise auf die wesentlichen Fragen. Der
übersichtliche und praxisorientierte Auf-
bau bei den einzelnen Paragrafen wurde
beibehalten. Handelsrechtlich relevante
Regelungen außerhalb des HGB (zB UN-
Kaufrecht, Speditionsrecht, E-Commerce-
Gesetz, Maklergesetz uvm) sind gleich an
passender Stelle eingearbeitet, wodurch
sich der sonst übliche Anhang erübrigt
und sich die Lesbarkeit verbessert. Die
zahlreichen Querverweise und Judikaturzi-

tate erleichtern –wie gewohnt – das Auffin-
den von gesuchten Kommentarstellen oder
Entscheidungen. Es bleibt zu hoffen, dass
die Autorengemeinschaft auch nach dem
In-Kraft-Treten der geplanten Handelrechts-
novelle den dankbaren Benutzer wieder
mit einer Neuauflage zum „Unternehmens-
gesetzbuch“ verwöhnt.

Clemens Grünzweig

& Schadenersatz bei mangelhafter Leis-
tung. Von Brigitta Jud. Verlag Manz,
Wien 2003. XXXVIII, 338 Seiten, geb,
E 79,–.

Der durch das Gewährleistungsrechts-Än-
derungsgesetz (GewRÄG) neu eingefügte
§ 933a ABGB regelt den Schadenersatz
bei mangelhafter Leistung. Bereits seit einer

Entscheidung des Verstärkten Senates des
OGH aus dem Jahr 1990 kann nach hA
und ständiger Judikatur statt Gewährleis-
tung auch Schadenersatz für die Mangel-
haftigkeit selbst verlangt werden, soferne
die entsprechenden Voraussetzungen nach
§§ 1293 ff ABGB gegeben sind.

Die Autorin erläutert in ihrem Werk zu-
nächst ausführlich die alte Rechtslage vor
In-Kraft-Treten des GewRÄG. Parallel zur
Reform des österreichischen Gewährleis-
tungsrechts wurde auch das deutsche
BGB entsprechend novelliert. Änderungs-
bedarf entstand – wie die Autorin darlegt
– nicht zuletzt durch die Verbrauchsgüter-
kauf-Richtlinie, welche jedenfalls eine An-
passung bei solchen Verträgen zwischen
Verbraucher und Unternehmer verlangte,
bei welchem der Verbraucher als Käufer
auftritt. Da der Reformbedarf sowohl in
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Indexzahlen 2004: Sept. Okt.

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) ____ 108,5 108,9*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) __________________ 108,7 109,4*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) _______ 114,1 114,6*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) _______ 149,3 149,8*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) _______ 232,1 232,9*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) _______ 407,3 408,8*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) ______________ 519,0 520,9*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) _____________ 520,6 522,5*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) ________ 4559,8 4576,6*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) _______________ 3929,9 3944,4*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) __________________ 112,0 112,7*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) __________________ 116,7 117,5*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) __________________ 155,4 156,4*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) __________________ 258,8 260,5*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt ____ 2525,0 2541,3*)

Zahlenangaben ohne Gewähr
*) vorläufige Werte

627AnwBl 2004/12



Österreich als auch in Deutschland un-
abhängig von der genannten Richtlinie ge-
geben war, wurde die Richtlinie zum An-
lass für eine umfassende Reform genom-
men.
Der Leser erhält zunächst einen Einblick in
die Entstehungsgeschichte und Hinter-
gründe des GewRÄG. In der Folge wird
Schadenersatz bei mangelhafter Leistung
sowohl nach neuem österreichischem
Recht, nach deutschem Recht, nach UN-
Kaufrecht und nach der Verbrauchsgüter-
kauf-Richtlinie erörtert. In einem Rechtsver-
gleich werden die primären Rechtsbehelfe
Verbesserung, Austausch und Naturalresti-
tution einerseits und die sekundären
Rechtsbehelfe Wandlung, Preisminderung
und Geldersatz andererseits eingehend un-
tersucht. Die Autorin kommt darüber hin-
aus zu dem Schluss, dass auch das Irrtums-
recht in voller Anspruchskonkurrenz mit
dem Gewährleistungs- bzw Schadener-
satzrecht steht. Die Ergebnisse ihrer Unter-
suchung fasst die Autorin auf den letzten
Seiten des Buches kurz und übersichtlich
zusammen.
Das Werk enthält eine tief greifende, wis-
senschaftliche Aufarbeitung des Themas
Schadenersatz bei mangelhafter Leistung.
Es bereichert damit nicht nur den wissen-
schaftlichen Diskurs, sondern unterstützt
auch den Praktiker bei der Handhabung
dieses im täglichen Geschäftsalltag äu-
ßerst wichtigen Themengebietes.

Vera Noss

& Privatrechtsfragen des e-commerce.

Von Michael Gruber / Peter Mader
(Hrsg). VerlagManz,Wien 2003. XXIV,
302 Seiten, br, E 65,–.

Der im Jahr 2000 erschienene Tagungs-
band „Internet und e-commerce – Neue
Herausforderungen an das Privatrecht“
wurde von den Herausgebern grundle-
gend aktualisiert und erweitert. Ingeborg
Mottl befasst sich mit der Praxis des Ver-
tragsabschlusses im Internet, vor allem
auch im Verhältnis zum Verbraucherschutz,

und Peter Mader mit der Zahlung beim On-
line-Vertrag, wobei neben der Kreditkarte
auch andere Zahlungssysteme erklärt wer-
den.

Clemens Thiele befasst sich umfassend mit
der Stellung von Internet-Domains im Kenn-
zeichenrecht, wobei er nicht nur eine recht-
liche Einordnung von Internet-Domains vor-
nimmt, sondern auch die Entscheidungs-
praxis und die Rechtsdurchsetzung bei
Domainstreitigkeiten erläutert. In einem An-
hang bietet er überdies eine anschauliche
Rechtsprechungsübersicht zu Domainkon-
flikten, wobei auch Entscheidungen des
BGH berücksichtigt werden. Marianne
Wolfsgruber erläutert die Geschichte inter-
nationaler Domain-Verwaltung sowie die
aktuelle Registrierung einer Domain unter
„.at“.

Neu aufgenommen wurde ein Beitrag von
Michael Gruber über die Haftungsbestim-
mungen im ECG. Ein weiterer Beitrag von
Gruber befasst sich mit dem Verhältnis
von Internet und UWG, in dem er wettbe-
werbsrechtliche Probleme sowohl der
Homepage-Werbung als auch der E-Mail-
Werbung aufzeigt. Interessant ist hierbei
vor allem seine Beurteilung, inwieweit die
Maßstäbe der bisherigen Rechtsprechung
zu § 1 UWG auf die E-Mail-Werbung über-
tragbar sind. Schließlich zeigt Marianne
Roth die Problematik des internationalen
Vertrags- und Wettbewerbsrecht bei Inter-
netsachverhalten und fordert die Weiter-
entwicklung alternativer Methoden der
Streitvermeidung und Streitbeilegung, da
sie keiner gerichtlichen Vollstreckung be-
dürfen.

Der Band bildet eine gelungene und aktu-
elle Zusammenstellung ausgesuchter pri-
vatrechtlicher Probleme des elektronischen
Geschäftsverkehrs.

Leopold Habsburg-Lothringen

& Grundriss des österreichischen Verwal-
tungsverfahrensrechts. Von Robert Wal-
ter / Heinz Mayer. 8. Auflage, Verlag

Manz, Wien 2003. XXXVIII, 568 Sei-
ten, br, E 53,50.

Nunmehr ist die achte Auflage dieses be-
liebten Standardwerks zum Verwaltungs-
verfahrensrecht erschienen. Den Buchdek-
kel ziert ein ovaler Aufkleber mit den roten
und schwarzen Lettern „Das Werk der Ex-
perten – für Praxis und Lehre unentbehr-
lich“.

Diese ins Auge springende anspruchsvolle
Eigenbezeichnung wird dem Werk auch
durchaus gerecht, zählen doch die gemein-
sam von Robert Walter und Heinz Mayer
verfassten Grundrisse des Verwaltungsver-
fahrens- und Bundesverfassungsrechts zu
den Standardwerken der österreichischen
Rechtsliteratur schlechthin.

HartenWiderspruch wie die geradezu ver-
nichtende Kritik Korineks zur letzten Neu-
auflage des Grundrisses des Bundesverfas-
sungsrechts dieser beiden bekannten Ver-
treter des Rechtspositivismus in der Tradi-
tion der Reinen Rechtslehre lässt die
gegenständliche Neuauflage ihres Werks
zum Verwaltungsverfahrensrecht nicht be-
fürchten.

Das nun in einer durchgesehenen und in-
haltlich ergänzten Auflage vorliegende
Werk der beiden Autoren stellt mit dem
Einführungsgesetz zu den Verwaltungsve-
fahrensgesetzen, dem Allgemeinen Ver-
waltungsverfahrensgesetz, dem Verwal-
tungsstrafgesetz, dem Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz, dem Dienstrechtsverfah-
rensgesetz und dem Zustellgesetz die
Kernbereiche des österreichischen Verwal-
tungsverfahrensrechts einschließlich des
allgemeinen Teils des Verwaltungsstra-
frechts im systematischen Aufbau ebenso
theoretisch fundiert wie auch praxisbezo-
gen anschaulich dar.

Nicht der Erhöhung der Übersichtlichkeit
für den Leser dienend ist aus meiner Sicht
allerdings die bereits im Vorwort des Bu-
ches als vermeintliche Verbesserung her-
vorgehobene Verwendung von Fußnoten
statt der in allen Vorauflagen bewährten di-
rekten Einarbeitung der verwendeten Zi-
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tate in den Text, durch die bisher in proba-
ter Weise die – durch die nunmehrigen
Fußnoten leider entstandene – Notwendig-
keit ständigen Auf- und Abschwenkens des
Blicks auf fast jeder Seite zur (notwen-
digen, weil sonst etwa herrschende Lehre
und Judikatur einerseits von Einzelmeinun-
gen oder vereinzelt gebliebenen Entschei-
dungen andererseits nicht unterscheiden-
den) fortwährenden Überprüfung der je-
weiligen Quellen während des Lesens ver-
mieden worden war. Doch dazu mögen
unterschiedliche Auffassungen je nach Le-
serpräferenz bestehen.
In der nunmehrigen Auflage sind jedenfalls
gegenüber der Vorauflage sowohl entspre-
chende Gesetzesänderungen eingearbei-
tet als auch Judikatur und Literatur aus jün-
gerer Zeit berücksichtigt.
Während dabei aber – als Werke aus jün-
gerer Zeit – etwa Walter/Thienel („Die
österreichischen Verwaltungsverfahrensge-
setze“, 15. Auflage, 2002; Die Verwal-
tungsverfahrensnovellen 1998, 1999)
und Thienel (Verwaltungsverfahren, 2. Auf-
lage, 2002; Die Verwaltungsverfahrensno-
vellen 2001, 2002) häufige Zitierung er-
fahren, vermisst man eine Auseinanderset-
zung mit einigen auch verfahrensrechtlich
relevanten Thesen im umfassenden Werk
Raschauers zum allgemeinen Verwaltungs-
recht („Allgemeines Verwaltungsrecht“, er-
schienen 1998 beim Springer-Verlag), so
zum Beispiel im Hinblick auf Kapitel XII D
„Die Bescheidmerkmale“ oder auf Kapitel
XIV „Administrative Rechtsdurchsetzung“
im genannten Werk Raschauers, und eine
häufigere Bezugnahme auf den systemati-
schen Grundriss „Verwaltungsverfahrens-
recht“ von Hengstschläger (erschienen
2002 beim Wiener Universitätsverlag),
so zum Beispiel im Hinblick auf dessen in-

teressante und rechtsschutzfreundliche
These zu § 68 AVG (Rz 574 aE seinem
Grundriss), deren Erwähnung sich bei
den Ausführungen in Rz 655 des rezensier-
ten Grundrisses anböte.
Weiters vermisst der Rezensent in Rz 157
des rezensierten Werks (wonach die Ein-
bringung von binnen offener Frist einge-
brachten Anbringen per Telefax, die außer-
halb der Amtsstunden bei der Behörde ein-
langen, als rechtzeitig eingebracht gelten)
die – über einen bloßen Verweis auf
Thienel, Verwaltungsverfahrensnovellen,
2001,6, in der Fußnote hinausgehende –

Auseinandersetzung mit der langjährigen
Judikaturdivergenz zwischen dem Verwal-
tungsgerichtshof (VwGH 5. 8. 1999, Zl
99/03/0311; VwGH 5. 7. 2000, Zl
2000/03/0152; VwGH 23. 3. 2000, Zl
2000/20/0027; dazu: Wessely, ÖJZ
2000, 701, insbesondere 702 ff) einer-
seits und dem Verfassungsgerichtshof
(VfGH 26. 6. 2000, B 460/00; dazu: Höl-
linger, Telekommunikation, 129; Kneihs,
ZfV 2000, 869) andererseits.
Schließlich sei der Hinweis gestattet, dass
es kein Werk „Verwaltungsverfahren“ von
Leukauf/Steininger gibt, wie dies in FN 4
auf Seite 381 des rezensierten Werks
(wohl unter Verwechslung mit Leukauf/Stei-
ninger, Strafgesetzbuch, oder Hauer/Leu-
kauf, Verwaltungsverfahren) angegeben
ist.
Von diesen Details abgesehen, stellt sich
der vorliegende Grundriss des Verwal-
tungsverfahrensrecht jedoch als überaus
begrüßenswerte Neuauflage eines hervor-
ragenden, für Lehre wie Praxis maßgebli-
chen Standardwerks dar und kann der glei-
chen Verbreitung und allgemeinen Wert-
schätzung wie bereits die Vorauflagen si-
cher sein. Adrian Hollaender

& Kommentar zum Vereinsgesetz 2002.

Von Peter Fessler / Christine Keller.
Neuer wissenschaftlicher Verlag, Wien
2004. 431 Seiten, geb, E 48,80.

Nach den unverzüglich nach Gesetzwer-
dung bereits 2002 vom neuen wissen-
schaftlichen Verlag herausgegebenen Bän-
den „Der neue Verein in 314 Fragen und
Antworten“ und „Kurzkommentar“ von
Vogl zum Vereinsgesetz 2002 hat dieser
Verlag nun einen Kommentar zum Vereins-
gesetz 2002 in herkömmlicher Form von
den Autoren Fessler/Keller herausge-
bracht, die auch Mitautoren des seinerzei-
tigen bahnbrechenden Werks „Reform des
Vereinsrechtes“ 1997 gewesen sind. Ein-
gearbeitet ist bereits die Novelle zum Ver-
einsgesetz 2003 durch das E-Govern-
ment-G BGBl I 2004/10.
Teil I enthält den Text des Vereinsgesetzes
mit den jeweiligen Regierungsvorlagen,
den Kommentaren der beiden Autoren
aber auch Hinweisen auf Entscheidungen
und Literatur.
Im Teil II. sind ohne nähere Kommentierung
Texte weiterer Rechtsquellen abgedruckt,
vor allem die gesamten „Vereinsrichtlinien
2001“.
Teil III enthält Muster für Statuten und Einga-
ben.
Diesmal erleichtert ein ausreichendes Stich-
wortverzeichnis die Benützung dieses
Kommentars.
Dieser Kommentar kann nicht nur den
Rechtsanwälten, sondern überhaupt auch
zur Anwendung in allen Zweifelsfällen
allen Vereinsorganen empfohlen werden.

Kurt Dellisch
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der Büro-
zeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RADr. Christian Adam, 5020 Salzburg, SigmundHaffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien (nächst Justizzentrum

Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&
Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

&
RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag.
Telefon (02622) 834 94, Fax DW 4.

&
Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1130 Wien, Fleschgasse 34,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&
RA Dr. Manfred Winkler, 1030 Wien, Henslerstraße 3/Ecke Gi-
gergasse (100 Meter vom neuen Justizzentrum Wien-Mitte ent-

fernt), übernimmt gerne Substitutionen bei allen dort befindlichen
Gerichten (Handelsgericht, BG f Handelssachen und BG Innere
Stadt Wien).
Telefon (01) 710 79 19, Telefax (01) 710 79 19-19.

&
Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA Dr.
Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3, Telefon
(01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&
Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-

nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung, Telefon
(0316) 82 22 02, Fax (DW) 22, Mobil erreichbar: (0676)
310 48 52.

&
Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den Gerichten in Enns und
Linz: RA Dr. Hermann Spatt, 4470 Enns, Dr.-Karl-Renner-Stra-
ße 35, Telefon (07223) 806 40, Telefax (07223) 806 40-40.

&
RA Dr. Lutz Moser, 1090 Wien, Rögergasse 12/9, Finanzstrafsa-
chenspezialist, übernimmt Substitutionen aller Art vor sämtlichen
Gerichten sowie die Ausarbeitung erfolgreicher Rechtsmittel.

Telefon (01) 228 00 48, Telefax (01) 228 00 48-48, Mobil
(0664) 111 09 39, E-Mail: dr.moser@etelnet.at oder
kanzlei@dr-moser.at

&
BG St. Johann/BG Radstadt: Unsere Kanzlei übernimmt Substitutio-
nen in Zivil- und Strafsachen bei den angeführten Gerichten.
Dr. Paul Kreuzberger/Mag. Markus Stranimaier, Moßhammer-
platz 14, 5500 Bischofshofen, Telefon (06462) 41 81, Telefax
(06462) 41 81-20.

&
Wien: Zufolge Kanzleinähe übernehme ich Substitutionen vor dem
BG Josefstadt, Arbeits- und Sozialgericht Wien sowie LG für Straf-
sachen Wien.

RA Dr. Ingrid Weiß, LL. M., Florianigasse 7/9, 1080 Wien, Tele-
fon (01) 406 00 51, Telefax (01) 406 00 52-22, E-Mail:
weisz@magnet.at
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Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, Hahngasse 25, 1090Wien,
und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis
54/1, Italien, steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men und staatenübergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfü-
gung.
Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: uc.walter@aon.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substitu-
tion. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

&

Slowenien – Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5, SI
1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandatsüber-
nahmen und cross-border Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon +386 (0) 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

Deutschland: Kanzlei für Außenhandelsrecht und Zwangsvollstre-

ckung, Raum Frankfurt/M, steht österreichischen Kollegen für Man-
datsübernahmen und grenzüberschreitende Substitutionen in
Deutschland zur Verfügung. Rechtsanwalt Alexander Zinß, Feld-
bergstraße 14, 63150 Heusenstamm, Telefon (0049-6104)
80 28 98, Telefax (0049-6104) 80 28 99, E-Mail: Rechtsan-
walt@Zinss.de

&

Polen–Deutschland: Rechtsanwalt, zugelassen in Deutschland,
Österreich und Polen, übernimmt Substitutionen in Deutschland
und Polen vor Gerichten und Schiedsgerichten.
Dr. Andrzej Remin, Neue Weltgasse 21, 1130 Wien, Telefon
(01) 403 87 15, Mobil (0676) 670 49 54, E-Mail: remin@t-on-
line.at

&

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei übernimmt Substitutionen in Ar-
beitsrechts- und Wirtschaftsrechtsangelegenheiten (Inkasso, Ar-
beits-, Gesellschafts-, Steuer- und Handelsrecht) in den Großräu-
men Köln, Berlin, Hamburg und München. Unsere aus Rechtsan-
wälten, Steuerberatern undWirtschaftsprüfern bestehende Partner-
schaft Garben Schlüter Schützler Reiss vertritt ihre Mandanten in
ganz Deutschland. www.gssr-recht.de

Telefon (0049 221) 399 24-0, Telefax (0049 221) 399 24-10,
E-Mail: info@gssr-recht.de

&

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl. Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
EC4Y 7EX, Telefon (004420) 7353 3366, Telefax (004420)
7353 5778.

&

Rechtsanwalt in Wien 1. möchte Ende 2008 in Pension gehen und
sucht Kollegen als Partner und Nachfolger. Schwerpunkt Zivil- und
Wirtschaftsrecht.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100721.

&

Anwalt in 4560 Kirchdorf sucht Kollegen/innen zur Kooperation
gegen Substitutionspauschale und späteren engeren Zusammenar-
beit. Moderne Infrastruktur vorhanden.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100717.

&

Moderne Anwaltskanzlei in 1010 Wien sucht Kollegen/innen zur
Zusammenarbeit, die teamfähig und leistungsorientiert sind. Zim-
mer in Untermiete und Mitbenützung der Infrastruktur möglich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100720.

&

Renommierte Anwaltskanzlei im Großraum St. Pölten sucht Kolle-
gen(in) für langfristige Zusammenarbeit, allenfalls in Form einer Be-
teiligung. Beste Infrastruktur gegeben. Zuschriften bitte an den Ver-
lag unter Chiffre A-100723.

&

Biete jungem Kollegen „Startkanzlei“ in bester Lage. Spätere Kanz-
leigemeinschaft ist möglich. Telefon (01) 512 17 14, Mobil (0664)
20 20 357.

&

Wien: RA (45) mit etablierter Kanzlei in Wien 1 in optimaler Lage
zum Justizzentrum sucht Regiepartner(in) mit eigener Klientel. Kom-
plette Infrastruktur in schönen Räumlichkeiten vorhanden. Telefon
(01) 513 87 680.

Nachfolger für moderne, etablierte Kanzlei in Bregenz mit Wirt-
schaftsschwerpunkt zu guten Bedingungen gesucht. Zuschriften
an den Verlag unter Chiffre A-100676.
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Unternehmen ermöglicht Ihnen umfangreiche Erfahrungen in grenzüberschreitender Zusammenarbeit.  

e n w c
Rechtsanwälte

1030Wien, Nähe Justizzentrum, verkehrsgünstig, Jugendstilhaus,
Mitbenützung von Kanzleiräumlichkeiten (Arbeitszimmer, Sekreta-
riatsplatz, Konferenzraum, Nebenräume) samt Infrastruktur.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100718.

&
Rechtsanwaltskanzlei in 1010Wien, zentrale Lage, bietet Zimmer
in Untermiete. Mitbenützung der Infrastruktur möglich.
Telefon (01) 512 66 55-0.

&
Wien, Hoher Markt: komplett neu adaptierte, repräsentative, helle
Büroräumlichkeiten geeignet für zwei Anwälte, Sekretariat, Konzi-
pient, ca 95 m2 (4 Räume, Vorraum, Küche), 4. Stock, Lift, Parkett-
böden, Einrichtung samt EDV-Infrastruktur, provisionsfrei; ab Mitte
November verfügbar, Miete marktgerecht/günstig; langfristig.
Telefon (01) 535 37 21, Mag. König.

&
Beste Lage, bester Zustand, best geeignet, bestes Haus, „Auge
Gottes“ Wr. Neustadt, 118 m2 zu vermieten (mit Garage).
Dr. Schärf Immobilien, Telefon (02622) 77 681.

&
Zentrale Stadtlage Salzburg: Büro/Wohnung im Nonntal in unmit-
telbarer Gerichtsnähe, 112 m2, 5 Zimmer, Einzelgarage, Bezug
ab sofort, Miete oder Kauf möglich.

Telefon (0676) 814 180 02, Real Treuhand Immobilien,
www.hyposbg-immobilien.at

&

Wien 8. Bez. Josefstädter Straße/Innenstadtnähe: Anwaltskanz-
lei, Topsanierte 4 Zimmer + Nebenräume 100 m2; Parkett, Stuck,
Flügeltüren, Gasetagenheizung, EDV-Verkabelung; prov.-frei
1.300,– + BK; Mobil: (0664) 32 25 684.

&

1010 Wien, Frequenzlage, repräsentatives Jugendstilhaus nächst
Stephansplatz, U1/U3-Anschluss, 412 m2 Büro/Wohneinheit wird
generalsaniert nach Mieterwunsch, Teilung auch möglich. sREAL
Telefon (01) 370 74 10, susanne.lauterbach@sreal.at

&

Singer Fössl RAe kaufen juristische Fachbibliothek, vor allem für öf-
fentliches Recht und Handels- sowie Gesellschaftsrecht.
Telefon (01) 22 88 500.

&

Freie Radiomacherin in Wien nimmt für Sie Vorträge auf, an denen
Sie aus beruflichen Gründen nicht teilnehmen können. Honorar:
freie Spende. Als Einstiegsgeschenk der Vortrag von Jean Ziegler
oder Oscar Lafontaine. Judit Wlaschitz, Telefon (0699)
193 761 20.


